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Editorial von Dietrich Becker-Hinrichs  

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Viele warten wahrscheinlich schon auf diesen Rund-

brief. Schließlich liegt unser letzter Studientag 7 Mo-

nate zurück und es war immer guter Brauch, dass die 

Hauptreferate des Studientags im nächsten Rundbrief 

abgedruckt werden. Personell hat sich ja einiges ver-

ändert beim Forum Friedensethik und wir mussten un-

sere Zuständigkeiten erst mal neu sortieren. Nun aber 

ist er da, der neue Rundbrief!  

Das Referat von Jacqueline Andres von IMI zum 

Thema Klimakiller Militär hat uns vor Augen ge-

führt, welch große Rolle das Militär bei der Freiset-

zung von Kohlendioxid und beim Verbrauch wertvol-

ler Ressourcen spielt. Diese Zahlen kommen in den of-

fiziellen Klimastatistiken überhaupt nicht vor. Sie 

werden verschwiegen. Andres hat intensiv recher-

chiert und zeigt auf, wie viele Ressourcen das Militär 

weltweit verbraucht, aber auch, wie in Kriegen die 

Umwelt zerstört wird. In der Ukraine beispielsweise 

werden auf Jahre hinaus die Äcker nicht bestellt wer-

den können, weil sie voller Glasfaserkabel sind, die 

von den Drohnen stammen. Sie hinterlassen hochgif-

tiges Mikroplastik. Es wird Hunderte von Jahren dau-

ern, um das alles aufzuräumen.  

Das Referat von Franz Segbers auf dem Studientag 

im November macht in erschreckender Weise deut-

lich, in welcher Zeit wir leben, und auf welche Prob-

leme wir zusteuern, wenn die geplante Hochrüstung 

umgesetzt wird. „Kanonen statt Brot“ lautet die 

Überschrift und macht deutlich, dass in der nächsten 

Zeit überall gespart werden wird, besonders im sozia-

len Bereich, um die wahnwitzige Quote von 5% des 

Bruttosozialprodukts bei den Rüstungsausgaben zu er-

reichen. Fünf Prozent klingt bescheiden, es handelt 

sich aber Stand heute um eine Summe von 225 Milli-

arden Euro, das wäre fast die Hälfte des Bundeshaus-

haltes, die jährlich für Rüstung ausgegeben werden 

soll. 

 

 

 

Und die aktuelle Studie von Greenpeace über einen 

Vergleich der Rüstung in Europa und in Russland 

zeigt deutlich auf, dass Europa heute schon Russland 

bei weitem in allen Waffensystemen überlegen ist, 

noch ohne die wahnsinnigen Aufrüstungsprogramme 

in allen Ländern Europas. Wo bleibt angesichts dieser 

Pläne der Aufschrei der Kirchen? 

Er bleibt aus, stattdessen legitimiert die neue Friedens-

denkschrift die Aufrüstung der Bundeswehr. Sie 

spricht zwar in euphemistischen Worten von „rechts-

erhaltender Gewalt“ und legt dem Einsatz von Militär 

die strengen Regeln aus der Lehre vom gerechten 

Krieg an, aber sie rechtfertigt den vorherrschenden 

Kurs der Regierung und erntete dann auch bei der Vor-

stellung der Denkschrift Applaus von Außenminister 

Wadephul. 

Das Entsetzen bei den Pazifistinnen und Pazifisten in 

der evangelischen Kirche ist groß. Die Schrift hat zu 

verschiedenen Gegendenkschriften und guten Stel-

lungnahmen geführt.  Die prominenteste darunter ist 

eine ökumenische Friedensschrift, bei der auch Mit-

glieder des FFE beteiligt waren (Ralf Becker, Karen 

Hinrichs, Heinrich Schäfer, Theodor Ziegler: Wer 

Frieden will, muss mit dem Feind reden. Eine ökume-

nische Friedensschrift, edition pace, 2026). Diese 

Schrift stellt eine klare Alternative auf der Basis der 

Bergpredigt vor, wendet das friedenswissenschaftli-

che Konzept der Friedenslogik an und überträgt die 

friedensethischen Grundüberzeugungen auf den Ukra-

inekrieg. Sie kann im Buchhandel für 8.- € bestellt 

werden. 

Die Ostermarschreden von Ulrich Duchrow und 

Ulrich Bausch nehmen zur aktuellen Weltlage fun-

diert Stellung und enthalten wertvolle Argumente für  
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alle, die den Kurs der Bundesregierung und den Kurs 

der EKD kritisieren wollen.  

In eindrücklicher Weise schildert Wilhelm Wille in 

seinem Artikel das Verhältnis der EKD und der 

Ökumene. Bis in die allerjüngste Zeit gehen die deut-

schen Kirchen einen Sonderweg und konterkarieren 

Stellungnahmen des Ökumenischen Rates. Das ist für 

ökumenisch eingestellte Christen schwer erträglich. 

Das gilt auch für das Verhältnis zu Israel und Paläs-

tina, wo sich die EKD unsolidarisch gegenüber den 

Christen in Palästina zeigt und vor lauter Angst, anti-

semitisch zu sein, die furchtbaren genozidalen Zerstö-

rungen Israels im Gazastreifen nicht benennt. 

Der Artikel von Manfred Jeub „Die Evangelische 

Kirche und der Genozid in Gaza“ zeichnet das mo-

ralische Desaster der Evangelischen Amtskirchen im 

Verlauf der Gazakriegsjahre nach. Der Artikel von 

Katja Buck gibt die Stimmen der palästinensischen 

Christen wieder, die zutiefst erschüttert sind, wie we-

nig das Leid der Menschen in Gaza und Israel von den 

deutschen Kirchen wahrgenommen wird. Fadi Diab, 

anglikanischer Priester in Ramallah: „Es verletzt uns 

zutiefst, dass unser Leid und all die Ungerechtigkeit, 

die wir erleben, nicht einmal von unseren Partnern in 

ihren Ländern öffentlich angeprangert wird.“ 

Zum Thema gehört auch die Buchrezension von 

Manfred Jeub zu einem Buch von Fabian Goldmann 

Staats(räson)funk: Deutsche Medien und der Ge-

nozid in Gaza. Goldmann hat sorgfältig recherchiert, 

wie über Israel und Palästina in den deutschen Medien 

gesprochen und geschrieben wird und welche Un-

gleichgewichte und Verzerrungen da vorherrschen. 

Geradezu wohltuend ist auch für uns Evangelische der 

Auszug aus der neuesten Enzyklika des Papstes. Er 

hat zwar vor allem die KI zum Thema, aber geht auch 

auf spezifische friedensethische Themen ein. Seine  

 

Kritik am militärisch-industriellen Komplex liest man 

in keiner evangelischen Denkschrift. 

Zuvorderst im Rundbrief ist die Einladung zum nächs-

ten Studientag im November enthalten. Er findet am 

Samstag, den 7. November 2026 ganztags in Karls-

ruhe statt. Das große Thema lautet Widerstehen für 

eine überlebensfähige Welt. 

Die renommierte Rechtswissenschaftlerin Prof. Dr. 

Ninon Colneric wird in ihrem Vortrag die Nahostpoli-

tik des Westens in Bezug auf das Völkerrecht und die 

Demokratie in den Blick nehmen und Andreas Zu-

mach spricht über Wege zu einer dekolonialen multi-

polaren Welt.  

Auch die badische Landeskirche nimmt den Faden des 

friedensethischen Diskurses mit einem großen Stu-

dientag Friedensarbeit auf, der am 11. Juli in Karls-

ruhe stattfindet. Mit diesem Studientag stellt sich der 

neue Friedensbeauftragte der ekiba, Prof. Stephen 

Lakkis, vor und wird in sein Amt eingeführt. Zahlrei-

che Workshops nehmen die drängenden Fragen von 

Krieg und Frieden auf. Ein Gast aus der UCC wird 

über den Widerstand der US-Kirchen gegen die Politik 

Trumps berichten. Für mich spannend ist die Frage, ob 

an diesem Studientag Akzente gesetzt werden, die sich 

von den Grundaussagen der Denkschrift der EKD we-

sentlich unterscheiden. 

Das Forum Friedensethik wird die Weltpolitik und die 

kirchlichen Stellungnahmen auch weiterhin kritisch 

kommentieren. Dazu laden auch unsere Webseite und 

der regelmäßig erscheinende Newsletter ein. 

Mit pazifistischen Grüßen 

Dietrich Becker-Hinrichs 
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FFE FORUM FRIEDENSETHIK 

 in der Evangelischen Landeskirche in Baden 

Einladung zum FFE-Studientag am 7. November 2026: Widerstehen 
für eine überlebensfähige Welt  

 

Die internationale Rechtsordnung, Voraussetzung einer überlebensfähigen Welt, wird nicht erst durch den amerika-

nischen Präsidenten Trump und die ihn stützende politisch-wirtschaftliche Bewegung missachtet und zerstört. An 

der westlichen Nahostpolitik zeigt sich das in exemplarischer Weise. Das wird uns am Vormittag beschäftigen. Die 

aktuelle Politik Deutschlands und seiner Verbündeten öffnet nirgendwo eine hoffnungsvolle Perspektive. Wir werden 

am Nachmittag danach fragen, wie wir aufhören können, einfach Zuschauer*innen katastrophaler globaler Entwick-

lungen und schweigende Unterstützer der sie treibenden politischen Kräfte zu sein. Und wir werden nach Elementen 

einer Ordnung suchen, für die wir einstehen wollen, die noch zur „Rettung des Planeten“ (Papst Franziskus) beitragen 

kann.  

Termin      Samstag, 7. November 2026, 10:30 – 17:00 Uhr 

Ort                      Albert-Schweitzer-Saal an der Christus-Kirche in Karlsruhe 

                          Reinhold-Frank-Straße 48a (beim Mühlburger Tor) 

    Saal ab 9.00Uhr geöffnet für Begegnungen bei Tee, Kaffee, Hefekranz 

Tagungsbeitrag   30,00 EUR inkl. Mittagessen und Getränke 

Anmeldung         möglichst bald, spätestens 1. November 2026 bei Dr. Werner Schmidt, 

                             E-Mail: dr.schmidt-keltern@t-online.de, Tel.: 07236-7306 

 

Programm 

10:00    Ankommen 

10:30    Begrüßung und Einführung       

10:45-11:30  Vortrag Die Nahostpolitik des Westens – das Völkerrecht  

und die Demokratie, Prof. Dr. Ninon Colneric 

11:30-12:00  Rückfragen aus dem Plenum – Pause 

12:15-13:00   Kleingruppenarbeit zu einzelnen Aspekten des Themas 

13:00-14.00   Mittagspause 

14:00-14:45  Vortrag Sicherheit neu denken: eine dekoloniale multipolare Welt wagen,                                    

Andreas Zumach 

14:45-15:15  Rückfragen aus dem Plenum – Pause 

15:30-16:15   Kleingruppenarbeit zu einzelnen Aspekten des Themas 

16:15-16:45   Abschlusspodium mit den Referent*innen 

17:00              Ende der Veranstaltung 

Veranstalter 

Forum Friedensethik (FFE) in der Evangelischen Landeskirche in Baden in Kooperation mit dem Friedensbeauf-

tragten der Evangelischen Landeskirche in Baden – Fachdienst Frieden der Evangelischen Akademie Baden, pax 

christi Diözesanverband im Erzbistum Freiburg und den Jungen Alten in der Evangelischen Erwachsenenbildung 

Karlsruhe 

 

mailto:dr.schmidt-keltern@t-online.de
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Dokumentation des FFE-Studientages „Bombenwetter und soziale 
Kälte“ am 8. November 2025 in Karlsruhe  

  

1. Begrüßung und Einführung von Manfred Jeub 

 

Liebe Mitglieder und Freunde des Forums Friedens-

ethik, meine Damen und Herren, 

ich begrüße Sie alle herzlich zum diesjährigen Stu-

dientag und freue mich, dass wir den Albert-Schweit-

zer-Saal dieses Jahr wieder recht gut gefüllt haben. 

Auch denjenigen, die diese Veranstaltung via Internet 

verfolgen, ein herzliches Willkommen!  Die Themati-

ken, die uns beschäftigen, werden ja zunehmend be-

drängend.  

Kürzlich habe ich das Buch „Kognitive Kriegsfüh-

rung“ von Jonas Tögel gelesen. Keine ganz leichte 

Lektüre – jedenfalls schärft sie die Aufmerksamkeit 

auf das, was mit unserer öffentlichen Sprache vor sich 

geht. Seither fällt mir auf, wie viel Sätze in unseren 

Nachrichten neuerdings beginnen mit: „Angesichts 

der Bedrohungslage…“ Da wird eine Behauptung ein-

fach zum Faktum gemacht. Entgegen aller vernünfti-

gen Betrachtung der realen Kräfteverhältnisse wird in-

zwischen unterstellt, dass unser Land, ja, ganz Europa 

durch eine russische Aggression akut bedroht sei. 

Dazu gehört auch die Mär von der militärischen Un-

terfinanzierung. Dabei sind die europäischen NATO-

Ausgaben von 2014 bis 2024 um über 70 Prozent ge-

stiegen und es steht außer Frage, dass hinsichtlich 

Wirtschaftsleistung, Verteidigungsausgaben und Waf-

fensystemen die europäischen NATO-Staaten Russ-

land klar überlegen sind.  

Doch Bedrohungsängste zu schüren gehört zum Stan-

dardrepertoire im Krieg um die Köpfe und leider 

scheint die Propaganda zu verfangen. Repräsentative 

Umfragen in diesem Jahr zeigen, dass eine Mehrheit 

der Deutschen die mit der sogenannten Zeitenwende 

begonnene und von der Merz-Regierung fortgesetzte 

gigantische Aufrüstung bejaht (Im März d.J. waren 

66% der Befragten für höhere Verteidigungsausgaben, 

im September 64%.). Eine Widersprüchlichkeit zeigt 

sich allerdings bei der Frage nach der persönlichen 

Wehrbereitschaft. Im August titelte die ZEIT als Er-

gebnis einer Forsa-Umfrage „Nur 16 Prozent würden 

auf jeden Fall für Deutschland kämpfen“. Eine klare 

Mehrheit von 59 Prozent wäre demzufolge nicht dazu 

bereit, Deutschland im Falle eines militärischen An-

griffs mit der Waffe zu verteidigen.  

 

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-08/um-

frage-bundeswehr-kriegsfall-kampf-bereitschaft. 

Auch die Wiedereinführung der Wehrpflicht hat nach 

aktuellen Umfragen eine Mehrheit, die durch die älte-

ren Jahrgänge zustande kommt, während bei den jun-

gen, existentiell betroffenen die Ablehnung überwiegt.  

Die AfD und in den USA Trump zeigen das Paradox, 

dass Menschen durch Emotionalisierung, Feindbilder 

und Angstmache dazu gebracht werden können, gegen 

ihre eigenen, wohlverstandenen Interessen zu stim-

men. Die Frage ist: Wie weh müssen die Folgen einer 

bestimmten Politik tun, bis sie sich auf ihr eigenes 

Wohl besinnen? 

Die Regierung Scholz hat den Rüstungsschub ihrer 

„Zeitenwende“ zunächst einmal durch ein sog. „Son-

dervermögen“ finanziert, das in Wahrheit eine Son-

der-Verschuldung bedeutet. Im Frühjahr hat der abge-

wählte Bundestag der neuen Regierung noch schnell 

eine weitere, riesige Schuldenaufnahme ermöglicht. 

Belastet werden die Nachkommenden. Der Effekt ist 

eine Verschiebung: Dass es nicht gleich, sondern spä-

ter weh tut. Trotzdem zeigt in prekären Haushaltszei-

ten die Aufblähung des Wehretats bereits jetzt bittere 

Wirkungen. In der Umweltpolitik sind die Ressourcen 

nicht da, selbstgesteckte Ziele zu erreichen. In der So-

zialpolitik geht es zuerst den Schwächsten an den Kra-

gen, aber schon wird gefragt, ob wir uns den Sozial-

staat noch leisten können.  

Wir haben dem Studientag den metaphorischen Titel 

gegeben: Bombenwetter und soziale Kälte und mei-

nen damit ein gemeinsames Nachdenken über die Zu-

sammenhänge von Aufrüstung mit Klima- und Sozial-

politik. Welchen Preis zahlen wir fürs Kriegstüchtig-

Machen? Welche Klimafolgen verursacht das Militär, 

bei Klimaschutzzielen stets außen vor, schon in Frie-

denszeiten, erst recht aber in den laufenden Kriegen? 

Müsste nicht die Umweltbewegung automatisch eine 

Friedensbewegung sein? Dies Thema beschäftigt uns 

am Vormittag und dazu begrüße ich jetzt ganz herzlich 

die Referentin Jacqueline Andres. Frau Andres hat ei-

nen Master in internationale Beziehungen, sie ist Mit-

glied des erweiterten Vorstands der Informationsstelle 

Militarisierung (IMI) in Tübingen und dort Referentin 

für Militär und Klima.   

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-08/umfrage-bundeswehr-kriegsfall-kampf-bereitschaft
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-08/umfrage-bundeswehr-kriegsfall-kampf-bereitschaft
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Schon im Frühjahr sagte Clemens Fuest, der Talk-

show-affine Chef des ifo-Instituts für Wirtschaftsfor-

schung, bei Maybrit Illner den bemerkenswerten Satz: 

„Kanonen und Butter, es wäre schön, wenn das ginge, 

aber das ist Schlaraffenland, das geht nicht.“ Jetzt ha-

ben wir Herbst und möchten Näheres wissen. Zu den 

sozialpolitischen Auswirkungen des Aufrüstungskur-

ses haben wir als Referenten für den Nachmittag Franz 

Segbers gewonnen. Vielen hier dürfte er durch seine 

engagierten Publikationen gut bekannt sein. Professor 

Segbers ist Theologe, emeritierter Professor für 

Sozialethik an der Uni Marburg und arbeitet mit im 

Diakonischen Werk Hessen und Nassau. Wir dürfen 

uns auf seinen Vortrag am Nachmittag freuen. 

Jetzt aber übergebe ich erst einmal an meine Leitungs-

kreiskollegin Helga Schmidt, die den Vortrag von Jac-

queline Andres anmoderieren wird.  

 

 

2. Klimakiller Militär Transskript des aufgezeichneten Vortrags von Jacqueline 
Andres (IMI Tübingen)  

 

Mein Vortrag heißt „Klimaschutz heißt Abrüstung“, 

und das ist auch meine tiefe Überzeugung. Und wie 

ich dazu komme, das werde ich euch jetzt darstellen. 

Das Foto, das wir sehen, ist eine Aufnahme von dem 

Fotografen Sebastao Salgado. Wir sehen hier ein bren-

nendes Ölfeld in Kuwait 1991. Ich sehe die ersten 

Köpfe nicken. Wir sehen das Greater-Burhan-Ölfeld, 

was in Flammen gesetzt ist. Wir sehen auch einen Feu-

erwehrmann, der mit chemischem Spray zu seinem 

Schutz besprüht wird. 1991 zogen die irakischen Trup-

pen aus Kuwait ab und setzten dabei Hunderte von Öl-

feldern in Brand. Laut Schätzungen von dem Carbon 

Dioxide Information Analysis Center machten diese 

brennenden Ölquellen 2% der globalen Emissionen 

von 1991 aus. Es ist nicht einfach, Ölquellen zu lö-

schen. Und sie brennen lange. Es ist eines der eklatan-

testen Beispiele dafür, wie umwelt- und klimaschäd-

lich Militär und Krieg sein können. Dabei ist Krieg an 

sich Zerstörung und immer auch Umweltzerstörung 

und immer auch Klimazerstörung. Wie der Sänger Ed-

win Starr es gesagt hat: War can't give life, it can only 

take it away. Krieg kann kein Leben geben, er kann es 

nur nehmen. Kriege befeuern den Klimawandel. 

Dafür sprechen wir heute über den Elefanten im 

Raum. Der Elefant im Raum sind die militärbedingten 

Emissionen. Und wir schauen uns an, wie es sein kann, 

dass das Militär so einen großen Beitrag zum men-

schengemachten Klimawandel leistet und ihn befeu-

ert. Wie verursacht Militär Emissionen? Was sind die 

Quellen? Das sind zum einen die Militärübungen, es 

sind zum anderen die Militärlogistik und die Kriegs-

ausführung. Dazu nehmen könnten wir noch die Rüs-

tungsproduktion, die wird heute nicht viel Raum fin-

den, aber die gehört auch noch dazu. Dann schauen wir 

uns an, wie wird denn über Klimawandel im Militär 

gesprochen, und kommen dann zu dem Titel, zu mei-

ner Überzeugung, zu dem Schluss: Klimaschutz heißt 

Abrüstung. Militärbedingte Emissionen sind der Ele-

fant im Raum. Das sagten verschiedene Aktivisten und 

Aktivistinnen bei den COP-Treffen, weil sie 

kritisierten, dass sie beim Weltklimarat keinen Raum 

finden, dass sie nicht angesprochen werden. Es wurde 

in der Einleitung bereits darauf hingewiesen, dass sie 

nicht in den Abkommen vorkommen. Militärbedingte 

Emissionen werden nicht im Kyoto-Abkommen ge-

nannt, sie wurden da bewusst ausgeklammert. Im Pa-

riser Abkommen werden sie der Freiwilligkeit über-

lassen. Das heißt, die Staaten haben Militärapparate, 

die unheimlich viele Emissionen verursachen und die 

müssen nicht berechnet werden, sie müssen nicht do-

kumentiert werden, sie müssen nicht gemeldet werden 

und sie müssen auch nicht reduziert werden. 

Daraus folgt: Wir haben keine Zahlen. Wir wissen 

nicht, wie groß genau die militärbedingten Emissionen 

sind. Was wir haben, sind Forscher und Forscherin-

nen, die versucht haben, das auszurechnen, das zu 

schätzen. Das heißt, die Zahlen, die wir haben, sind 

Schätzungen, oftmals von aktivistisch geprägten Jour-

nalisten und Journalistinnen, Forscher und Forscherin-

nen, die durchaus verstanden haben, dass, wenn wir 

eine ernst gemeinte Klimapolitik betreiben wollen, 

dass das auch das Militär umfassen muss. Eine Ein-

richtung von diesen Forschern und Forscherinnen 

heißt CIOP, Conflict and Environment Observatory, in 

Großbritannien. Sie und die Scientists for Global Res-

ponsibility schätzen zusammen, dass die militärbe-

dingten Emissionen weltweit gesehen etwa 5,5% der 

globalen Emissionen ausmachen. Das sind aber Schät-

zungen, die hauptsächlich darauf basieren, dass man 

sich überlegt, wie hoch ist denn der Verbrauch der fos-

silen Energien in dem Militär? Was tanken denn die 

Panzer? Was tanken denn die Flugzeuge? Was tanken 

denn die Kriegsschiffe? Was nicht mit eingerechnet 

ist, sind: Wie viel Emissionen verursacht der Wieder-

aufbau von einer zerstörten Stadt? Wie viel Emissio-

nen verursacht die Explosion von Bomben? Wie viel 

Emissionen verursacht es, wenn Schiffe ineinander 

kollidieren und Erdöl ausläuft von den Kriegsschif-

fen? Das alles ist nicht mit eingerechnet. Diese ganzen 

indirekten Emissionen sind nicht damit drin. Also 
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nehmen wir jetzt die Emissionen, die hauptsächlich 

auf dem Verbrauch von fossilen Energien von den Mi-

litärapparaten basieren, und wir nehmen all diese Mi-

litärapparate und machen aus ihnen einen Staat. 

Wir tun so, als wären all die globalen Militärapparate 

zusammengefasst ein Staat. Dann wäre der Staat an 

Platz 4 von den Staaten mit den höchsten Emissionen, 

nach China, den USA und Indien. Also, wir wissen 

nach Schätzungen von Forschern und Forscherinnen, 

die militärbedingten Emissionen sind erheblich, sie 

sind massiv, sie sind enorm hoch. Wir haben auch ei-

nen Zusammenhang zwischen dem Verbrauch von 

fossilen Energien von den Militärapparaten und dem 

Einsatz von Militär. Nun ist es so, das Militär braucht 

fossile Energien, um das militärische Großgerät, die 

Schiffe, die Panzer, die Fightjets zu betanken. Und das 

Militär sichert den Zugang zu den fossilen Ressourcen 

und den Transport von ihnen. Was wir hier sehen, ist 

eine Studie von Greenpeace. Und diese Studie, die 

2021 veröffentlicht wurde, die zeigt auf, dass zwei 

Drittel aller Militärmissionen von der EU und von EU-

Staaten darauf abzielen, den Zugang zu fossilen Ener-

gien zu sichern und ihren Transport. Das ist immer mit 

eine Aufgabe von den meisten EU-Militärmissionen, 

von denen wir viele haben. Die sind alle hier aufgelis-

tet. Das sind die European Fossil Fuel Missions. Das 

heißt, das sind die Missionen, wo es auch um die Si-

cherung von Zugang zu fossilen Energien und ihrem 

Transport geht. Ich möchte auf ein Beispiel eingehen, 

und zwar das Beispiel von Mosambik. 

Der Staat im südlichen Afrika, der einzige Staat, der 

da markiert ist, das ist Mosambik. Und in Mosambik 

gibt es eine LNG-Site, eine Erdgasförder-ungsanlage 

von Total. Total ist einer der größten euro-päischen 

Energiekonzerne, ein Energieriese aus Frankreich mit 

sehr viel Einfluss auch auf die politi-sche Landschaft 

auf dem afrikanischen Kontinent. Aber bleiben wir bei 

einem Punkt, und zwar 2021 zieht sich Total aus 

Mosambik zurück. Wegen terroristischer Aktivitäten 

in der Provinz Cabo Delgado, wo sie eben die Afungi-

LNG-Site betreiben. Und Total wünscht sich die Wie-

derherstellung von Sicherheit und Stabilität in der Pro-

vinz Cabo Delgado. Wenige Monate später beschließt 

die EU eine EUTM, eine European Union Training 

Mission, um die Sicherheitskräfte in Mosambik aus-

zubilden, um wieder für Sicherheit zu sorgen, damit 

Total wieder weiter Erdgas fördern kann. Das ist ein 

Beispiel. Wir könnten die Staaten hier weiter durchge-

hen. Ich möchte auf eine Anekdote jedoch hinweisen, 

meine Lieblingsanekdote, wenn es um die Sicherung 

von fossilem Zugang zu fossiler Energie durch Militär 

geht. Und zwar bei dem Irakkrieg 2003 war die Frage 

im Militär: Wie nennen wir diesen Krieg? Die Kriege 

des US-Militärs werden, nicht nur im US-Militär, 

meistens Operation genannt. Das haben wir auch bei 

den NATO-Missionen. Das sind immer Operationen: 

Operation Enduring Freedom, Operation Resolute 

Support. Und die Frage war, welche Operation ist das 

jetzt, wie nennen wir sie? Und es gab den Vorschlag, 

wir könnten das Operation Iraqi Liberation nennen, 

die irakische Befreiung von Saddam Hussein. Und 

dann wurde dazwischengeworfen: Naja, aber wenn 

wir das jetzt abkürzen, dann ist es ja OIL, dann ist es 

ja Oil. Die Operation wurde nicht so genannt. Also wir 

stellen fest, das Militär verbraucht viele fossile Res-

sourcen; damit schafft das Militär viele Emissionen 

und das Militär sichert den Zugang zu ihnen. Sie be-

dingen sich. Jetzt habe ich öfters gesagt, die Emissio-

nen vom Militär sind so hoch. Damit wir ein Bild da-

von kriegen, wie das passiert, schauen wir uns ein paar 

Beispiele an. Ich werde Fragen stellen, niemand muss 

antworten, ich möchte niemanden in Verlegenheit 

bringen, aber kurz allen die Möglichkeit geben, mal zu 

schätzen, mal zu überlegen und mal reinzufühlen, wie 

hoch der Verbrauch eigentlich ist. Wir sehen hier ei-

nen Leopard-2-Kampfpanzer. Die Frage ist: Wie viel 

Liter verbraucht ein Leopard-2-Kampfpanzer auf 100 

Kilometer im Gelände? Es gibt unterschiedliche Zah-

len tatsächlich. Von 500 bis 530 Liter auf 100 Kilome-

ter im Gelände. Als Nächstes haben wir hier einen 

Kampfjet. Das ist der Kampfjet Eurofighter und auch 

hier die Frage: Wie viel verbraucht ein Eurofighter pro 

Flugstunde? - 5.000. Es sind bis zu 3.500 Kilogramm 

Treibstoff. Pro Flugstunde. Dann kommen wir zu ei-

nem F-35-Kampfjet. Auch hier die Frage: Wie viel 

verbraucht der? Wie viel Kilogramm Treibstoff pro 

Flugstunde? Und es sind - es gibt unterschiedliche 

Zahlen - es sind 5.600 bis 7.000 Kilogramm Treibstoff 

pro Flugstunde. Und wir kommen zum letzten Bei-

spiel. Wir sehen hier einen B-52-Bomber. Der ver-

braucht bis zu 12.000 Kilogramm Treibstoff pro Flug-

stunde. Also, wenn wir das vergleichen, 12.000 Kilo-

gramm sind dann auch 12.000 Liter, das ist praktisch 

mehr als ein Familienauto im Durchschnitt im Jahr 

verbraucht. Es gab die Berechnungen von einem Ab-

geordnetenbüro der Partei Die Linke für den Ver-

brauch von dem Eurofighter. Und die haben dann mal 

gefragt, das war im Jahr 2017, wie viel Flugstunden 

haben die Kampfjets der Bundeswehr vom Typ Euro-

fighter denn gemacht? Und aus der Antwort, es war 

eine kleine Anfrage an den Bundestag, kam raus, es 

waren 10.000 Flugstunden. Und dann hat eine Um-

weltorganisation, ich bin mir nicht mehr sicher, ob es 

NABU oder BUND war, ausgerechnet, naja, oder ob 

es das Abgeordnetenbüro der Linken war, aber die ha-

ben dann ausgerechnet, wie viele Bäume müssten ge-

pflanzt werden, um diese Emission wieder auszuglei-

chen. 

Und sie kamen darauf, dass es 9 Millionen Bäume wä-

ren. Der Verbrauch ist unglaublich hoch. Und der 
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Verbrauch steigt. Es gibt Berechnungen, die sich an-

schauen, oder es ist jetzt die Arbeit von Christophe 

Bonneuil und Jean-Baptiste Friseau, die haben sich an-

geschaut, na, wie ist denn so dieser Verbrauch im 

Durchschnitt vom Militär über die Zeit? Und die ha-

ben gesagt, im Zweiten Weltkrieg verbrauchte die 

dritte Armee von General Patton aus den USA pro Tag 

eine US-Gallone Benzin, das sind 3,7 Liter. Dann kam 

der Vietnamkrieg, da waren es dann 9 Gallonen. Dann 

kam Operation Desert Storm, also der erste Golfkrieg, 

da waren es 10 Gallonen. Der zweite Golfkrieg: 15 

Gallonen. Und wir sehen, dass der Verbrauch sich 

auch steigert. Der Eurofighter verbraucht weniger als 

der F-35. Die Bundeswehr beschafft jetzt F-35. Das 

heißt, der Verbrauch von den Kampfjets auch da 

steigt. Dieses militärische Großgerät, diese Kampfjets, 

die Panzer, die Schiffe, die sind ständig im Einsatz. 

Nicht nur im Krieg. In der Einleitung hieß es auch 

schon, wurde auch schon darauf hingewiesen, nicht 

nur zu Kriegszeiten, auch zu Friedenszeiten. Diese 

Militärübungen, die werden tagtäglich durchgeführt. 

Wir haben Militärübungen auf nationaler Ebene, wir 

haben Militärübungen auf bilaterale Ebene. Wir haben 

Militärübungen auf multinationaler Ebene. 

Allein die NATO macht mehr als 200 multinationale 

Übungen pro Jahr. Wenn wir dann noch dazurechnen, 

was es noch für Staaten weltweit gibt, auch außerhalb 

der NATO. Es wird tagtäglich der Krieg eingeübt. 

Tagtäglich ist das Militärgerät im Einsatz. Die ver-

brauchen dann diese erheblichen Mengen an fossilen 

Energien. Und was dazu kommt, sind die Unfälle. Paul 

Virilio, ein französischer Philosoph, der sagte: Jede 

Technologie erfindet auch ihren Unfall. Das heißt, 

Pipelines haben Lecks, das heißt, Flugzeuge stürzen 

ab, Schiffe kollidieren. Es gibt immer auch den Unfall 

und der kann fatal sein. Was wir hier sehen, ist eine 

Aufnahme aus dem Jahr 2018 in Meppen. 2018 war 

ein Jahr mit Hitzewarnung. Es hieß: Bitte raucht nicht 

im Wald, bitte grillt nicht im Wald, es besteht Wald-

brandgefahr. Die Bundeswehr durfte eine Luft-Boden-

Übung durchführen. Das heißt, sie durfte eine Rakete 

aus einem Helikopter auf den Boden abschießen. Und 

die Rakete wurde in einem Übungsgelände abgeschos-

sen, das aus Moor besteht. Das heißt, die Bundeswehr 

hat bei Hitzewarnung eine Rakete aus einem Helikop-

ter auf ein trockenes Moor geschossen. Und Meppen 

brannte wochenlang. Die Löscharbeiten wurden 

dadurch erschwert, dass Munitionsreste dort vorhan-

den sind. Und wenn ein Feuer besteht und da sind Mu-

nitionsreste, dann besteht eine Gefahr für die Leute, 

die das Feuer löschen wollen, denn das kann hochge-

hen. 

Das heißt, die Löscharbeiten wurden erschwert. Und 

das ist oft so, wenn an einem Truppenübungsplatz oder 

einem Gebiet, wo Munitionsreste auch durch vorher-

gehende Kriege bestehen, dann kann da schwer ge-

löscht werden. Das Moor brannte wochenlang und es 

war groß, es war 12 Quadratkilometer groß. Das sind 

1.100 Fußballfelder. Und der Naturschutzverbund 

NABU schätzt, dass dieser Brand, dieser Moorbrand, 

so viel Emissionen verursachte wie der Jahresver-

brauch von 50.000 bis 90.000 Personen im Durch-

schnitt in der BRD. Nun brennt es häufig bei der Bun-

deswehr. 2022 gab es 1.994. Die hatten jetzt nicht das 

Ausmaß von Meppen, aber es passiert häufig. Eine 

weitere Folge von Militärübungen oder militärischen 

Aktivitäten allgemein ist das Sterben von Meeressäu-

gern. Wir sehen hier gestrandete Delfine im Schwar-

zen Meer. Es gibt immer mehr gestrandete Delfine im 

Schwarzen Meer durch die militärischen Aktivitäten 

dort. Und wir sehen das aber auch bei großen NATO-

Übungen oder allgemein bei Militärübungen. Und 

Forscher und Forscherinnen haben schon lange darauf 

hingewiesen. Und sie führen es darauf zurück, dass die 

Militärschiffe militärisches Sonar einsetzen. Und die-

ses militärische Sonar stört das Sonar, was Meeressäu-

ger einsetzen. Also, die benutzen das für ihre Fort-

pflanzung, für Nahrungsmittelaufnahme, für Kommu-

nikation, für Orientierung. Für alles, was sie tun. 

Wenn jetzt Schiffe dazukommen und diese gleichen 

Frequenzen ausstoßen, dann stört das alles, was sie 

tun, und sie stranden häufig. 

Die Folgen dafür sind sehr relevant für den menschen-

gemachten Klimawandel. Und zwar ist es so, dass 

Wale sehr wichtig sind für den Klimaschutz. Das war 

mir lange auch nicht bewusst. Aber Wale sind sehr 

wichtig, weil Wale nehmen Nahrung auf aus den Tie-

fen der Ozeane. Sie steigen in die Höhe von den Oze-

anen und geben Wal-Dung ab. Aus diesem Wal-Dung 

entsteht dann Phytoplankton. Und dieses Phytoplank-

ton ist erstens die Grundlage für die Nahrungskette in 

den Ozeanen. Und das Phytoplankton speichert CO2 

und gibt Sauerstoff ab. Also das heißt, einen Atemzug, 

den wir machen, machen wir wegen der Bäume dieser 

Welt und den anderen Atemzug, den wir machen, ma-

chen wir dank der Ozeane der Welt. Und dieses Phy-

toplankton absorbiert unglaublich viel CO2. Die Wale, 

die essen auch das Phytoplankton. Das CO2 geht in die 

Körper der Wale und wenn die Wale sterben, dann sin-

ken sie in die Tiefen der Ozeane und speichern dort in 

ihren Kadavern das CO2 über mehr als 1.000 Jahre. 

Die Wale sind eine natürliche CO2-Senke. Es gibt 

Schätzungen von der Zeitschrift Finance and Develo-

pment, von dem Internationalen Weltwährungsfonds, 

und diese Wissenschaftler, Wissenschaftlerinnen hier, 

die aufgeführt sind, die kamen zu dem Schluss: Wenn 

wir 1% mehr Wal-Aktivität haben, 1% mehr Wal-

Dung, dann ist das so viel, als hätten wir auf Anhieb 2 

Milliarden ausgewachsene Bäume dazugewonnen. 
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Wir haben die Militärübungen, die tagtäglich Mee-

ressäuger stören. Und wir haben jetzt die Entwicklung, 

dass die NATO vom Digital Ocean spricht. Damit 

möchte die NATO Drohnen einsetzen, Unterwasser-

drohnen, um die Tiefen der Ozeane aufzuklären. Das 

ist ein alter militärischer Traum, immer alles in Echt-

zeit zu sehen und kommunizieren zu können. Und sie 

möchten diesem Traum näherkommen. Und diese 

Drohnen werden jetzt wohl auch militärisches Sonar 

einsetzen. Sie machen das, um damit Minen aufzuspü-

ren, den Feind im Wasser um die Sicherheit von den 

Tiefseekabeln zu garantieren. Da seht Ihr auch die 

Karte mit den Tiefseekabeln. Also, wir haben sehr 

viel, was in den Ozeanen passiert. Und natürlich ist es 

auch wirtschaftlich interessant für den Tiefseeberg-

bau, der immer mehr ein größeres wirtschaftliches 

Thema wird. So viel zu den Militärübungen. Wir ha-

ben die Militärlogistik und da möchte ich nur ein Bild 

zeigen von der BRD mit den ganzen Standorten der 

Bundeswehr. Und wir müssen uns vorstellen oder ich 

lade alle ein, sich vorzustellen, dass diese Standorte 

ausgestattet werden müssen die ganze Zeit. Also die 

brauchen Material, die haben ihre Truppen, das Mate-

rial muss instandgesetzt werden. Ich weiß nicht, ich 

habe lange in Tübingen gewohnt und da sieht man am 

Bahnhof dann immer wieder die Panzer, die da stehen, 

die von der Bahn transportiert werden und die werden 

dann irgendwohin transportiert für eine Übung oder 

sie werden irgendwohin transportiert, weil sie einen 

neuen Anstrich brauchen.  

Also dieses Militärgerät ist auch zwischen den Stand-

orten oft in Bewegung und natürlich auch in den Ein-

satzländern, wo die Bundeswehr aktiv ist. Auch dort, 

diese Einsatzorte brauchen ihre Truppen und sie brau-

chen das Gerät und sie brauchen die Extrabedürfnisse 

der Bundeswehr, wie zum Beispiel die Soldaten in 

Mali an Weihnachten einen Weihnachtsbaum aus 

Deutschland eingeflogen gekriegt haben. Oder auch 

das Wasser, weil das Wasser nicht den deutschen Qua-

litätsstandards entsprochen hat in Mali. Also das sind 

immer Konsequenzen, die natürlich auch Emissionen 

verursachen. Und wenn wir uns dann die USA an-

schauen. Das ist der Staat mit den meisten Standorten 

außerhalb des eigenen Territoriums. Da sind wir bei 

mehr als 800 Standorten. Da gibt es dann unterschied-

liche Definitionen, ab wann eine Militärbasis auch als 

Militärbasis gilt. Aber das sind dann manchmal auch 

kleine Städte, also ein bisschen das, was die BRD jetzt 

in Litauen plant. Wenn die Bundeswehr nach Litauen 

soll, geht das immer mit Sack und Pack. Das heißt, da 

gibt es dann auch Kindergärten, da gibt es dann auch 

Supermärkte, alles, was die Bundeswehr so braucht, 

um sich wohlzufühlen. Und das ist ja auch der Fall. Ich 

weiß nicht, ob irgendjemand von euch schon mal in 

einer US-Basis war, hier auch in Deutschland viel-

leicht. 

Aber dann - bitte? Rammstein. Ja, da gibt es dann auch 

einen Supermarkt oftmals mit Produkten aus den 

USA, damit sich die Soldaten mehr zu Hause fühlen, 

und damit besser für den Krieg bereit sind. Oder es 

gibt dann die ganzen elektronischen Geräte, die einge-

flogen werden. Also, das ist alles die Logistik, die mit 

dabei ist. Nichts ist aber zerstörerischer als die Kriegs-

ausübung, die im Kern auf die Zerstörung abzielt. Um-

welt ist immer wieder Ziel des Angriffs. Wir sehen 

hier Vietnam und wir sehen einmal das Bild mit den 

vielen Strichen. Das ist eine Karte mit den Flugrouten, 

die das US-Militär geflogen ist, um die Herbizide zu 

versprühen. Also Agent Orange ist das bekannteste 

von ihnen und es wurden 70 Millionen Liter von che-

mischen Stoffen versprüht, die Pflanzen töten, die ent-

lauben sollen, um dem Feind die Lebensgrundlage zu 

entziehen und um ihn aufspüren zu können, um ihn 

sichtbar zu machen, dass er sich nicht länger unter den 

Blättern der Bäume verstecken kann. 70 Millionen Li-

ter wurden innerhalb von 10 Jahren von 1961 bis 1971 

versprüht. Dabei wurden 23% der gesamten Wälder 

Vietnams zerstört. Wir haben auch im Irak zum Bei-

spiel die Trockenlegung der Sümpfe im Süden des 

Iraks, als Saddam Hussein die Menschen dort be-

strafte, die gegen ihn demonstrierten. 

Wir haben immer wieder die Natur als Ziel, als An-

griffsziel. Und es sind immer wieder die Wälder, die 

zerstört werden. Sie werden zerstört, weil sie Kriegs-

schauplatz sind, wie auf diesem Bild hier. Das ist eine 

Aufnahme aus 2022 aus der Ukraine. Lange verlief die 

Front in einem Naturschutzgebiet in der Ukraine, es 

brannte ständig, es wurden Schützengräben ausgeho-

ben, dadurch wurde das Wurzelwerk der Bäume be-

schädigt. Die Wälder sind voll mit ausgedienten Mili-

tärfahrzeugen, abgebrannten Militärfahrzeugen, die 

Schwermetalle in den Boden abgeben, die den Boden 

verseuchen. Wir haben aber auch immer wieder die 

Wälder nicht nur als Kriegsschauplatz in den Kriegen, 

sondern auch als Ort der Zuflucht, wo Menschen hin-

fliehen, wo sie sich Brennholz herholen, wo sie sich 

Holz holen, um sich vorübergehende Behausungen, 

improvisierte Behausungen zu schaffen. Und wir ha-

ben auch immer wieder die Unternehmen, die in 

Kriegszeiten in die Wälder gehen und abholzen. Pas-

sen nicht so viele Leute auf, kann man dann gut ver-

kaufen. Also, es wird dann illegal abgeholzt. Das ist 

auch ein Phänomen, was immer wieder zu sehen ist. 

Und wir haben einen massiven Rückgang von den 

Wäldern in Afghanistan, in Syrien, im Kongo, in Ti-

gray. Tigray war lange ein Leuchtturmprojekt, eine 

Region in Äthiopien, und man hat es geschafft, seit 

den 90er-Jahren, also in den 90er-Jahren, sehr viel 

Land wieder nutzbar zu machen. 
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Und dann kam der Krieg ab November 2020, und auch 

da war dann die Natur wieder Ziel des Angriffs, weil 

85% der Bevölkerung von der Natur, von der Land-

wirtschaft abhängen. Und diese ganzen Fortschritte, 

die über die letzten Jahrzehnte gemacht wurden, wur-

den im Laufe von Monaten wieder zerstört. Die Zer-

störung geht schnell, das Heilen dauert. Wir haben 

jetzt auch die Natur als Angriffsziel in Gaza. Wir ha-

ben hier eine Aufnahme, die jetzt schon längst über-

holt ist. Sie ist aus dem Juni 2024 und ich habe sie aus-

gewählt, weil ihr sehen könnt, wie gezielt es ist. Also 

es ist fast mit einem Lineal gezogen. Wir sehen hier 

grün gekennzeichnet die landwirtschaftlich noch nutz-

bare Fläche und in Schwarz gekennzeichnet die land-

wirtschaftliche Fläche, die nicht mehr nutzbar ist, mi-

litärisch zerstört wurde. Und ihr könnt sehen, wie das 

genau an der Grenze zu Israel verläuft, um dort eine 

sogenannte Buffer Zone zu schaffen, also eine Puffer-

zone, wo sich nichts bewegen darf, wo nichts wachsen 

darf, wo niemand sein darf. Wir sehen hier eine Auf-

nahme nur als Impression aus der Ukraine. Es sind 

auch immer die Felder, die beschossen sind. Das sind 

alles Einschläge von Granaten, von Bomben, von Mu-

nition. Wir haben die Felder, die verschmutzt sind. 

Das ist etwas, was auch immer wieder passiert. Die 

Reste von Uranmunition im Irak, Minen in Laos, die 

nur gestreut wurden, um sie loszuwerden. Der Krieg 

in Vietnam war schon vorbei. Man wollte die Minen 

nicht mit nach Hause nehmen und man hat sie einfach 

über Laos abgeworfen, um sie nicht mit nach Hause 

nehmen zu müssen. Die Munition in der Nord- und der 

Ostsee, die jetzt zu einem noch dringlicheren Umwelt-

problem wird. Wir haben Krieg, der die Landschaft 

wirklich formt. Das ist ein Bild aus Verdun und es 

sieht aus wie eine Hobbit-Landschaft, eigentlich un-

glaublich freundlich. Aber es ist nicht die Erde, die 

diese Landschaft geformt hat, sondern es sind die 

Bomben. Und bis heute gibt es eine rote Zone in Ver-

dun, wo niemand hindarf, weil noch so viel Munition 

da ist. Und es wird schätzungsweise noch 300 bis 700 

Jahre dauern, bis Verdun aufgeräumt ist. Und wir ha-

ben eine neue Form der Kriegsverschmutzung jetzt 

vor allem in der Ukraine. Was ihr hier seht, ist eine 

Drohne. Es ist eine Drohne mit einer Glasfaserspule. 

Im Krieg in der Ukraine hat man bemerkt, also es gibt 

einen sehr intensiven Einsatz von Drohnen, und es gab 

dann die Schwierigkeit, dass man das Signal zwischen 

dem Drohnenpiloten und der Drohne stören kann, dass 

man das manipulieren kann und dass der Drohnenpilot 

dann die Kontrolle über die Drohne verliert. 

Und man hat eine Lösung gefunden, und die Lösung 

sind Glasfaserkabel. Das heißt, jetzt steuert ein Droh-

nenpilot eine Drohne, mit der er direkt mit einem Ka-

bel verbunden ist. Dieses Signal kann nicht gestört 

werden, es ist direkt miteinander verbunden. Man 

kann mehr Daten übermitteln, das heißt, man kann 

noch besser sehen, wo man die Drohne hinfliegt und 

wo man wie töten kann. Und diese Glasfaserspule wird 

immer größer. Es ging los mit 5 km Glasfaserspule bis 

zu 10 km. Wir sind jetzt bei 20 bis 50 Kilometer Glas-

faser, und die wird nicht wieder eingerollt, wenn die 

Drohne fertig ist mit ihrer Mission, sondern sie bleibt 

da, wo sie verwendet wurde. Um ein Bild zu zeigen: 

Die sind überall. Sie spannen sich wie Spinnennetze 

über die Wälder, über die Felder. Die Autos können 

die Straßen nicht richtig langfahren, weil sie in diesen 

Spulen, in diesen Glasfasern, verheddern, die sich  um 

die Reifen wickeln. Das ist auch fatal für Feuerwehr-

autos, die auch nicht einfach irgendwo zum Löschen 

hinfahren können. Die ganzen Felder sind voll damit. 

Ich weiß nicht, ob ihr das sehen könnt. Seht ihr dieses 

Schimmern auf dem Feld links unten im Bild? Das ist 

wie ein Riesenspinnengewebe, was sich über gesamte 

Felder erstreckt. 

Wir sehen hier noch ein Bild, da seht ihr es vielleicht 

besser. Das ist ein Wald und diese Glasfasern, die 

spannen sich über die Gipfel der Bäume. Es wird bis 

zu 600 Jahre dauern, um das aufzuräumen, sagen 

Schätzungen. Sie geben auch diese Ewigkeitschemi-

kalien ab, PFAS. Sie hinterlassen Mikroplastik und 

Nanoplastik. Und die Ukraine berichtet stolz, dass sie 

zuvor bereits, also zuvor, 1.000 dieser Drohnen im 

Monat produzieren konnten. Und sie sagen, bald wer-

den sie 10.000 von ihnen im Monat produzieren. Das 

heißt, die ganze Ukraine erstickt unter diesen Glasfa-

serkabeln. Wir haben hier eine Aufnahme aus Gaza. In 

Gaza sind 83% der Häuser zerstört. Wir haben abge-

sehen davon sehr viel Verschmutzung durch die Zer-

störung des Abwassersystems, eigentlich der Zerstö-

rung von allem. Und auch hier ist der Wiederaufbau 

eine Frage. Und wir haben unglaublich viel Schutt. 

Das ist auch eine Schätzung von der UN, die ist auch 

überholt, die stammt auch aus dem letzten Jahr, aber 

sie hat gesagt, also das UN-Umweltprogramm hat ge-

schätzt, dass es etwa 40 Millionen Tonnen Schutt gibt 

in Gaza und dass man damit 10-mal die großen Pyra-

miden von Gize füllen könnte. Oder den Central Park 

in New York auf eine Höhe von 8 Metern. Es gibt 

Schätzungen von Forschern und Forscherinnen, die 

sagen, dass die ersten 15 Monate vom Krieg in Gaza 

mehr Emissionen verursacht haben als 36 Staaten und 

Territorien zusammen. 

Und wenn wir dann noch dazunehmen das Tunnel-

netzwerk der Hamas und die Grenzmauern von Israel, 

dann ist es so viel wie 41 Staaten weltweit zusammen 

verursacht haben. Der Wiederaufbau von Gaza und 

dem Libanon, der ja auch von Israel bis heute bombar-

diert wird, verursacht so viel CO2-Emissionen wie der 

Jahresverbrauch von Kroatien. Das sind jetzt wie ge-

sagt auch überholte Zahlen, aber das ist auch, um einen 
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Eindruck zu kriegen, wie Wissenschaftler und Wis-

senschaftlerinnen da drangehen. Es gibt auch solche 

Zahlenausrechnungen für die Ukraine zum Beispiel. 

Da hieß es letztes Jahr, der Wiederaufbau der Ukraine 

wäre so viel wie die Jahresemissionen von Belgien. 

Und hier seht ihr auch, um einen Eindruck zu kriegen, 

wer das alles so macht. Also wir haben hier Forscher, 

Forscherinnen von verschiedenen Universitäten, von 

dem Climate and Community Project. Das sind dann 

oftmals, wie ich am Anfang gesagt habe, eher aktivis-

tisch ausgerichtete Forscher, Forscherinnen, dem Con-

flict and Environment Observatory, was wir auch 

schon am Anfang hatten, und einem unabhängigen 

Forscher, einer unabhängigen Forscherin. Das sind die 

Quellen von diesen Berechnungen beim Militär. Wird 

über Klimawandel gesprochen? Das ändert sich, das 

hat sich jetzt auch in den USA geändert. Da wird jetzt 

nicht mehr über Klimawandel gesprochen, sondern 

über Extremwetterereignisse, weil Trump sich ja von 

einer Anerkennung des menschengemachten Klima-

wandels verabschiedet. 

Aber beim Militär ist er mit dabei als Versicherheitli-

chung. Versicherheitlichung heißt, ein Problem wird 

als Sicherheitsproblem eingeordnet. Und ein Sicher-

heitsproblem erfordert eine Sicherheitslösung. Und 

die Sicherheitslösung kommt durch Sicherheitskräfte 

und das ist das Militär. Und Klimawandel könnte man 

auch als Umweltproblem betrachten, man könnte Kli-

mawandel auch als soziales Problem betrachten, dann 

hätten wir ganz andere Lösungsansätze. Aber es ist ein 

Sicherheitsproblem. Das ist es auch in der EU. In den 

2000er-Jahren wurde es immer mehr in diese Richtung 

Problem geschoben. Kurzum: ein Sicherheitsproblem. 

Versicherheitlichung des Klimawandels. Und als ein 

Beispiel, was ich sehr eindrücklich finde, gibt es hier 

eine Militärübung vom US-Militär im Jahr 2021, ein 

Planspiel. Das heißt, das Militär sitzt beisammen und 

überlegt sich ein Szenario und überlegt sich, ja, was 

machen wir denn dann. Und das Szenario ist ein fikti-

ves Land in Ostafrika und die Folgen des Klimawan-

dels sind da. Und die Bevölkerung hat nicht mehr ge-

nug zu essen und dann fängt die Bevölkerung an zu 

migrieren. Dann verliert der Staat seine Kontrolle über 

das Staatsgebiet. Dann halten Systemrivalen, also 

wirtschaftliche Konkurrenz, Einzug und es gibt terro-

ristische Aktivitäten. Und was machen die USA jetzt? 

Sie stellen nicht die Lebensmittelversorgung der Be-

völkerung wieder her. Sie helfen nicht den Menschen, 

die migrieren. Die werden auch noch als Sicherheits-

problem gewertet. Und was sie machen, ist, sie stellen 

sicher, dass das nationale Interesse des Staates der 

Vereinigten Staaten von Amerika aufrechterhalten 

bleibt.  

Das ist auch das Gleiche, was wir auch in anderen 

NATO-Staaten sehen, was wir auch in der EU sehen, 

was wir auch mit Deutschland sehen. Also das heißt, 

durch den Klimawandel entstehen Konflikte. Das wird 

mehr passieren und deshalb brauchen wir mehr Mili-

tär. Und das Militär erhält dann die Sicherheit und die 

Ordnung am Laufen und die nationalen Interessen 

werden verteidigt. Das ist die Versicherheitlichung 

vom Klimawandel. Das Zweite, was wir haben als gro-

ßen Diskurs im Militär, ist: Was passiert mit der Ein-

satzfähigkeit der Soldaten? Wir sehen hier ein Bild aus 

Masar-i-Scharif aus Afghanistan, wo auch die Bun-

deswehr stationiert war, und wir sehen einen Sand-

sturm. Mit dem menschengemachten Klimawandel 

nehmen auch Sandstürme zu. So ein Sandsturm ist gar 

nicht gern gesehen beim Militär. Das Militär kann 

dann nicht gut die Flugzeuge starten, es kann nicht gut 

fliegen, es kann nicht gut überwachen, es kann nicht 

gut landen. Also, er ist gar nicht gern gesehen, er min-

dert die Einsatzfähigkeit vom Militär. Das Steigen der 

Meeresspiegel ist eine Bedrohung für die ganzen Ma-

rinehafen des Militärs weltweit.  

Die Militärgeräte sind nicht auf diese neuen Höchst-

temperaturen ausgerichtet. Das ist sensibel für die 

Sensoren, die nie dafür entwickelt waren, einer Tem-

peratur von über 50 Grad standzuhalten. Und es gibt 

zum Beispiel auch erste Munitionsdepots im Irak und 

in Jordanien, die hochgehen wegen extremer Hitze, 

weil sie nie dafür entwickelt wurden, Sprengstoffe bei 

über 50 Grad zu lagern. Also, die Einsatzfähigkeit ist 

eine Schwierigkeit und das Militär fordert Anpas-

sungsprogramme, um weiter einsatzfähig zu sein. 

Also, das Militär bereitet sich auf die Folgen des Kli-

mawandels vor, damit es weiter einsatzfähig fähig ist. 

Das Dritte ist die Frage nach dem grünen Militär. In 

den USA wird vom Green Military gesprochen. In der 

BRD besteht der Plan, klimaneutral zu sein bis 2045. 

Mal gucken, wie lange noch daran festgehalten wird. 

Die aktuelle Entwicklung. Die Beschlüsse der EU sind 

ja nicht sehr ambitioniert, was Klimawandel angeht. 

Und meiner Meinung nach ist das Augenwischerei. 

Also die Bundeswehrverwaltung, das ist ein Bericht 

aus dem Deutschlandfunk, erstmal zur Einschätzung, 

aus dem Jahr 2023. Da berichtet der Deutschlandfunk, 

dass die Bundeswehr klimaneutral werden soll. Und 

zwar soll die Bundeswehrverwaltung klimaneutral 

sein bis 2030 und 2045 dann der Rest der Armee. Das 

ist unmöglich, weil wir, wie gesagt, das  ganze Mili-

tärgerät haben, was auf fossilen Energien beruht. 

Es gibt die Entwicklung hin zu synthetischen Kraft-

stoffen, aber das ist Zukunftsmusik. Das ist sehr ge-

ring, verschwindend gering. Es gibt gar nicht so viel 

Kriegsgerät, was damit betankt werden kann. Wir ha-

ben gar nicht die Kapazitäten. Die Bundeswehr hat 

nicht die Tankmöglichkeiten, die ganze Infrastruktur 

ist nicht da, es ist viel zu teuer, es ist viel zu 
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energieintensiv, diese synthetischen Kraftstoffe über-

haupt herzustellen. Es funktioniert nicht. Sogar in der 

Zeitschrift von den Reservisten, sie heißt Loyal, wurde 

auch darüber berichtet, dass das illusorisch sei. Es 

wurde schon in der Einleitung darauf hingewiesen, die 

Gelder fehlen für die Klimaschutzmaßnahmen, für die 

Umweltmaßnahmen, für den Umweltschutz. Wir ha-

ben immer mehr Militärausgaben. Wir hatten erst das 

NATO-Ziel von 2%, jetzt sind wir bei 5% von dem 

Bruttoinlandsprodukt, von dem GDP. Und wir haben 

immer mehr Gelder, die ins Militär gehen, und sie sind 

eine Konkurrenz zu den Geldern in den Klimaschutz. 

Schon vor dieser massiven Aufrüstung haben die In-

dustriestaaten 30-mal so viel in das Militär, in ihre Mi-

litärapparate gesteckt als in Klimaschutzmaßnahmen. 

Obwohl, wie in der Einleitung auch schon gesagt 

wurde, es Versprechen gab. Es gab das Versprechen, 

zum Beispiel jährlich 100 Milliarden Euro zusammen 

an Hilfen an den globalen Süden zu zahlen für Klima-

schutzmaßnahmen und das wurde nie eingehalten. 

Ein weiteres Institut, das Transnational Institute in 

Amsterdam in den Niederlanden, hat ausgerechnet, 

noch auf der Basis des 3,5%-NATO-Ziels, was man 

denn damit alles bezahlen kann. Da kämen dann 13,4 

Billionen US-Dollar zusammenkommen. Also das 

sind Größen, die ich persönlich mir nur sehr schwer 

vorstellen kann. Eine Dimension, die wirklich exorbi-

tant ist. Und wenn wir dieses Geld nehmen würden, 

könnten wir 40 Jahre Klimaanpassungsmaßnahmen 

für Entwicklungsstaaten zahlen. Wir könnten 13,4 

Jahre das Minimum an Klimafinanzierungen leisten 

für Entwicklungsstaaten und 45 Jahre könnten wir 

dann endlich die Versprechen von COP 29 für die 

Klimafinanzierung zahlen. Also, wir könnten dafür 

zahlen, dass der Planet lebenswert bleibt, anstatt das 

Geld in Mittel zu stecken, die nur eines machen, und 

zwar den Planeten zerstören. Ich habe anfangs gesagt, 

dass die Rüstungsproduktion heute hier keinen Platz 

findet. Ich möchte nur sagen, der Abbau der Ressour-

cen für die Rüstungsprodukte ist selber auch sehr kli-

maschädlich. Zum Beispiel braucht es Koltan – dafür 

werden die Urwälder plattgemacht. Es braucht Li-

thium – dafür wird das Wasser, das Grundwasser in 

ganzen Gebieten komplett aufgebraucht und Indigene 

werden vertrieben. Es braucht immer mehr Datenser-

ver für die neuen Formen des Krieges, die Unmengen 

an Energien verschlingen. 

Und um positiv zu bleiben: Es gibt auch immer wieder 

Widerstand und es gibt auch immer wieder Wider-

stand, der erfolgreich ist. Wir sehen hier Sinđa Živina 

in Montenegro, die haben es geschafft, sich erfolg-

reich dagegen zu wehren, dass ihr Land, was für Schä-

fer, Schäferinnen genutzt wird, für pastorale Lebens-

weise, sehr umweltfreundlich in einem Naturschutzge-

biet, dass das kein Militärübungsgelände der NATO 

wird. Und sie haben das geschafft, indem sie monate-

lang da draußen gecampt haben, auch im Schnee, und 

die Soldaten von ihren Übungen abgehalten haben. 

Und sie haben es geschafft. Zweimal wurde versucht, 

ihnen das Land zu nehmen fürs Militär und sie haben 

es erfolgreich verteidigt. Deshalb, wir müssen weg-

kommen von einer Wirtschaft, die auf fossilen Ener-

gien beruht, dekolonialisieren und demilitarisieren. 

Ich danke euch für eure Aufmerksamkeit. 

 

 

 

3. Kanonen statt Brot? Vortrag von Prof. Dr. Franz Segbers  

 

„Die Zeiten des Paradieses sind vorbei“, so bereitete 

der designierte Bundeskanzler Friedrich Merz die Ge-

sellschaft noch vor seiner Amtseinführung auf harte 

Sozialkürzungen vor. Man hätte also wissen können, 

was kommt. Noch vor seiner Wahl zum Bundeskanz-

ler sprach Merz von „überbordenden Sozialausga-

ben“. Und jetzt heißt es: „Wir können uns das System 

nicht mehr leisten. Wir leben über unsere Verhält-

nisse.“ Er fügte die Drohung an: „Ich werde mich 

durch Worte wie ‚Sozialabbau‘ oder ‚Kahlschlag‘ 

nicht irritieren lassen.“ Es war immer schon neolibe-

rale Grundüberzeugung, dass die Menschen über ihre 

Verhältnisse leben würden, und deshalb der Gürtel en-

ger zu schnallen sei. Die neueste Version dieser Dokt-

rin lautet, dass die Sozialausgaben gekürzt werden 

sollten, um im Rüstungswettlauf gegen Putin bestehen 

zu können. Merz hat angedroht, dass auf die 

Zeitenwende von Bundeskanzler Olaf Scholz eine 

Epochenwende folgt. 

Dabei hätten wir es wissen können: Seit Monaten wird 

von Konservativen und Neoliberalen samt ihren Leit-

medien kampagnenartig Stimmung gegen den Sozial-

staat gemacht. Spitzenpolitiker nutzten ihre Sommer-

interviews für Bürgergeld-Bashing. Mit der Reform 

von Hartz IV hatte einst die Ampel einige Verbesse-

rungen für Transferleistungsbezieher/-innen geschaf-

fen. Dabei ist das Bürgergeld keine Versicherungs-, 

sondern eine Grundsicherungsleistung, ein Grund-

recht, das allen Erwerbsfähigen zusteht, deren sozio-

kulturelles Existenzminimum nicht gewährleistet ist. 

Die Attacken gegen Bürgergeldbezieher fingen kam-

pagnenartig vor einem Jahr an. Linnemann redet von 

200.000 Bürgergeldbeziehern, die arbeitsfähig seien 
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und Bürgergeld bekommen. Er rückte eine kleine 

Minderheit im Promillereich in den Mittelpunkt. Sie 

ist so gering, dass die Bundesagentur für Arbeit keine 

genauen Zahlen ausweisen kann, sondern die Weige-

rung der Aufnahme oder Fortführung einer Arbeit, 

Ausbildung, Maßnahme oder eines geförderten Ar-

beitsverhältnisses statistisch zusammengeführt hat. 

Natürlich weiß Linnemann, dass das Bundesverfas-

sungsgericht im November 2019 entschieden hat, dass 

eine Kürzung von 100 Prozent nicht zulässig ist. Das 

Existenzminimum sei zu schützen. – Doch das ficht 

ihn nicht an. Diese Minderheit hat es in den Koaliti-

onsvertrag geschafft. Man will 30 Milliarden Euro 

sparen, dann waren es nur 10 Milliarden und zuletzt 

sieht Merz ein Einsparpotenzial von 5 Milliarden 

Euro. Jetzt, wo der Gesetzentwurf vorliegt, könnten 

mit Realeinsparungen von 69 Millionen „keine nen-

nenswerten Einsparungen“ – so die Sozialministerin – 

zusammenkommen. Dafür wurde die Gesellschaft ge-

spalten und der arme Menschen diffamiert! 

Kommen wir zu den Fakten 

Die Ampel-Koalition hatte bereits im März 2024 die 

Möglichkeit für Totalsanktionen geschaffen, also des 

vollständigen Leistungsentzugs. Eine neue Studie des 

Forschungsinstituts der Bundesanstalt für Arbeit hat 

nachgerechnet: Im Zeitraum von April 2024 bis Juni 

2025 gab es Totalverweigerer im „niedrigen zweistel-

ligen Bereich“ und genau 455 Fälle von Totalsanktio-

nierungen – bei rund vier Millionen Leistungsberech-

tigten. Das zeigt: Linnemann fehlt fachliches Wissen, 

Ehrlichkeit und Respekt. Für eine CDU, die ihren Par-

teinamen „christlich“ ernst nimmt, gilt das biblische 

Gebot: „Du sollst kein falsches Zeugnis reden wider 

deinen Nächsten.“ Sollte Herr Linnemann die Fakten 

nicht gekannt haben, dann sollte er sich bei den armen 

Menschen entschuldigen. Und wenn er sie kennt und 

dennoch so redet, dann ist es eine Art Volksverhet-

zung. 

Eine zweite Tatsache ist: Gesagt wird: Die Bürger-

geld-Ausgaben werden steigen. Falsch – sie sinken so-

gar. Sowohl im Verhältnis zum Bundeshaushalt wie 

auch im Verhältnis zum BIP sinkt die Belastung durch 

die Sozialleistungen für Bürgergeldbezieher. 

Warum der harte Ton gegen Arme? Es geht gar nicht 

um die Lösung eines vermeintlich gravierenden ge-

sellschaftlichen Problems. Meine These lautet: Die 

haltlosen und faktenfreien Attacken gegen Bürger-

geldbezieher sind ein Test dafür, ob sich drastischere 

Sozialkürzungen, die dann uns alle betreffen, ohne 

größeren Widerstand durchsetzen lassen. Zur Erinne-

rung: Als Bundeskanzler Schröder die Agenda 2010 

ankündigte, gab es noch massenhafte Montagsde-

monstrationen. Diese gibt es heute nicht mehr. Die 

Entsolidarisierung ist vorangeschritten, die 

Solidarisierung bleibt aus. Deshalb geht es jetzt gegen 

die sozialen Rechte bei Rente, Pflege und Gesundheit 

von allen. 

Wir erleben einen Dreitakt: zuerst die militärische Zei-

tenwende, dann eine fundamentale fiskalpolitische 

Zeitenwende mit dem Abrücken vom Dogma der 

Schuldenbremse und jetzt einen Epochenbruch mit 
dem Sozialstaat, der im 20. Jahrhundert erkämpft wurde. 

Union und SPD hatten noch vor Regierungsantritt mit 

der Lockerung der Schuldenbremse für die Militäraus-

gaben und der Bereitstellung eines Sondervermögens 

von 500 Milliarden Euro für Investitionen eine funda-

mentale fiskalpolitische Zeitenwende eingeleitet: Alle 

Verteidigungsausgaben oberhalb von einem Prozent 

der Wirtschaftsleistung sollen von den Beschränkun-

gen der Schuldenbremse ausgenommen werden. Es 

gibt also keine politisch definierte Grenze für die Auf-

rüstung. Es ist eine schuldengetriebene Hochrüstung. 

Die NATO hat beschlossen, sich hinter die Forderung 

von US-Präsident Donald Trump zu stellen, bis 2032 

die Militärausgaben auf fünf Prozent der Wirtschafts-

leistung zu erhöhen. Was bedeutet diese Forderung? 

Der neue Bundeshaushalt für 2026 beträgt 520 Mrd. 

Euro. Fünf Prozent der Wirtschaftsleistung für den 

Militäretat bedeuten etwa 225 Milliarden Euro, somit 

über 45 Prozent des Bundeshaushalts fürs Militär, die 

die Bundesregierung schon 2029 für das Militär aus-

geben will – fünf Jahre früher, als es die NATO for-

dert. Man muss kein Rechenkünstler sein, um zu er-

kennen, dass diese Ausgabenpolitik zwingend Sozial-

kürzungen nach sich ziehen muss. Wenn der Wehretat 

wie geplant bis zum Jahr 2029 auf 152,8 Mrd. Euro 

verdreifacht wird und Steuererhöhungen ausgeschlos-

sen werden, dann lässt sich der Sozialstaat in seiner 

bisherigen Form nicht erhalten. 

Merz kündigte einen „Herbst der Reformen“ an: Er 

spricht von einem Epochenbruch beim Sozialstaat. Es 

kam jedoch kein öffentlicher Widerstand, sondern ein 

Wunschkatalog von Neoliberalen: 

Hört man den Vertretern der Bundesregierung auf-

merksam zu, wird deutlich, dass es hier nicht um mini-

male Sozialreformen geht, sondern um die weitestge-

hende Zerstörung von sozialer Sicherheit und gewerk-

schaftlichen Errungenschaften. Regierungsberater for-

dern, die „Verrechtlichung ganzer Lebensbereiche 

endlich zu beenden“. Nicht zufällig also wird die Ab-

kehr vom Acht-Stunden-Tag diskutiert, Einschrän-

kungen bei der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die 

Streichung von Feiertagen, die Rente mit 70 oder 72. 

Die Arbeitgeberverbände haben kürzlich sogar vor-

geschlagen, dass gesetzlich Versicherte bei Arztbesu-

chen in Vorkasse treten sollen. 
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Der Arbeitgeberverband Gesamtmetall fordert drasti-

sche Einschnitte im aufgeblähten Sozialsystem. Mit 

einer pauschalen Kürzung aller Ausgaben um fünf 

Prozent sollen über 40 Milliarden Euro eingespart 

werden. Minus fünf Prozent pauschal bei allen Sozial-

ausgaben. Eine Ausgabenkürzung um fünf Prozent 

hätte damit ein Volumen von mehr als 40 Milliarden 

Euro. 

Die Wirtschaftsweise Veronika Grimm fordert, Ren-

ten und bei der Pflege zu kürzen. Sie fordert, das ge-

setzliche Renteneintrittsalter bis zu einer 69-Jahre-

Grenze Anfang der 2070er-Jahre anzuheben. 

Andere fordern, die 2012 abgeschaffte Praxisgebühr 

wiedereinzuführen. 

Aus der CDU kommt der Vorschlag eines Basistarifs 

in der Krankenversicherung. Ein Paket für die kleinen 

Leute – und wer mehr will, darf sich die Extras dazu-

kaufen. In Wahrheit bedeutet es: Die Armen bekom-

men nur noch das absolute Minimum, die Reichen 

kaufen sich Gesundheit. Das ist keine Reform, das ist 

Klassenmedizin mit Ankündigung. Klartext: Die Ar-

men dürfen früher sterben. Die Reichen leben länger. 

Die Pflegestufe 1 soll abgeschafft werden. Dabei 

wurde sie eingeführt, um gerade bei Demenzkranken 

Unterstützung zu organisieren. Die Folgen würden 

mehr als 860.000 Menschen und deren Angehörige 

treffen. 

Mein Eindruck ist allerdings: Die Bundesregierung 

wird nicht wie etwa bei der Agenda 2010 mit einem 

Schlag ein großes Reformpaket auf den Tisch packen. 

Gegenwärtig arbeiten Kommissionen an der – wie sie 

es ausdrücken – Reformierung der Pflege-, der Kran-

ken- und der Rentenversicherung. Wenn diese Kom-

missionen ihre Reformvorschläge zu unterschiedli-

chen Zeitpunkten präsentieren und die entsprechen-

den Gesetzentwürfe zu unterschiedlichen Zeitpunkten 

in die parlamentarischen Verfahren gehen, dann ist das 

die bekannte Taktik des Aufschneidens einer Salami. 

Darauf sollten die Gewerkschaften, Kirchen und sozi-

alen Bewegungen eingestellt sein und schon jetzt in 

den gemeinsamen Diskurs über die Verteidigung des 

Sozialstaates eintreten. 

Hessens Ex-Ministerpräsident Roland Koch hat kürz-

lich erklärt, bessere sich die wirtschaftliche Lage nicht 

bald, dann müsse es „zwingend so harte Einschnitte 

bei den Sozialsystemen geben, dass demokratische 

Verwerfungen zu befürchten wären“. Das ist ein Hin-

weis darauf, dass die Konservativen die Koalition mit 

der AfD vorbereiten. 

Um die Konjunktur wieder anzukurbeln, werden der-

zeit zweierlei Maßnahmenpakete in den Blick genom-

men. Das sind einerseits Deregulierung und 

Kostensenkung und zum anderen Militarisierung und 

Aufrüstung. Letzteres stellt den Versuch dar, über die 

Stärkung Deutschlands als militärischer Führungs-

macht wieder ökonomische Stärke herzustellen. Fi-

nanzminister Lars Klingbeil hat gefordert, nach 80 

Jahren der Zurückhaltung müsse Deutschland wieder 

zu alter Führungsstärke zurückfinden. Wenn er von 80 

Jahren der Zurückhaltung spricht, dann spricht er nicht 

von politischer oder ökonomischer Zurückhaltung, die 

gab es nämlich für den Exportweltmeister Deutsch-

land nie; er spricht vielmehr von militärischer Zurück-

haltung. Das heißt, die aktuelle Deindustrialisierung 

und die Krise der Automobilindustrie wird zum Motor 

der Militarisierung. Baden-Württemberg will die Rüs-

tungsbranche zu einem neuen industriellen Schwer-

punkt aufwerten und strebt dabei in möglichst vielen 

Rüstungssparten „Technologie-Führerschaft“ an. 

Wir befinden uns an einer historischen Wegscheide: 

Entweder der Um- und Abbau des sozialen Siche-

rungssystems wird fortgesetzt und der Übergang vom 

Sozialversicherungsstaat zu einem Fürsorge- und Al-

mosenstaat besiegelt oder es gibt einen Neuanfang in 

Richtung des Ausbaus zu einer solidarischen Bürger-

versicherung. 

Ob nun 3,5 oder fünf Prozent – die Spekulanten 

freut’s: Die Ankündigung des 5-Prozent-Ziels sorgte 

umgehend für eine erneute wahre Kursexplosion an 

der Frankfurter Börse. Der Aktienkurs des Rheinme-

tall-Konzerns legte sofort um mehr als fünf Prozent 

zu, Hensoldt sechs Prozent und Renk 3,5 Prozent. 

Der Haushalt für 2025 sieht vor: über 500 Milliarden 

Euro und eine Neuverschuldung von 80 Milliarden, 

inklusive der Sondervermögen von 140 Milliarden als 

Kreditaufnahme. Der Rüstungsetat ist zum zweit-

größten geworden. Möchten Sie eine Milliarde Euro, 

für die die Bundesregierung jetzt Schulden aufgenom-

men hat, mit 500-Euro-Scheinen aufstapeln, wäre ein 

Geldstapel von 220 Metern notwendig. 

Was bedeuten diese ungeheuren Summen für das Le-

ben in Deutschland, wenn für die Aufrüstung etwa 

doppelt so viel ausgegeben wird wie für den Bundes-

zuschuss zur Rente in der Höhe von 121Mrd. Euro? 

Zur Erinnerung: 5 Prozent waren 225 Milliarden Euro. 

Militärische Zeitenwende: Wer zahlt? 

Wir Ökonomen sprechen von einer Alternative «Ka-

nonen oder Butter». Hinter dieser blumigen Formulie-

rung steht die Alternative für Ökonomen: Entweder 

Wohlstand – also Butter – oder Kanonen – also Auf-

rüstung. So stellte Clemens Fuest, Präsident des Mün-

chener Wirtschaftsforschungsinstituts ifo, sofort nach 

der Ausrufung der Zeitenwende die ökonomische Ent-

scheidungsfrage: «Kanonen und Butter – wäre schön, 
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wenn das ginge. Aber das ist Schlaraffenland. Das 

geht nicht. Sondern Kanonen ohne Butter.« Der dama-

lige Bundesfinanzminister Christian Lindner unter-

stützte Fuest, forderte umgehend ein mehrjähriges 

Moratorium bei Renten und Sozialausgaben. Die Ne-

oliberalen nutzten also die Gelegenheit für einen An-

griff auf den Sozialstaat und die Lebensbedingungen 

der Mehrheit der Bevölkerung: Kanonen statt Butter. 

Doch der wirkliche Elefant im Raum mit den astrono-

mischen Kosten der Militarisierung sind die Lücken: 

Es fehlen im Haushalt 2025 bereits unvorstellbare 30 

Mrd. Euro. Im Bundeshaushalt tut sich eine giganti-

sche Lücke von 172 Mrd. Euro in den Jahren von 2027 

bis 2029 auf. Das ist erst der Anfang, denn die unbe-

grenzte Schuldenaufnahme für die Militarisierung ver-

doppeln die zu zahlenden Schuldzinsen bereits 2029 

auf 62 Mrd. Euro. Diese Zinsen sind pünktlich zu be-

zahlen, sonst leihen die Reichen dem Staat kein Geld 

mehr. Ein solches Haushaltsloch hat es in der Ge-

schichte der Bundesrepublik bisher nicht gegeben. 

Wie soll dieses Riesenloch gestopft werden? Wer 

zahlt mit welchen Kürzungen? Wer zahlt nicht? Der 

Finanzminister hofft auf Wachstum, mehr Jobs und 

sprudelnde Steuerquellen. Darüber hinaus will er Su-

perreiche stärker besteuern. Merz, Reiche, Linnemann 

und Co. wollen lieber Sozialleistungen – Bürgergeld, 

Wohngeld, Flüchtlingshilfe et cetera – kürzen. Steuer-

erhöhungen schließen sie hingegen kategorisch aus. 

Die Reform der Schuldenbremse ist ein Blankoscheck 

für eine militärische Aufrüstung ohne Grenzen, doch 

für Aufgaben, wie die Bekämpfung von Armut, bes-

sere Kitas und Schulen, Gesundheit und Pflege, Rente, 

Kunst und Kultur, Schwimmbäder und Bibliotheken, 

den ökologischen Umbau, wird auch in Zukunft kein 

Geld da sein oder nur dann, wenn es an einer anderen 

Stelle zu Umschichtungen im Haushalt kommt. Wer 

zahlt? Wer zahlt mit welchen Kürzungen und Ein-

schnitten? Rüstung oder Sozialleistungen? Kampfjets 

statt Kitas? 

Verschärfte Verteilungsdebatte 

Auf die Zeitenwende folgte die fiskalische Zeiten-

wende mit der unbegrenzten Aufrüstung. Jetzt folgt 

die sozialpolitische Zeitenwende. Die Neoliberalen 

hatten immer schon das Ziel, den Sozialstaat abzu-

bauen. Jetzt wird die militärische Aufrüstung mit An-

griffen auf den Sozialstaat begründet, wie es die Bun-

desrepublik seit der Agenda 2020 nicht erlebt hat. 

Während die Schuldenbremse für den Bereich des Mi-

litäretats ausgesetzt wurde, gibt es Kürzungen im So-

zialbereich. 

Gefragt, ob sie Kürzung von Sozial-, Umwelt-, Kul-

tur- und Entwicklungsbudgets zur Erhöhung von Ver-

teidigungsausgaben in Deutschland befürworten 

würden, antworteten 56 Prozent mit «nein» oder «auf 

keinen Fall». Angesichts dieser eindeutig ablehnenden 

Haltung ermunterte Pistorius: «Wir brauchen eine ro-

buste und widerstandsfähige Gesellschaft, die ver-

steht, was auf dem Spiel steht, und bereit ist, auf mög-

liche Sicherheitsrisiken zu reagieren.» Die Gesell-

schaft soll also auf die Alternative «Kanonen statt But-

ter» eingestimmt werden. 

Die Forderung nach massiver Aufrüstung wurde damit 

begründet wird, die militärische Übermacht Russlands 

verhindern zu müssen. Man könnte es kurz machen 

und den amtierenden NATO-Generalsekretärs Mark 

Rutte zitieren, der am 13. Oktober anlässlich der Jah-

restagung der Parlamentarischen Versammlung der 

NATO in der slowenischen Hauptstadt Ljubljana 

sagte: „Als NATO sind wir 25-mal größer als die rus-

sische Wirtschaft. Unser Militär ist dem russischen 

Militär unendlich überlegen. Was unsere Luftwaffe 

angeht, so können die Russen mit ihren MiG-31 oder 

wie auch immer sie heißen nicht einmal im Schatten 

mithalten, weil sie keine gut ausgebildeten Kampfpi-

loten sind.“ 

Doch wenigstens ein paar empirische Zahlen, die 

Rutte Recht geben: 

Es stimmt nicht, dass die Bundeswehr heruntergewirt-

schaftet worden wäre. 

Die USA machen als Spitzenreiter mit 997 Milliarden 

US-Dollar mehr als ein Drittel (37 Prozent) der welt-

weiten Militärausgaben aus, mehr als das Dreifache 

des Zweiten, China, das 314 Milliarden ausgab, ge-

folgt von Russland mit 149 Milliarden US-Dollar. 

Deutschland verbrauchte 88,5 Milliarden US-Dollar 

für das Militär und lag damit erstmals seit der Wieder-

vereinigung vor allen Ländern Mittel- und Westeuro-

pas auf Platz vier. Dies bedeutet einen Anstieg von 28 

Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Der jüngste Bericht des Stockholmer Friedensfor-

schungsinstituts SIPRI von Ende April 2025 zeigt, 

dass noch nie in der Geschichte so viel Geld für Rüs-

tung ausgegeben wurde wie im vergangenen Jahr. Da-

nach erreichten die weltweiten Militärausgaben 2024 

mit 2,72 Billionen US-Dollar zum zehnten Mal in 

Folge einen Rekordstand. Das waren inflationsberei-

nigt 9,4 Prozent mehr als im Vorjahr, der größte jähr-

liche Anstieg seit mindestens 1988. 

Was verbirgt sich dann hinter der Propaganda für 

Kriegsertüchtigung, Wehrpflicht und Kasernenneu-

bau? 

Schuldenbremse, Sondervermögen und  

Umverteilung 

Bei Haushaltsdefiziten stehen grundsätzlich drei 

Wege zur Verfügung: Steuererhöhung, 
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Schuldenaufnahme oder Kürzungen. Seit der neolibe-

ralen Wende wurde die dritte Variante gewählt: Steu-

erkürzungen und eine Politik der schwarzen 0 durch 

die Schulden-bremse. 

In den letzten Jahren wurden die Steuern auf Einkom-

men und Vermögen gesenkt, Steuerprivilegien für die 

Erben, Vermögenden und Überreichen geschaffen. 

Demnach könnten durch die Wiedereinführung einer 

Vermögenssteuer Einnahmen von jährlich 73 Milliar-

den Euro generiert werden. 

Es gibt keine amtlichen Statistiken über Vermögende. 

Bis 1997 hat die Bundesrepublik eine Vermögens-

steuer erhoben, die bezifferte die Anzahl noch genau. 

Heute werden reiche Personen anders besteuert – und 

laut einer Studie weitaus geringer als der Mittelstand. 

„Die Untersuchung zeigt, dass die tatsächlichen Steu-

ersätze von Superreichen weit unter den vorgesehenen 

Höchststeuersätzen liegen, während der Mittelstand 

mit einem höheren Anteil seines Einkommens zum 

Steuer- und Abgabenaufkommen beiträgt“, resümie-

ren die Autoren. Würden alle Vermögen hierzulande 

genauso stark besteuert wie in Frankreich, Großbritan-

nien oder den USA, hätte der Staat jedes Jahr 120 Mrd. 

Euro mehr Steuereinnahmen. Die Zahl der Milliardäre 

nimmt zu. Gleichzeitig sinken die Steuersätze, die für 

Überreiche gelten. Eine Mindeststeuer für Milliardäre 

und Multimilliardäre würde in Deutschland nur eine 

kleine Gruppe von 4.500 Haushalte betreffen. Sie 

würde aber 11 bis 28 Milliarden Euro pro Jahr Mehr-

einnahmen generieren (Netzwerk Steuergerechtig-

keit). 

Dieser Triumph der Ungerechtigkeit ist politisch ge-

wollt und hat nach dem Sechsten Armuts- und Reich-

tumsbericht der Bundesregierung dazu geführt, dass 

die reichere Hälfte der deutschen Bevölkerung 99,5 

Prozent aller Vermögen besitzt und die ärmere Hälfte 

hingegen nur 0,5 Prozent. So besitzen zwei Familien 

mehr als die ärmere Hälfte der deutschen Bevölke-

rung, das sind 42 Millionen Menschen. Mehr als die 

Hälfte aller Privatvermögen wird zudem nicht erwirt-

schaftet, sondern vererbt oder verschenkt. Es wäre in 

Deutschland genug Geld da für den Ausbau von Bus 

und Bahn, für Schulen und Kitaplätze, für bessere 

Pflege und ein gerechtes und modernes Gesundheits-

system – für ein gutes Leben für alle. 

Die Regierung kann für die Militärausgaben grenzen-

los Schulden aufnehmen und für Investitionen 500 

Mrd. Die Kreditaufnahme bedeutet eine gigantische 

Umverteilung. Doch zu wessen Lasten? Die Verschul-

dung findet nicht zuerst auf Kosten zukünftiger Gene-

rationen statt, sondern ist vor allem eine Umverteilung 

zwischen Arm und Reich innerhalb einer Generation, 

nämlich zwischen den jetzt Armen und den jetzt Rei-

chen. Es ist jedoch ökonomisch falsch, wenn 

behauptet wird, dass mit den Schulden zukünftige Ge-

nerationen, die Kinder und Enkel belastet würden. Zu-

gespitzt gesagt: Die Vermögenden, denen der Staat 

zuvor die Steuern gesenkt hatte, leihen dem Staat jetzt 

das Geld, das er braucht, indem die Vermögenden 

Staatsanleihen kaufen. Für sie sind die verliehenen 

Gelder sich vermehrendes Finanzkapital. Schulden 

und Vermögen sind zwei Seiten der gleichen Me-

daille. Wenn der Staat sich verschuldet, findet dem-

nach eine Umverteilung von denjenigen statt, die mit 

ihren Steuern den Darlehensbetrag, die Zins- und Til-

gungszahlungen bezahlen, zu denen hin, die jährlich 

als Besitzer von Staatspapieren Zinsen kassieren. 

Diese kassieren weitgehend risikofreie Zinserträge. 

Die kreditfinanzierten Sondervermögen für die Infra-

struktur und für den Militärhaushalt wirken wie eine 

gigantische Umverteilung von der Gesamtgesellschaft 

zu den vermögenden Kreditgebern. Statt dass der Staat 

für die Ausgaben, die er tätigen will, Steuern erhebt, 

organisiert er über die Kreditaufnahme eine giganti-

sche Umverteilung von der Gesamtgesellschaft zu den 

Vermögenden. Da die Zinszahlungen für die schul-

denfinanzierten Militärinvestitionen aus dem Kern-

haushalt und somit über Steuern zu leisten sind, wird 

beim Sozialstaat, bei Bildung und bei der Infrastruktur 

gekürzt. 

Im Jahr 2024 beliefen sich die Zinsausgaben des Bun-

des auf eine Summe von rund 34,2 Milliarden Euro. 

Es kann aber davon ausgegangen werden, dass allein 

811 Milliarden Euro für Tilgung und Zinsen auf das 

Sondervermögen für die Infrastruktur in der Höhe von 

500 Milliarden Euro entfallen. Der Bundesrechnungs-

hof befürchtet daher das Entstehen einer Schuldenspi-

rale, die den finanzpolitischen Spielraum immer mehr 

einengt: „In der mittleren Frist wird so ein Bundes-

haushalt entstehen, in dem ein ganz erheblicher Anteil 

für Zinslasten gebunden ist.“ 

Verteidigungsminister Pistorius hat die Parole ausge-

geben: „Mit Sozialleistungen lässt sich kein Land ver-

teidigen.“ Anders gesagt: Kanonen statt Butter! 

Deutschland wird aber verteidigt durch den Sozial-

staat, und zwar gegen rechts! Eine Reihe von Studien 

weisen tatsächlich auf den Zusammenhang von Spar-

politik und dem Anstieg des politischen Extremismus 

hin. 

Eine Studie der Schwedische Reichsbank über die 

„Politischen Kosten der Austerität“ kommt nach einer 

Auswertung von Daten von über 200 Wahlen in meh-

reren europäischen Ländern zu dem Ergebnis: „Die 

politischen Folgen von Haushaltskonsolidierungen 

lassen sich empirisch belegen und auf die Formel brin-

gen: Eine Senkung der regionalen öffentlichen Ausga-

ben um ein Prozent führt zu einem Anstieg des Stim-

menanteils der extremen Parteien um drei Prozent.“1 



FFE                17 

 

Diese Studie belegt, dass es nicht reicht, Austeritäts-

politik nur ökonomisch zu kritisieren; sie muss auch 

im Hinblick auf ihre politischen Konsequenzen kriti-

siert werden. Deshalb reicht es nicht, nur den 

Rechtstrend zu kritisieren. Die sozialen Auswirkun-

gen neoliberaler Austeritätspolitik ist das Grundübel. 

Wie die steigende Zustimmungsrate für die AfD zeigt, 

lassen sich die Wählerinnen und Wähler nicht einmal 

von einer AfD, die als gesichert rechtsextrem gilt, ab-

schrecken. Denn sie richten ihren Protest gegen eine 

Politik, die es nicht schafft, Mietensteigerung abzu-

bremsen… 

Die Ökonomin Isabella Weber hat den griffigen Be-

griff einer „antifaschistischen Wirtschaftspolitik“ ge-

prägt. Ihr Kernargument: Wirtschaftliche Unsicherheit 

durch Inflation und Sparpolitik treibt Wählerinnen 

und Wähler zu den Extremisten. Wer die Rechtsext-

remsten bekämpfen will, der muss in den Sozialstaat, 

in Bildung und in die öffentliche Daseinsvorsorge in-

vestieren. Es braucht eine Politik, die den Menschen 

Sicherheit gibt und die Angst nimmt und genug Geld 

für einen sicheren Lebensstandard in der Tasche lässt. 

Existenzielle Ängste angesichts gesellschaftlicher 

Umbrüche sind ein zentraler Treiber rechtspopulisti-

scher Wahlentscheidungen. Entscheidend ist dabei in-

des nicht, ob jemand tatsächlich von negativen Folgen 

der Globalisierung oder gesellschaftlichen Transfor-

mation betroffen ist. Es reicht, dass er oder sie sich be-

droht fühlt. 

Der wohl berühmteste Text zur Finanzierung von Rüs-

tungsausgaben stammt von dem bedeutenden briti-

schen Ökonomen John Maynard Keynes. Als sich die 

britische Regierung auf einen möglichen Angriff der 

Deutschen Wehrmacht vorbereitete, publizierte er im 

Jahr 1940 eine Schrift unter der Frage «How to Pay for 

the War?» mit dem Untertitel «A Radical Plan for the 

Chancellor of the Exchequer» – Deutsch: Wie den 

Krieg finanzieren? Ein radikaler Plan für den Finanz-

minister. Damit die Finanzierung gerecht und fair er-

folgen könne, war für Keynes eine Steuererhöhung für 

Vermögende unumgänglich. 

Als Deutschland im Jahr 1957 die jetzige Form der 

umlagefinanzierten Rentensysteme verankerte, hatte 

Deutschland Rüstungsausgaben in der Höhe von 4,1 

Prozent des BIP. Auch nach 1970 gab es unter Bun-

deskanzler Willy Brandt in Zeiten der Hochrüstung im 

Kalten Krieg einen kräftigen Ausbau des Sozialstaa-

tes. Es ist also sehr wohl möglich, einen hohen 

 
1 Duque Gabriel, Ricardo; Klein, Mathias; Pessoa, 

Ana Sofia, The Political Costs of Austerity. Sveriges 

Riksbank, Working Paper Series, No. 418, unter: 

Rüstungsetat mit einem Aufbau einer umlagefinan-

zierten Rente zu vereinbaren. Es war eine Periode im 

Kalten Krieg unter der Devise »Mehr Kanonen und 

mehr Butter«.1 

Die Alternative «Kanonen oder Butter» stellt sich nur 

dann als Sachzwang dar, wenn die Verteilungsverhält-

nisse nicht angetastet werden. Ökonomisch gesehen 

können nämlich mehrere Ziele sehr wohl gleichzeitig 

verfolgt werden, wenn dies politisch gewollt wird. 

Doch dazu müsste der Staat den Konflikt mit den Ver-

mögenden und Überreichen wagen, um die Einnah-

meseite des Bundeshaushalts zu verbessern. Nötig wä-

ren Steuern auf hohe Einkommen und Vermögen, also 

u.a. eine Vermögensabgabe, eine Vermögenssteuer, 

eine Reichensteuer oder eine faire Erbschaftssteuer. 

Die schuldenbasierte Aufrüstung führt zu zwei Fol-

gen, die abschließend kurz dargestellt werden sollen: 

1. Der bisherige Sozialstaat mit sozialen Rechten für 

alle wird zum einen umgebaut zu einem autoritären 

Sozialstaat. 

2. Die Bundesrepublik wird zu einer Militärrepublik 

mit der stärksten konventionellen Armee in Europa 

und einer starken Militärindustrie. 

Der Umbau zum autoritären Sozialstaat 

Es gibt eine Deckungslücke. Trotz des gewaltigen 

Schuldenpakets gibt es also ein gewaltiges Haushalts-

defizit. Der Ton gegenüber Menschen in Armut wird 

deutlich schärfer. Es sind somit erhebliche Einschnitte 

bei Sozialleistungen, beim Bürgergeld, der Rente zu 

erwarten. Dazu ein paar Fakten: Die Staatsquote, die 

das Verhältnis von gesamten staatlichen Ausgaben 

einschließlich der Sozialausgaben und dem BIP an-

zeigt, ist hierzulande mit 48,2 Prozent nicht nur ge-

ringfügig niedriger als der EU-Durchschnitt von 48,9 

Prozent. Auch im internationalen Vergleich liegt 

Deutschland unter den 27 Ländern der OECD mit ei-

nem Zuwachs von insgesamt 26 Prozent auf dem dritt-

letzten Platz, ist also im internationalen Vergleich ei-

nes der Länder mit dem geringsten Wachstum an öf-

fentlichen Sozialausgaben in den vergangenen zwan-

zig Jahren. 

Die Sozialausgaben liegen gemessen am BIP unter 

dem Niveau von 2015: Gemessen an der deutschen 

Wirtschaftskraft gibt der Bund aktuell nicht mehr für 

Sozialausgaben aus als vor zehn Jahren. Während sich 

die Wirtschaftsleistung in den vergangenen 25 Jahren 

https://www.econs-

tor.eu/bitstream/10419/272875/1/1827171049.pdf 

(Zugriff am 12.10.2025). 

 



18 FFE 

 

verdoppelt hat, blieb der Anteil der Sozialausgaben – 

mit einigen Schwankungen in Krisenjahren – auf ähn-

lichem Niveau. Was der Sozialstaat kostet, kann sich 

nur darauf beziehen, ob er uns das wert ist, was er uns 

kostet. Das Bürgergeld ist für den Haushalt unbedeu-

tend. Beim Bürgergeld gibt es keine wirklichen Ein-

sparmöglichkeiten, denn die Höhe des Regelsatzes ist 

vom Bundesverfassungsgericht geklärt. Das wissen 

auch Merz und Linnemann. 63 Prozent des Sozial-

haushalts werden für Renten, Pensionen, Pflege und 

Krankenversorgung verwendet, also für alte, pflegebe-

dürftige und kranke Menschen. Eine Gesellschaft or-

ganisiert durch den Sozialstaat ihre Solidarität mit den 

Menschen, die Unterstützung brauchen. Die Frage 

lautet: Was ist einer Gesellschaft die Sorge für alte und 

pflegebedürftige Menschen wert? Was ist es ihr wert, 

dass Armut bekämpft wird? Was ist es ihr wert, dass 

jeder medizinisch gut versorgt wird? Was ist es ihr 

wert, wenn arbeitslose Menschen Starthilfen durch 

Ausbildung oder Umschulung bekommen? Der Sozi-

alstaat ist zuallererst unter diesen Aspekten zu disku-

tieren. Es sind Gesichtspunkt der Solidarität und Ge-

rechtigkeit. Wer den Maßstab der Gerechtigkeit nicht 

anlegt, für den ist der Sozialstaat immer zu teuer. Es 

geht deshalb um die Reihenfolge: Was ist einer Ge-

sellschaft die Sorge für alte, pflegbedürftige und 

kranke Menschen wert? Was bedeuten Solidarität und 

Gerechtigkeit? Dann erst geht es um die Frage, wie wir 

das finanzieren wollen. 

Merz sieht einen finanziellen Sachzwang zum Kürzen. 

Doch den gibt es nicht: Denn wenn es eine Haushalts-

lücke von 30 Mrd. Euro gibt, die zum Kürzen zwinge, 

sei an eine Studie von Oxfam erinnert: Der Verzicht 

auf die seit 1996 ausgesetzte Vermögensteuer hat den 

Überreichen in Deutschland über 380 Milliarden Euro 

beschert und die Gesellschaft gekostet. Gäbe es sie 

noch, dann wären die jährlichen Einnahmen aus der 

Vermögensteuer aus einer Studie von Oxfam auf etwa 

30 Milliarden Euro gestiegen. Die Finanzlücke ließe 

sich gerechterweise schließen. 

Warum gilt gerade der Sozialstaat mit seinen Leistun-

gen bei Rente, im Gesundheitswesen oder Bürgergeld 

als Ressource, um Haushaltsdefizite zu schließen? Es 

geht um die Substanz des Sozialstaates, der Verfas-

sungsrang hat. Im Sozialstaat sind die Bürgerinnen 

und Bürger nicht Bittsteller, sondern Inhaber von so-

zialen Rechten. Die sozialen Rechte können deshalb 

nicht in einer Konkurrenz zu „Kanonen statt Butter“ 

stehen. Denn der Staat ist verfassungsrechtlich ein pri-

oritäres soziales Staatsziel. Gleiches kann von der mi-

litärischen Aufrüstung nicht gesagt werden. Vorrang 

haben die sozialstaatlichen Aufgaben wie Soziales, so-

ziale Sicherheit, Bildung oder sozialökologische 

Transformation. Der Sozialstaat ist nicht von der 

Haushaltslage abhängig und steht auch nicht zur 

beliebigen Disposition. Ein Staat, der es nicht schafft, 

soziale Rechte seiner Bürger im Sozialstaat zu garan-

tieren, versagt politisch und verstößt gegen die Verfas-

sung. 

Friedensgebot der Verfassung 

Das Grundgesetz enthält ein Friedensgebot als Verfas-

sungsziel. Es will keinen Staat, in dem das Militär im 

Zentrum der Politik steht. Das Grundgesetz ist nach 

Wortlaut und Geist ein Manifest für Frieden. In seiner 

Präambel steht das Friedensgebot, dass „das deutsche 

Volk verpflichtet, dem Frieden der Welt zu dienen“. 

Dienen schier grenzenlose Rüstungsausgaben dem 

Frieden der Welt? Anders als das Rechts- und das So-

zialstaatsgebot wurde das Friedensgebot juristisch je-

doch weder ausgestaltet noch substantiiert. Das 

Grundgesetz lässt seit Mitte der 50er-Jahre Rüstungs-

politik und militärische Sicherheitspolitik zwar aus-

drücklich zu, setzt ihr aber mit dem Friedensgebot 

Schranken. Das Friedensgebot ist der Obersatz der 

Verfassung. Es ist keine schöne Verzierung, sondern 

das Prinzip, an dem sich alle anderen Normen der Ver-

fassung messen lassen müssen. Die Aufhebung der 

Schuldenbremse für Verteidigungsausgaben führt 

zum rasanten Wachstum der Rüstungsindustrie. Das 

Friedensgebot sollte eigentlich das Prinzip sein, das 

dies verhindert. Das grundgesetzliche Friedensgebot 

wird in sein Gegenteil verkehrt. Gerade, wenn wir die 

sozialen Rechte im Sozialstaat schützen wollen, kon-

kret: Wenn wir das Recht auf gute Pflege, Schutz vor 

Armut bei Arbeitslosigkeit, gute Krankenversorgung, 

gute KITAS für die Kinder sichern wollen, dann darf 

zur Finanzierung des Militärhaushalts nicht die soziale 

Grundlegung der Demokratie und ihre Grundausstat-

tung im Sozialstaat herangezogen werden. 

Zusammenfassung: 

Das alte bundesrepublikanische Wachstumsmodell, 

das eine stabile, mobile Mitte ermöglichte, trägt nicht 

mehr. Auch die Kluft zwischen Arm und Reich 

wächst. Die Armen werden zahlreicher und die Rei-

chen reicher. Statt einer sozialökologischen Transfor-

mation wird ein militärisch-industrieller Komplex auf-

gebaut. Man will nicht mehr Wachstumsimpulse 

durch eine sozial-ökologische Transformation auslö-

sen. Die einseitige Entscheidung für den Militär-Key-

nesianismus ist auch eine Entscheidung gegen den 

Klimaschutz. 

Für die Rüstungsindustrie scheint gegenwärtig alles 

möglich, was für die zivile Wirtschaft nicht gelten 

soll: großzügige Finanzierung um den Preis eines 

wachsenden Staatsdefizits, langfristige Planung, staat-

liche Abnahmegarantien und eine Monopolisierung 

der Rüstungsindustrie. Der Haushalt der Regierung 

streicht die Mittel für humanitäre Hilfe um mehr als 
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die Hälfte, in einer Zeit, in der Millionen Menschen 

von Hunger, Vertreibung und den verheerenden Fol-

gen der Klimakrise betroffen sind. Auch der Etat des 

Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit soll 

zum dritten Mal in Folge gekürzt werden. Wenn diese 

Kürzungen Realität werden, könnte Deutschlands Un-

terstützung auf nur noch 0,4 Prozent unserer Wirt-

schaftskraft sinken – weit unter den internationalen 

Verpflichtungen. Die Bundesregierung spart bei den 

Armen in Deutschland und weltweit. 

Die Politik der Bundesregierung ist einseitig auf die 

Interessen der Wirtschaft ausgerichtet, sie höhlt den 

Sozialstaat aus und vertieft die soziale Spaltung in 

Deutschland. Zugleich wird massiv aufgerüstet und im 

Sozialen soll gekürzt werden. Wir gehen auf einen Mi-

litärstaat mit der stärksten Armee Europas zu, der ge-

zielt einen militärisch-industriellen Komplex aufbaut. 

Es ist an der Zeit, Widerstand zu leisten, damit nicht 

nach dänischem oder französischem Vorbild Feiertage 

für die Hochrüstung geopfert werden, Sozialabbau be-

trieben wird oder Arbeitsschutzrechte wie der 8-Stun-

dentag geopfert werden. Aus Gründen der 

Gerechtigkeit ist es deshalb Zeit für eine steuerpoliti-

sche Wende, die sich vom neoliberalen Zeitgeist der 

steuerlichen Entlastung und Privilegierung der Ver-

mögenden und Überreichen verabschiedet. 

Während in Deutschland die Sozialstaatswende aus-

gerufen wird, steigen erwartbar die Zustimmungsraten 

für die AfD. Der Aufstieg der AfD lässt sich nur ver-

hindern, wenn es Proteste gibt, bei denen die Men-

schen spüren, dass ihre sozialen Rechte gesichert sind. 

Caritas und Diakonie sind gefordert, sich für die 

Rechte der Armen angesichts des Vorrangs der militä-

rischen Aufrüstung stark zu machen. Nötig sind Bünd-

nisse der Friedensbewegung mit den Kräften, die für 

einen ausgebauten Sozialstaat und die sozialen Rechte 

der Menschen kämpfen. Denn der Kampf um soziale 

Rechte im Sozialstaat und der Kampf gegen den Mili-

tarismus gehören nicht nur zusammen. Es ist derselbe 

Kampf für den inneren Frieden durch den Sozialstaat 

und soziale Rechte und für den Frieden durch Abrüs-

tung und Aufbau einer gemeinsamen Sicherheitsarchi-

tektur. Deshalb kann und muss die Perspektive lauten: 

Butter und keine Kanonen! 

4. Ökumene und die deutschen Kirchen Gesprächsimpuls im Workshop von 
Dr. Wilhelm Wille 

 

I Eine fruchtbare Begegnung: Exempel Bonhoeffer 

Albert Schäfer erklärte beim ersten Studientag des 

FFE2: „Bonhoeffer führt die Christologie in die Ethik 

ein..., die dem Krieg schlechthin jegliche Legitimation 

entzieht, weil er erscheint als Kampf der Geschwister 

in der Schöpfungsfamilie, als Kampf der Glieder am 

Leib Christi gegen sich selbst.“ Dann folgt in seinem 

Referat ein Hinweis auf Fanö 1934, Bonhoeffers Auf-

ruf zum Friedenskonzil der Kirchen.3 

Bonhoeffer sagt in einer Predigt (London 1934) über 

„Meine Kraft ist in den Schwachen mächtig“ (2. Kor 

12,9): „Christianity stands and falls with its revolutio-

 
2FFE-Rundbrief 2/2000, 5. 
3Dietrich Bonhoeffer, Werke (DBW), Bd. 13, Teil II,3. 
4DBW 13, 411. 
5In einem Gemeindevortrag vom 8.2.1929 (Hinweis Albert 

Schäfers in einer frühen LK-Sitzung) teilt er die Kritik 

des Nationalprotestantismus an den in der Ökumene 

nach dem ersten Weltkrieg lauter werdenden Stimmen, 

die sich auf die Bergpredigt berufend zum Pazifismus 

bekennen, akzeptiert noch den Krieg als notwendig im 

Rahmen der Schöpfungsordnung Gottes und kann etwa 

nary protest against violence, arbitrariness and pride 

of power and with its apologia of the weak.“4 

Das bedeutet eine radikale Wende aus der deutschen 

„Normaltheologie“ heraus, die er als Vikar in der deut-

schen Gemeinde zu Barcelona 1929 noch vertreten 

hatte.5 Bonhoeffers Aufenthalt im Union Theological 

Seminary (New York 1930) führt zu dieser Wende: 

Begegnung mit der Ökumene – der französische Pazi-

fist Lassere im Union und die schwarzen Kirchen in 

Harlem.6 

II Der ökumenische Dialog belebt den Friedens-

diskurs in den deutschen Kirchen – Spuren 

sagen: „... die Liebe zu meinem Volk wird den Mord, 

wird den Krieg heiligen.“ Grundfragen einer christli-

chen Ethik, Dietrich Bonhoeffer, Werke (DBW), Bd. 

10, 323 ff. Ich beziehe mich besonders auf die Anmer-

kung der Herausgeber S. 337 A. 29. 
6Bonhoeffer leitet eine Sonntagsschule und Bibelstunden 

in einer Gruppe schwarzer Frauen und sagt später dazu: 

„...most important and gratifying events of my stay in 

America.“ (Williams, R.L., Bonhoeffer’s Black Jesus, 

Waco/Texas 2014, 78). 
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Deutsche Kirchen lassen sich hineinziehen in den 

„Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und 

Bewahrung der Schöpfung“, der die Ergebnisse vor-

ausgegangener ökumenischer Studienprozesse opera-

tionalisiert (Vollversammlung des Ökumenischen Ra-

tes der Kirchen, Vancouver 1983). 

In der DDR leisten Christinnen und Christen 1988/89 

in diesem Prozess einen Beitrag zur friedlichen Revo-

lution; sie formulieren: „Gerechter Friede“ statt „Ge-

rechter Krieg“ (Friedenswort 2000 der deutschen ka-

tholischen Bischöfe nimmt darauf Bezug). 

In Basel findet 1989 die „Erste Europäische Ökume-

nische Versammlung“ statt und ruft dazu auf, für eine 

Internationale Umweltordnung, eine internationale 

Friedensordnung einzutreten und den Krieg als Insti-

tution abzuschaffen. 

In den 90er-Jahren organisieren die beiden großen 

Kirchen deutschlandweit einen am konziliaren Pro-

zess orientierten, an der gemeindlichen Basis begin-

nenden Arbeitsprozess, der zu einem bemerkenswer-

ten gemeinsamen kirchlichen Wort zur sozialen und 

wirtschaftlichen Lage im globalen Kontext führt.7 

Ruth Gütter (Kirchenamt der EKD!) kann im Buch zur 

Synode 2019 (Magdeburg) schreiben: „Außerdem 

sollten die Kirchen ihren nach Maßstäben des ÖRK 

umfassenden Friedensbegriff – nämlich als ‚Frieden 

zwischen den Völkern‘, ‚Frieden in der Wirtschaft‘ 

und ‚Frieden mit der Schöpfung – stärker in den ge-

sellschaftlichen Diskurs einbringen, um Engführun-

gen von Friedensdiskursen z.B. auf rein militärische 

Konfliktfelder zu vermeiden.“8 

Sehr gute Sätze gelingen dieser Synode:  

„2. Nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz für ge-

rechten Frieden“ 

... Noch immer sind zwei Milliarden Menschen nicht 

ausreichend ernährt, verbrauchen wir im Globalen 

Norden mehr Ressourcen als wir zur Verfügung ha-

ben, leben wir auf Kosten des fernen Nächsten und 

kommender Generationen. 

... Weil wir die nachhaltigen Entwicklungsziele [der 

UNO] nicht konsequent umsetzen, sind wir auf dem 

Wege in eine noch unfriedlichere Welt. Ohne nach-

haltige Entwicklung gibt es keinen Frieden …. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, die im Koaliti-

onsvertrag gesetzten Klimaschutzziele endlich ent-

schieden umzusetzen …. 

 
7Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort 

des Rates der EKD und der Deutschen Bischofskonfe-

renz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in 

Deutschland, herausgegeben vom Kirchenamt der 

Weiterhin muss die Bundesregierung ihrer internatio-

nalen Verantwortung gerecht werden und dauerhaft 

ausreichende Mittel für die internationale Klimafinan-

zierung, insbesondere für die Prävention vor und 

Kompensation von klimabedingten Schäden und Ver-

lusten, zur Verfügung stellen.“9 

III Ein großes „Aber“ – die Kehrseite der Medaille 

Am Rande der Vollversammlung des ÖRK in Karls-

ruhe demonstrierten Mitglieder des LK-FFE mit 

„Sandwichs“, auf denen u.a. „Nicht in unserm Nam-

en“ stand. Sie brachten so ihren Dissens zu deutschen 

„Sonderwegen“ zum Ausdruck, bezogen auf ein Kir-

chenpapier, das die deutsche Israel-Theologie wieder 

einmal festklopfen wollte. Nach der Begrüßungsrede 

des deutschen Bundespräsidenten – der Bundespräsi-

dent hatte die Delegierten als „Schwestern und Brü-

der“ angesprochen, sich mit dieser Floskel und inhalt-

lich weit über die Grenzen des Grußwortes eines staat-

lichen Vertreters hinausgehend wie ein Sprecher der 

EKD geriert – ruft ein Delegierter der Vollversamm-

lung den Demonstrierenden zu: „That was a ‚Deutsch-

stunde‘.“ 

Eine ganze Geschichte von Erfahrungen des ÖRK mit 

der EKD hat sich in diesem Seufzer verdichtet. So 

wird die EKD gesehen: Immer wieder aus dem öku-

menischen Konsens aussteigend, theologisch nicht 

überzeugend, sichtlich an deutscher Staatsräson orien-

tiert, aber doch mit dem Anspruch, das entscheidende 

verbindliche Wort zur Sache zu verkünden. 

Zur Illustration! In den 70er-Jahren suchte der ÖRK 

mit dem „Programm zur Bekämpfung des Rassismus“ 

ein Zeichen zu setzen: Kirche steht nicht länger auf der 

Seite von Kolonialherren, sie steht bei den Unter-

drückten, die um ihre Freiheit kämpfen. Befreiungsbe-

wegungen im südlichen Afrika sollten aus einem Son-

derfonds Mittel für soziale Projekte in ihren Rück-

zugsgebieten außerhalb des Apartheid-Staates Südaf-

rika und der portugiesischen Kolonie Angola erhalten 

können. Die damit gegebene Nähe zur Gewalt der Be-

freiungsbewegungen wurde von einer Kirche beson-

ders skandalisiert, die selbst keine Hemmungen hatte, 

mit ihrem Angebot der Militärseelsorge dem ungeheu-

ren Gewaltpotential der atomar gerüsteten NATO-

Armeen einen „Kollateralsegen“ zu spenden. 

Dass es nicht wirklich in erster Linie ums Hören auf 

das 5. Gebot ging und woher die deutschen Probleme 

mit der Ökumene kommen, konnte man an Äußerun-

gen wie der folgenden ablesen: Der damalige 

EKD, Hannover 1997. 
8www.ekd.de/lesebuch-synode-2019-50719.htm (S. 132). 
9https://www.ekd.de/kundgebung-ekd-synode-frieden-

2019-51648.htm. 

http://www.ekd.de/ekd.de/ds
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Ratsvorsitzende der EKD, der württembergische Bi-

schof Claß, sollte sich 1974 bei einem Besuch in Genf 

zur Frage der deutschen Probleme mit dem Sonder-

fond des „Programms zur Bekämpfung des Rassis-

mus“ äußern. Er sagte: „Die EKD ist eine Volkskirche 

und bejaht die Mitverantwortung für die westdeutsche 

Gesellschaft. Jeder ernsthafte Versuch der Selbstver-

änderung ist hineingebunden in einen gesamtgesell-

schaftlichen Prozess der Meinungsbildung.“10 

Ein Beispiel: In den 70er-Jahren hat nicht nur Israel 

dem südafrikanischen Apartheid-Staat geholfen, zur 

Atombombe zu kommen. Als im Herbst 1975 Vertre-

ter des Allafrikanischen Kirchenrates (AACC) die 

EKD aufforderten, sich für die Beendigung der nukle-

aren Zusammenarbeit Deutschlands mit Südafrika ein-

zusetzen, gab es patzige Antworten aus Hannover und 

Stuttgart: Eine solche Zusammenarbeit gäbe es nicht, 

die afrikanischen Brüder sollten keine unfundierten 

Vorwürfe in die Welt setzen. Später im Jahr be-

schwerte sich der Vorstandsvorsitzende der Kraft-

werksunion beim Ratsvorsitzenden der EKD –  nicht 

über die Kritik an der atomaren Zusammenarbeit mit 

dem Apartheidsstaat, sondern darüber, dass die EKD 

das Antirassismus-Programm des ÖRK unterstütze. 

Der damalige Ratsvorsitzende antwortete: „… es ist 

wie bei der UNO, wir können uns im ÖRK nicht 

durchsetzen. Wir hätten es gerne anders, aber die Kir-

chen der Dritten Welt haben die Mehrheit.“11 

Schnee von gestern? Wie das Thema Apartheid in 

Israel auf der Vollversammlung des ÖRK in Karls-

ruhe behandelt wurde! 

Schon vor der Vollversammlung gab es heftige An-

griffe der Israel-Lobby auf den ÖRK, bei denen er des 

Antisemitismus bezichtigt wurde; die EKD wurde auf-

gefordert, die finanzielle Unterstützung Genfs einzu-

stellen. Eine fällige Richtigstellung und öffentliche 

Solidarisierung mit dem ÖRK, eigentlich eine Mini-

malforderung ökumenischen Taktes, blieb in Deutsch-

land aus. 

Die anglikanische Kirche Südafrikas forderte eine 

ökumenische Erklärung, dass Israel ein Apartheids-

staat ist und die Mitgliedskirchen entsprechend darauf 

reagieren. Die EKD-Delegation kämpfte darum, eine 

entsprechende Orientierung des ÖRK zu verhindern. 

„Mondo Weiss“, eine Internet-Plattform liberaler 

amerikanischer Juden, schrieb hierzu: „Bischöfin 

 
10 epd-Dokumentation 33/74, 13. 
11 W. Simpfendörfer, Platz machen oder Platz lassen, epd-

Entwicklungspolitik 1/83, 16. 
12 https://mondoweiss.net/2022/09/world-council-of-

churches-general-assembly-puts-israeli-apartheid-on-

the-global-churchs-table/. 
13 S. FFE-Rundbrief 4/2022, 20. 

Bosse-Huber drückte damit eine Politik der deutschen 

Regierung wie auch ihrer Kirche aus.“12 

Zu einem gemeinsamen Votum der Vollversammlung 

zur Apartheid in Israel und den besetzten palästinensi-

schen Gebieten ist es vornehmlich wegen des deut-

schen Widerstandes nicht gekommen. In einer Erklä-

rung „Streben nach Gerechtigkeit für alle im Nahen 

Osten“ steht nur, dass zahlreiche Menschenrechtsor-

ganisationen im Blick auf die Politik Israels den Be-

griff „Apartheid“ gebrauchen, aber: „Wir sind in die-

ser Hinsicht nicht einer Meinung. Wir müssen uns 

nach wie vor mit diesem Problem befassen, während 

wir auf dem Wege der Gerechtigkeit und des Friedens 

weiterhin zusammenarbeiten.“13 

Steinmeiers „Deutschstunde“ war die Auftaktveran-

staltung des Ganzen.14 Was hat dabei den Seufzer der 

Ökumene ausgelöst? Es war wohl einmal die Penet-

ranz, mit der deutsche Schuld und Reue und die War-

nung vor Antisemitismus in allen seinen Formen em-

phatisch an den Anfang einer breiteren Themenpalette 

gerückt wurden – und das im Kontext der vorausge-

gangenen öffentlichen Angriffe auf den ÖRK. 

Die Ökumene dürfte wieder einmal frustriert bemerkt 

haben, dass man in Deutschland nicht zur Kenntnis 

nimmt, wie sehr der Antisemitismus-Vorwurf mittler-

weile instrumentalisiert wird, um Kritik an der westli-

chen Nahostpolitik zu diskreditieren und zu unterdrü-

cken. Und was die kirchliche Normaltheologie in Sa-

chen Israel anbelangt, werden viele in der Ökumene 

vermissen, dass man hier immer noch ignoriert, was 

der amerikanische Jude und Menschenrechtsaktivist 

Mark Bravermann schon vor Jahren so auf den Punkt 

gebracht hat: „Aus dem christlichen Versöhnungsim-

puls ist ein theologisches Unterstützungsprogramm 

für eine anachronistische ethnisch-nationalistische 

Ideologie geworden, die das Judentum instrumentali-

siert hat, fortwährend einen Konflikt mit globalen 

Auswirkungen anheizt und dabei eine äußerst syste-

matische, andauernde Verletzung von Menschenrech-

ten in unserer Welt hervorgerufen hat.“15 Gaza dürfte 

bei manchem etwaige Zweifel an der Wahrheit dieses 

Satzes ausgeräumt haben. 

Als dann Steinmeier noch eine Breitseite abfeuerte auf 

Putin und die russisch-orthodoxe Kirche – deren Ver-

treter ja im Saal saßen –, dürften viele der Delegierten 

in Karlsruhe einzelnen seiner Argumente durchaus 

14 www.bundespraesident.de/. 
15Braverman, Mark, The Moment of Grace and Opportu-

nity: The Global Kairos Movement for Peace in the 

Holy Land, Unveröffentl. Manuskript, S. 8. Zit. in: Dil-

schneider, Gerhard u.a., Wenn ein Glied leidet – leiden 

alle Glieder mit? Berlin 2013, 75. 
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zugestimmt haben. Gestört hat sicher, dass bei einer 

solchen Veranstaltung und dieser Gelegenheit nichts 

als die Sprache der politischen Propaganda zu hören 

war. Kein Wort von westlicher Mitverantwortung für 

den Ausbruch und die Fortdauer des Ukrainekrieges! 

Hätte doch der Christenbruder Steinmeier seinem Re-

denschreiber die Bergpredigt in die Hand gedrückt – 

der „Balken im eigenen Auge“! Hätte der doch we-

nigstens die FFE-Erklärung zum Ukraine-Krieg gele-

sen!16 

IV Aktuell: „Ein Aufruf zum gemeinsamen Han-

deln“ (Vollversammlung des ÖRK Karlsruhe 

2022) – wird dieser in der EKD zur Kenntnis ge-

nommen? 

Im Aufruf der Vollversammlung heißt es: 

Ziff. 2 Krieg, Tod, Hunger, Krankheit sind Mächte, 

die die Offenbarung des Johannes benennt, und wir „... 

sind wir uns der Ausdrucksformen dieser Kräfte in der 

Welt von heute schmerzlich bewusst…“ 

Ziff. 3 „Einzelpersonen, Völker und Länder sind da-

rüber hinaus mit Katastrophen konfrontiert, die direkt 

auf eine verantwortungslose und zerbrochene Bezie-

hung mit der Schöpfung zurückgehen, die wiederum 

zu ökologischer Ungerechtigkeit und einer Klimakrise 

geführt hat.“ 

Ziff. 7 „Christliche Gläubige und die Strukturen, die 

wir aufgebaut haben, tragen eine Mitschuld an dem 

Missbrauch anderer ... Angesicht von Krieg, fehlender 

Gleichstellung und der Sünden gegen die Schöpfung 

in der Welt von heute, ruft uns die Liebe Christi auf zu 

Buße, Versöhnung und Gerechtigkeit.“ 

Ziff. 10 „Wir werden die Kraft finden, aus der Einheit 

heraus zu handeln, die in der Liebe Christi verankert 

ist, denn sie rüstet uns, zu lernen, was zum Frieden 

dient, Spaltung in Versöhnung zu verwandeln und uns 

für die Heilung des gesamten lebendigen Planeten ein-

zusetzen.“  

Ziff. 12 „Krieg soll nach Gottes willen nicht sein“ 

(1948), „Rassismus ist Sünde“ (Nairobi 1975), diese 

Sätze werden bedauernd wiederholt. Aber davor steht 

 
16 FFE-Rundbrief 1/2022, 35 ff. 
17 Message of the WCC 11th Assembly, „A call to act to-

gether, www.oikoumene.org/resources/documents. 
18 Dietrich Werner, Militär und Klima – unerledigte Her-

ausforderungen und Anfragen, Referat, gehalten bei 

Tagung der Ev. Akademie Hofgeismar, „Klimagerech-

ter Frieden oder verbrannte Erde“ (2023), S. 17 (Manu-

skript). Werner, vielseitiger ökumenischer Fachmann 

jetzt: „Wir verlassen uns in unserm Engagement und 

Eintreten für Klimagerechtigkeit auf die Liebe 

Christi.“17 

V Fundstücke 

Summe des ökumenischen Dialogs zum Thema Klima 

und Krieg: 

„Alles, was im ökumenischen Diskurs über den Zu-

sammenhang von Friedens- und Klima- oder Umwel-

tethik ausgeführt und reflektiert wurde, bündelt sich in 

der Erkenntnis, dass es im 21. Jahrhundert keine Si-

cherheitspolitik mehr geben kann, die entweder eine 

geographische Region systematisch ausgrenzt bzw. 

langfristig als militärischen Gegner postuliert oder die 

die Dimension von Nachhaltigkeit und allgemeiner Si-

cherung der natürlichen Ressourcen dieser Erde zu ei-

nem zweitrangigen Nebenziel der internationalen Si-

cherheitsarchitektur macht.“18 

Aus dem ökumenischen Studienprozess zum Thema 

Militarismus: 

„Militarization should be understood as the process 

whereby military values, ideology and patterns of be-

haviour achieve a dominating influence on the politi-

cal, social and economic affairs of the state and as a 

consequence the structural, ideological and behavio-

ural patterns of both the society and government are 

miltarized. Militarism should be seen as one of the 

more perturbing results of this process.“19 

Zur Aktualisierung: Dan Smith, Direktor des Stock-

holm International Peace Research Institute (SIPRI), 

sagte in einem Interview mit S. Chr. Schulz: Die vie-

len hundert Milliarden für Militär und Rüstung seien 

nicht das, „was notwendig ist, um Europa zu einem si-

cheren Ort zu machen.“ Vielmehr seien sie „ein deut-

liches Warnsignal für ein ungesundes und gefährliches 

System, in dem wir leben.“ Dan Smith zeigte sich 

„ziemlich besorgt über die Tendenz, dass Politiker in 

einer Welt mit vielen Problemen nur an eine Sache 

denken: die eigene Aufrüstung.“20 

 

 

war u.a Referent für Grundsatzfragen bei „Brot für die 

Welt“. Vielleicht lohnt es sich, in Hofgeismar nachzu-

fragen, ob da nicht im Archiv Wesentliches verstaubt. 
19 Artikel Militarism/Militarization, in: Dictionary of the 

Ecumenical Movement, 770 (Zit. Werner, S. 6). 
20 Badische Zeitung (!), 2.4.2025. s. auch Wette, Wolfram, 

Frieden mit Russland – eine immer noch unerledigte 

Aufgabe, in: FFE-Rundbrief 3/2025, 20. 
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Ostermarsch 2026 – Schostakowitsch, Habermas und Putin – Wa-
rum Geschichtsvergessenheit tödlich sein kann. Rede von Dr. Ulrich 

Bausch am 4. April 2026 in Alpirsbach   

Am 9. August 1942 wurde in der Petersburger Phil-

harmonie – damals Leningrad – Schostakowitschs 7. 

Symphonie uraufgeführt. Es war ein besonderes Kon-

zert, denn es wurde über Kurzwelle weltweit übertra-

gen. Selbst in den USA konnte man es hören, nicht nur 

Schostakowitschs Musik, sondern auch das Artillerie-

feuer und das Bombardement der Deutschen. Hitler 

hatte den Befehl gegeben, Leningrad auszulöschen. Er 

ließ alle Versorgungswege nach Leningrad blockie-

ren, warf über 100.000 Brandbomben auf die Stadt 

und wollte die Zivilisten in den Hungertod treiben. Die 

Belagerung dauerte von September 1941 bis Januar 

1944. Gegen Ende der Belagerung gab es in Leningrad 

keine Ratten mehr, keine Hunde, keine Katzen und 

keine Krähen. Die Menschen aßen selbst Klebstoff 

und Tapetenkleister.21 

Über eine Million Zivilisten der Stadt verhungerten. 

Insgesamt kamen durch das Unternehmen Barbarossa 

zwischen 25 Mio. und 27 Mio. Sowjets ums Leben. In 

Russland hat man das nicht vergessen. Gorbatschow 

hatte das nicht vergessen, Jelzin nicht und schon gar 

nicht Putin. Denn Putin ist ein Kind Leningrads. Ein 

Großteil seiner Verwandtschaft starb durch den deut-

schen Hungerterror, seine Mutter hat schwer gezeich-

net den deutschen Belagerungsring überlebt, sie verlor 

in dieser Zeit aber ihr erstes Kind.  

Dem kürzlich verstorbenen Sozialdemokraten Jürgen 

Habermas verdanken wir den Satz: „Jede Obsession 

hat lebensgeschichtliche Wurzeln.“22  

Moskau ist besessen von dem Thema „Sicherheitsin-

teressen“. Nie wieder Einkesselung, nie wieder Bela-

gerung, nie wieder fremde Raketen vor der Haustür.  

Richtig ist aber auch: Eine Obsession rechtfertigt 

nichts. Gar nichts. Keinen völkerrechtswidrigen An-

griff auf die Ukraine und auch keine brutale Kriegs-

führung bei der hunderttausende junge Männer regel-

recht verheizt werden.  

So falsch es also wäre, den russischen Überfall auf die 

Ukraine zu rechtfertigen, so verhängnisvoll war und 

ist es, die historisch bedingten Sicherheitsinteressen 

Moskaus zu ignorieren. Unmittelbar nach dem Mauer-

 
21 https://de.wikipedia.org/wiki/Leningrader_Blockade.  

22 https://kobinet-nachrichten.org/2026/03/25/habermas-

ueber-den-zusammenhang-seiner-philosophie-mit-der-ei-

genen-krankheits-und-behinderungserfahrung/.  

fall war den Verantwortlichen in Deutschland und den 

USA die zentrale Bedeutung dieses Themas bewusst.  

Beim ersten Treffen von Gorbatschow und Präsident 

Bush in Malta im Dezember 1989 sprach Bush dieses 

Thema unmittelbar an und Gorbatschow insistierte, 

was immer nun geschehen würde, eine NATO-Ost-

Erweiterung dürfe es auf keinen Fall geben. Sofort 

kam die Versicherung des Westens: „not one inch“.23 

Keinen Zoll nach Osten, eine Formulierung, die dann 

in den Verhandlungen zur Beendigung des Kalten 

Krieges ständig wiederholt wurde: vom amerikani-

schen Außenminister, von Hans-Dietrich Genscher 

und von Helmut Kohl und vielen anderen.  

Als Kohl am 10. Februar 1990 erstmals direkt mit Gor-

batschow verhandelte, war ihm der Stellenwert der 

russischen Sicherheitsinteressen bewusst. Kohl kam 

unverzüglich darauf zu sprechen und sagte, man könne 

nun viel besprechen, aber er, Gorbatschow, müsse das 

ja seinen Landsleuten erklären und diese würden sich 

an das Schicksal ihrer Väter und Brüder erinnern.  

Kohls Sensibilität, an das Grauen des Zweiten Welt-

krieges zu erinnern, öffnete die Tür zur Wiederverei-

nigung und half mit, den Kalten Krieg zu beenden.24  

Nach diesem Gespräch in Moskau trafen sich Kohl 

und Bush in Camp David in den USA. Kohl wollte 

wissen, wie man nun umgehen solle, mit all den Ver-

sprechen.  

Zum Erstaunen von Kohl erklärte Bush: „To hell with 

it“ – zur Hölle damit, wir haben den Kalten Krieg ge-

wonnen und lassen uns den Sieg nicht mehr entreißen. 

Die USA würden auf jeden Fall in Deutschland blei-

ben, das sei für die Sicherheit der USA notwendig – es 

ging nie darum, Deutschland zu beschützen – und auf 

gar keinen Fall dürfe es eine Friedensdividende geben. 

Kohl war vor den Kopf gestoßen und Bush erklärte, 

Kohl müsse jetzt eben tief in die Tasche greifen.  

Tatsächlich tauchten die vielen Zusagen, die NATO 

nicht zu erweitern, nicht in den Zwei-Plus-Vier-Ver-

trägen auf. Gorbatschow war empört, rief bei Kohl an 

und erklärte, wir Russen sind da wohl in eine Falle ge-

tappt – Kohl beruhigte ihn und griff tief in die Tasche 

23 https://nsarchive.gwu.edu/document/16116-document 

05-memorandum-conversation-between  
24 https://nsarchive.gwu.edu/document/16120-document-09-

memorandum-conversation-between  
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und machte einen Milliardenkredit locker. Man sprach 

später vom teuersten Kanzlertelefonat jemals.  

Dann ging es Schlag auf Schlag. Die amerikanische 

Rüstungsindustrie gründete das Komitee zur NATO-

Ost-Erweiterung, denn es war klar, dass damit sehr 

viel Geld zu verdienen sei, Mitte der 90er-Jahre be-

schloss der US-Kongress die NATO-Erweiterung 

nach Osten – wohlgemerkt zu einem Zeitpunkt, als in 

den östlichen Ländern niemand von russischer Bedro-

hung sprach, sondern davon, dass diese nun vorbei sei. 

Die Russen packten ja ihre Koffer, räumten Kasernen 

und zogen Panzer und Raketen ab.  

In Deutschland und Europa war viel von einem ge-

meinsamen Haus Europa die Rede. Von einem Wirt-

schaftsraum von Vladi Wostok bis Lissabon, von Si-

cherheitspartnerschaft mit Moskau.  

Davon wollten die USA nichts wissen. Sie wollten die 

Gunst der Stunde nutzen, Amerika endgültig als ein-

zige und letzte Weltmacht zu etablieren. Bereits 1992 

berichtete die NYT von der sog. Wolfowitz-Doktrin, 

wonach nun sichergestellt werden müsse, dass weder 

in West-Europa noch in Asien oder auf dem Gebiet der 

ehemaligen Sowjetunion eine rivalisierende Macht 

entstehen könne. Sicherheitsberater Zbigniew Brze-

zinski veröffentlichte sein einflussreiches Werk: Ame-

rikanische Vorherrschaft und ihre geopolitischen Vo-

raussetzungen. Kernthese darin: Die USA müssten die 

Ukraine beherrschen, dann könne Russland sich nie 

wieder zu einer Großmacht entwickeln. Brezinski 

schlug vor, Russland zu zerschlagen und in mehrere 

Teilstaaten zu zerlegen.  

Ein Vorschlag, der im Mai 2024 von der Außenbeauf-

tragten der EU Kaja Kallas aufgegriffen wurde – was 

natürlich zu scharfen Protesten aus Moskau führte. 

Frau Kallas erklärte: „Die Niederlage Russlands 

wäre keine schlechte Sache, dann könnten meh-

rere kleine Staaten entstehen, statt eines großen 

Staates.“25
  

Antwort aus Moskau: Mit dieser Frau werden wir 

niemals verhandeln.26
  

Gegen diese Strategie der US-Amerikanischen Vor-

herrschaft – man könnte auch sagen „Weltherrschaft 

als Politikziel“ – gab und gibt es auch in den USA 

massive Einwände und Proteste.  

Die gesamte Elite amerikanischer Außenpolitik, 

ehemalige Minister, CIA-Chefs, Diplomaten, 

 

25 https://lmc.icds.ee/agenda/keeping-up-support-to-ukra-

ine-defining-as-long-as-it-takes/Min 101:56 
26 https://www.n-tv.de/politik/Kreml-lehnt-Verhandlun-

gen-mit-EU-Fuehrung-ab-id30282093.html.  

Abrüstungsexperten, über 60 Fachleute schrieben 

an Clinton, die Politik der NATO-Osterweiterung 

sei ein historischer Fehler, der die Demokratisie-

rung Russlands beenden und Europa destabilisieren 

würde. Ähnliche Warnungen kamen von Roman 

Herzog, Erhard Eppler, Antje Vollmer, Horst Telt-

schik, Herta Däubler-Gmelin und vielen anderen. 

Sie schrieben gemeinsam einen offenen Brief mit 

der Überschrift: „Krieg in Europa – nicht in unse-

rem Namen“.27
 

Kernthese des Briefes: Wenn wir die Sicherheitsin-

teressen Russlands nicht ernst nehmen, wird es 

Krieg geben. Die Autoren wussten, was wir Russ-

land im 2. Weltkrieg angetan haben. Sie wussten, 

dass Obsessionen lebensgeschichtliche Wurzeln ha-

ben und dass sie – ob sie einem passen oder nicht –

beachtet werden müssen.  

Das US-Ziel, einzige und letzte Weltmacht zu sein, 

kollidiert mit historisch begründeten russischen 

Ängsten. Wahrscheinlich hätte der russische Über-

fall auf die Ukraine verhindert werden können, 

wenn der Westen bereit gewesen wäre, genau dar-

über nachzudenken und zu verhandeln. Der Krieg 

hätte wahrscheinlich bereits im Mai 2022 beendet 

werden können, wenn die sog. Istanbul-Verhandlun-

gen nicht von England und den USA gestoppt worden 

wären. Und wahrscheinlich wäre es aktuell möglich, 

durch Verhandlungen diesen Krieg zu stoppen.  

Das amerikanische Quincy-Institut, ein Think-Tank, 

der von Militärs und CIA-Leuten gegründet wurde, al-

lerdings von Leuten, die sagten, so etwas wie der Irak-

Krieg darf nie wieder geschehen, gilt als absolut ver-

lässliche, seriöse und sehr gut informierte Quelle. Der 

Chef des Institutes, George Beebe, war über viele 

Jahre Leiter der Abteilung Russlandanalyse innerhalb 

der CIA.  

Laut Quincy-Institut hat die russische Seite inzwi-

schen viele Zugeständnisse gemacht.28 

Ja zum EU-Beitritt der Ukraine, ja zu einer 800.000-

Mann-starken Armee der Ukraine – das wäre dann die 

größte Europas –, aber nein zum NATO-Beitritt und 

nein zu englisch-französischen Truppen in der Ukra-

ine. Das ist angeblich der aktuelle Knackpunkt. Der 

Verzicht auf NATO-Truppen in der Ukraine wäre, so 

das Quincy-Institut, der Schlüssel zur Beendigung des 

Krieges.  

27 https://www.zeit.de/politik/2014-12/aufruf-russland-dia-

log 
28 https://quincyinst.org/research/frequently-asked-ques-

tions-about-the-russia-ukraine-negotiations/#h-what-are-

the-key-outstanding-areas-of-disagreement. 

https://lmc.icds.ee/agenda/keeping-up-support-to-ukraine-defining-as-long-as-it-takes/Min
https://lmc.icds.ee/agenda/keeping-up-support-to-ukraine-defining-as-long-as-it-takes/Min
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Sicher ist das nicht. Aber die Frage ist doch, warum 

versuchen wir nicht darüber zu verhandeln? Warum 

gibt es keine eigenständigen europäischen Verhand-

lungsinitiativen? Warum überlassen wir dieses Feld 

einem narzisstischen Autokraten im Weißen-Haus? 

Warum schauen wir zu, wie Monat für Monat Tau-

sende sterben? Warum versuchen wir nicht wenigs-

tens, auf der Basis von russischen Sicherheitsinteres-

sen eine Lösung zu finden? Eine Lösung, die selbst-

verständlich eine selbstbestimmte Ukraine zum Ziel 

haben muss.  

Putin ist schuld an diesem Krieg. Aber wir tragen eine 

Mitverantwortung dafür, dass er nicht verhindert wor-

den ist und jetzt nicht beendet wird.  

Das amerikanische Streben nach Weltherrschaft führte 

nicht nur zu diesem Krieg, sondern auch zum völker-

rechtswidrigen Angriffskrieg auf den Iran.  

Auch dieser Krieg hätte durch Verhandlungen verhin-

dert werden können. Viele sagen jetzt, das Völkerrecht 

passt eben nicht mehr in die Zeit. Es sei überholt. Sie 

vergessen dabei, dass der Iran überhaupt erst durch die 

Verletzung des Völkerrechts unter die Herrschaft der 

Mullahs kam. Wäre Mohamad Mossadegh 1953 nicht 

vom Westen weggeputscht worden, hätte sich der Iran 

völlig anders entwickelt. Auch die Frage der Atombe-

waffnung hätte sich längst lösen lassen, wenn Donald 

Trump nicht das entsprechende Abkommen gekündigt 

hätte. Die vielen völkerrechtswidrigen Interventionen 

des Westens hat man dort nicht vergessen. Auch im 

Iran haben antiwestliche Obsessionen lebensge-

schichtliche Wurzeln. 

Wir brauchen Verhandlungen mit Moskau und Tehe-

ran und es braucht auch eine Verhandlungslösung im 

Israel-Palästina-Konflikt.  

Gewalt ist weder in der Ukraine noch im Nahen Osten 

die Lösung – im Gegenteil.  

 

Ostermarsch 2026 – Rede von Ulrich Duchrow am 4.4.2026 in Heidelberg  

 

Liebe Friedensaktivistinnen und -aktivisten, 

unfasslich, wie nun seit dem letzten Ostermarsch die 

Zerstörung der Völkerrechtsordnung weiter fortge-

schritten ist. Zusätzlich zu dem vom Westen unter-

stützten Völkermord Israels an den PalästinenserInnen 

ist nun auch noch der völkerrechtswidrige Krieg Isra-

els und der USA gegen den Iran hinzugekommen – mit 

allen Folgen, nicht nur an den Tankstellen. 

Aber so seltsam es klingen mag: Dieses erneute Völ-

kerrechtsverbrechen bietet auch eine Chance. Seit 

Konrad Adenauer wurden wir Deutsche darauf hinori-

entiert, dass die USA unsere natürlichen Freunde und 

Verbündete sind – und nicht nur wir Deutsche, son-

dern wir Europäer. Und in der Tat haben uns unter an-

deren die USA von der Naziherrschaft befreit. Inzwi-

schen wird aber deutlich, dass Trump nur der krasse 

Höhepunkt einer verhängnisvollen Strategie ist, die 

die USA seit der Wende 1989 gegen Europa und auch 

im Nahen Osten betrieben haben. Diese Trumpschen 

Exzesse bieten nun die Chance für die Europäer, auf-

zuwachen und sich geopolitisch selbstständig zu ma-

chen. 

Was meine ich damit? Wer das in allen Einzelheiten 

verstehen will, lese das Buch von Noam Chomsky und 

Marv Waterstone: Konsequenzen des Kapitalismus 

Der lange Weg von der Unzufriedenheit zum Wider-

stand, Frankfurt: Westend, 2022. Sie zeigen gut doku-

mentiert, dass die USA seit 1990 nur ein Ziel verfolgt 

haben: als einzige hegemoniale Supermacht unilateral 

weltweit US-Interessen, d.h. Kapitalinteressen, 

durchzusetzen, und das gilt besonders I. für Europa 

und II. für den Nahen Osten. 

I. Was Europa betrifft, so haben die USA verhindert, 

dass das System der gemeinsamen Sicherheit im Rah-

men der OSZE, das zum Ende des Kalten Kriegs ge-

führt hatte, zu einem gemeinsamen europäischen Haus 

im Sinne Gorbatschows ausgebaut wurde. Stattdessen 

sollte die NATO unter amerikanischer Führung das 

einzige Sicherheitssystem sein. Vor allem wollten sie 

verhindern, dass sich die Europäische Gemeinschaft 

zu einem gemeinsamen Markt mit Russland zusam-

mentut. Denn so wäre eine multipolare Weltordnung 

entstanden. 

Bei dieser Strategie spielte seit 1997 die Ukraine eine 

zentrale Rolle (vgl. BRZEZINSKI, Zbigniew: Die ein-

zige Weltmacht: Amerikas Strategie der Vorherr-

schaft. Frankfurt: S. Fischer, 1997). Hier heißt es: Wer 

die Ukraine kontrolliert, kontrolliert den euroasiati-

schen Markt. So betrieben die USA nicht nur die Ost-

erweiterung der NATO bis an die Grenzen Russlands 

– gegen das Versprechen an Gorbatschow –, sondern 

arbeiteten im Untergrund mit CIA, Militarisierung und 

vielen Dollars auf den Maidan-Putsch hin, um die Uk-

raine gegen Russland einzunehmen. Ohne Russlands 

völkerrechtswidrigen Krieg gegen die Ukraine zu 

rechtfertigen, muss man doch diese Vorgeschichte zur 

Kenntnis nehmen, die in Deutschland mit dem Begriff 

„Putinversteher“ unterdrückt wird. Jedenfalls ohne die 

NATO-Osterweiterung und den Maidan-Putsch gäbe 

es jetzt keinen Ukrainekrieg. 
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Aktuell wird nun mit Putins Krieg die gefährliche Auf-

rüstung mit unverantwortlichen Geldsummen gerecht-

fertigt, obwohl Russland 10-mal weniger für Rüstung 

ausgibt als die NATO-Länder und deshalb Putin 

Selbstmord begehen würde, wenn er ein NATO-Land 

angriffe. Statt diesen unbegründeten Rüstungswahn-

sinn in die Tat umzusetzen, sollten die Europäer 1. alle 

Anstrengungen unternehmen, den Krieg mit Verhand-

lungen zu beenden, 2. die Sicherheitsinteressen Russ-

lands ernst nehmen und deshalb 3. mit Russland das 

europäische System der gemeinsamen Sicherheit im 

Rahmen der wieder zu stärkenden OSZE erneuern. 

Hier hat die Friedensbewegung, haben wir eine zent-

rale Aufgabe: gegen die offizielle Propaganda öffent-

lich die historische Wahrheit klarstellen und so politi-

sche Mehrheiten gewinnen, um die destruktiven Rüs-

tungsgelder in soziale Verbesserungen und Maßnah-

men zur Klimarettung umzuleiten. 

II. Ein zweiter großer Bereich der imperialen US-

Strategie liegt im ölreichen Nahen Osten. Schon das 

britische Weltreich hatte im 19. Jahrhundert den 

christlichem Zionismus entwickelt, um mit Hilfe von 

in England nicht erwünschten Juden in Palästina Fuß 

zu fassen. Später nutzten dann die USA den völker-

rechtlich legitimen Staat Israel, der selbst völker-

rechtswidrige hegemoniale Strategien im Nahen Osten 

verfolgt, als Stützpunkt für ihre imperiale Politik in der 

Region. Um nur ein paar wichtige Fakten zu nennen: 

- 1953 die Abschaffung der Demokratie in Persien 

durch den Putsch gegen Mossadegh, als dieser die Öl-

quellen nationalisieren wollte; 

- 2003 der völkerrechtswidrige Krieg gegen den Irak 

mit Millionen von zivilen Opfern; 

- 2011 die NATO-Aggression gegen Libyen, die den 

bis heute dauernden Bürgerkrieg auslöste. 

- Und nun der illegale Angriffskrieg auf den Iran, 

längst gewünscht von Israel, vorbereitet mit vorge-

schobenen Verhandlungen zwischen USA und Iran. 

Was ist zu tun angesichts dieser immer weiter gehen-

den Verachtung des Völkerrechts mit ihren zerstöreri-

schen Wirkungen für das soziale Zusammenleben und 

die Erde? 

Die erste und naheliegendste Handlungsmöglichkeit 

ist, die Kampagne zur Aussetzung des EU-Israel-

Assoziierungsabkommens mit Unterschrift zu unter-

stützen, bis dieser Staat das Völkerrecht einhält. Die-

ser Druck würde ausreichen, um Israels Kriegspolitik 

zu stoppen, weil dieses Land zwei Drittel seiner Wirt-

schaft mit der EU abwickelt. 

Aber natürlich muss Druck auf die eigene Regierung 

hinzukommen, um sie zu veranlassen, sich im Rahmen 

der EU insgesamt von der Achse USA–Israel zu lösen. 

Chomskys Buch Konsequenzen des Kapitalismus hat 

den Untertitel Der lange Weg von der Unzufriedenheit 

zum Widerstand. Er sieht die einzige Möglichkeit da-

rin, dass die Bevölkerungen sich nicht nur frustriert 

zeigen, sondern sich für den Widerstand gegen die im-

perial-kapitalistische Politik organisieren. 

Änderung kann nur von unten kommen, weil die Eli-

ten, besonders die VertreterInnen der Kapitalinteres-

sen, genau diese Politik unterstützen. 

Das Wichtigste bei dieser Organisation der Gegen-

macht von unten ist die Bildung von Bündnissen zwi-

schen sozialen Bewegungen und Gewerkschaften. Nur 

Gewerkschaften haben das Streikrecht. Man kann sich 

zwar auch dieses Recht nehmen wie neuerdings die 

SchülerInnen gegen die Wehrpflicht mit Schulstreiks. 

Und das ist sehr zu begrüßen. Aber keine gesellschaft-

liche Gruppe hat einen ähnlichen Organisationsgrad 

und Durchschlagskraft wie die Gewerkschaften der 

ArbeiterInnen und Angestellten. Mir ist natürlich be-

wusst, dass ähnlich wie in den Kirchen dort die Ver-

suchung besteht, sich an die herrschenden politischen 

und medialen Machtstrukturen anzupassen. Aber es 

gibt auch hier kritische Zellen, mit denen wir zusam-

menarbeiten können und die auch angesichts der im-

mer klarer werdenden Fronten Zugewinne innerhalb 

der Gewerkschaften erzielen können. 

Ähnliches gilt für die Partei Die Linke. Auch sie 

schwankt zwischen verschiedenen Lagern hin und her. 

Aber nehmen wir die Frage Israel–Palästina. 

- Sie ist die einzige Partei in Deutschland, die im Bun-

destag nicht für die Kriminalisierung der BDS-

Bewegung gestimmt hat, d.h. gegen die palästinensi-

sche und internationale Bewegung, die fordert, israe-

lische Güter, Einrichtungen wie Unis usw. so lange zu 

boykottieren, wie Israel nicht das Völkerrecht erfüllt, 

also die Besatzung beendet usw. 

- Sie ist auch die einzige Partei, die die manipulierte 

IHRA-Definition des Antisemitismus ablehnt, weil 

diese die berechtigte Kritik an den Völkerrechtsver-

brechen des Staates Israel mit Antisemitismus gleich-

setzt. Stattdessen stimmte sie auf ihrem Parteitag 2025 

für die »Jerusalemer Erklärung« als Antisemitismus-

Definition. 

- Jetzt beschloss der Landesverband Niedersachsen 

auf seinem Parteitag 2026 die Erklärung Die Linke 

Niedersachsen lehnt den heute real existierenden Zio-

nismus ab. Darin zeigt sie sehr differenziert die ver-

schiedenen Formen des Zionismus auf, lehnt aber den 

unter Netanjahu herrschenden als Ursache und Recht-

fertigung des Völkermords in Gaza und Westbank und 

der Apartheid ab. 
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All das ist für deutsche Verhältnisse eine erstaunliche 

Verteidigung des Völkerrechts. Diesen völkerrechts-

konformen Positionierungen weht aber natürlich ein 

heftiger Gegenwind der Israel-Lobbygruppen, auch 

innerhalb der Linken, entgegen. Deshalb hier ein 

Handlungsvorschlag, der bitte nicht missgedeutet wer-

den sollte, als wolle ich den Ostermarsch für Partei-

propaganda missbrauchen. 

Die hier Anwesenden könnten in dieser Situation bei-

tragen zur Verteidigung des Völkerrechts, indem sie 

an den Vorstand der Linken einen Brief schreiben, um 

diese völkerrechtlichen Positionierungen von Teilen 

der Linken zu begrüßen und innerhalb der Partei zu 

stärken. Denn es wäre für die gesamtgesellschaftliche 

Situation und die Sache selbst von großer Bedeutung, 

wenn sich wenigstens eine Partei nicht nur in Teilen, 

sondern als Gesamtpartei klar am Völkerrecht orien-

tieren würde. 

Ich habe noch einen weiteren konkreten Handlungs-

vorschlag: 

Martin Singe aus Bonn, aktiv in der Friedensbewe-

gung, hat am 30.3. an den Generalbundesanwalt einen 

„Antrag auf Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 

gemäß §§ 13, 14 VStGB i.V.m. Art. 25 und 26 GG, 

Art. 2 Abs. 4 UN-Charta, wegen des Verdachts der 

Beihilfe zu einem völkerrechtswidrigen Angriffs-

krieg“ gegen den Iran gestellt. Es geht dabei darum, 

dass die Bundesregierung den USA gestatten, 

Ramstein und andere Militärbasen in Deutschland für 

den Krieg gegen Iran zu nutzen, so dass wieder Krieg 

von Deutschlands Boden ausgeht. Ich bin sofort die-

sem Antrag beigetreten. Wer also etwas Weiteres für 

die Verteidigung des Völkerrechts in Deutschland tun 

möchte, lade sich von der Website des Friedensbünd-

nisses den Brief von Martin Singe an den Generalbun-

desanwalt herunter und schreibe einen Unterstüt-

zungsbrief.  

Also: Nicht aufgeben! Trumps kriminelle Akte öffnen 

immer mehr Menschen die Augen. Das gibt uns als 

Friedensbewegung die Chance, die Hintergründe zu 

erklären, Handlungsvorschläge zu machen und so Ge-

genmacht von unten aufzubauen. Damit dienen wir 

dem Leben – was das Thema von Ostern ist. In diesem 

Sinn ein frohes Fest! 

Die Evangelische Kirche in Deutschland und der Genozid in Gaza 
– Protokoll eines moralischen Desasters von Manfred Jeub  

Der Essay erschien am 19. März 2026 auf der On-

lineplattform etosmedia: https://etosmedia.de/poli-

tik/die-evangelische-kirche-und-der-genozid-in-

gaza-protokoll-eines-moralischen-desasters/ Dort 

sind die zahlreichen Belege per Link einsehbar. 

 

22. Oktober 2023:  Vor dem Brandenburger Tor hatte 

die deutsch-israelische Gesellschaft die gesellschaftli-

chen Eliten des Landes zu einer Kundgebung unter 

dem Motto „Aufstehen gegen Terror, Hass und Anti-

semitismus – in Solidarität und Mitgefühl mit Israel“ 

zusammengebracht. Die damalige Ratsvorsitzende der 

Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) Kur-

schuss hielt eine stark emotionalisierende Rede. Sie 

sagte u.a.:  

„Auch wenn es keine Worte gibt, wäre es falsch zu 

schweigen. Was ich sehe, zerreißt mir das Herz. Und 

es muss immer und immer wieder ausgesprochen sein: 

Wir sind solidarisch mit Israel. Wir sind solidarisch 

mit Euch, den Jüdinnen und Juden hier in Deutsch-

land. (…) Es gibt kein Vertun: Massenmord ist Gott-

losigkeit! Antisemitismus ist Gotteslästerung! Es gibt 

keine Rechtfertigung für Judenhass. Und jeder Ver-

such, das Massaker vom 7. Oktober zu relativieren, ist 

Antisemitismus. (…) Es war ein antisemitischer 

Pogrom, der den Freudentag Simchat Tora in einen 

Trauertag verkehrt hat.“ 

Hier sind bereits die meisten Merkmale der Positionie-

rung versammelt, die in den kommenden zwei Jahren 

unverändert bleibt: Der Staat Israel und das Judentum 

werden miteinander identifiziert. Die Kriegsverbre-

chen von Hamaskämpfern werden als „antisemitischer 

Pogrom“ eingeordnet und aus ihrem Kontext gerissen. 

Wer ihn anzusprechen wagt, „relativiert“ und ist Anti-

semit. Die Geschehnisse des 7. Oktober werden iso-

liert – nicht nur von ihrer Vorgeschichte, sondern auch 

von ihrem Danach. Die Bischöfin malt die Gräueltaten 

der Hamas aus, verliert aber kein Wort über Israels 

Vergeltung, die zum Zeitpunkt der Kundgebung be-

reits Todesopfer im höheren vierstelligen Bereich ge-

fordert hatte. 

Eine Woche später sagte der palästinensische Theo-

loge und lutherische Pfarrer Dr. Mitri Raheb im Spie-

gelinterview: „Was mich aber gerade jetzt in Deutsch-

land empört, ist, dass viele überhaupt kein Mitgefühl 

für die Tausenden zivilen palästinensischen Opfer im 

Gazastreifen haben, als ob wir keine Menschen wären 

oder als ob unsere Leben weniger wert wären.“  

Die Weltkirche (ÖRK), in der die deutschen evangeli-

schen Kirchen in Sachen Israel–Palästina schon länger 

https://etosmedia.de/politik/die-evangelische-kirche-und-der-genozid-in-gaza-protokoll-eines-moralischen-desasters/
https://etosmedia.de/politik/die-evangelische-kirche-und-der-genozid-in-gaza-protokoll-eines-moralischen-desasters/
https://etosmedia.de/politik/die-evangelische-kirche-und-der-genozid-in-gaza-protokoll-eines-moralischen-desasters/
https://www.ekd.de/kurschus-rede-kundgebung-solidaritaet-israel-81145.htm
https://www.spiegel.de/ausland/israel-hamas-krieg-ein-palaestinensische-pastor-mitri-raheb-spricht-ueber-den-konflikt-a-ee204653-72aa-4cb5-9e69-9a30af663e10
https://www.spiegel.de/ausland/israel-hamas-krieg-ein-palaestinensische-pastor-mitri-raheb-spricht-ueber-den-konflikt-a-ee204653-72aa-4cb5-9e69-9a30af663e10
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eine Außenseiterposition einnehmen, äußert sich 

Mitte November 2023 offiziell: „Bei der Untersu-

chung der aktuellen Situation im Gazastreifen, der von 

der israelischen Armee angegriffen wird, sind der 

ÖRK und die Kirchen in der Region entsetzt über Is-

raels unverhältnismäßige Vergeltungsaktionen, die 

wir verurteilen. Wir haben die willkürlichen Angriffe 

auf die Zivilbevölkerung, Krankenhäuser, Kirchen 

und Moscheen seitens der israelischen Armee gese-

hen.“ – Eine solche Feststellung, die Israel klar in der 

Täterrolle anspricht, ist hierzulande bis zum heutigen 

Tag tabu.  

Weihnachten 2023: Die Welt blickt entsetzt auf eine 

immer weiter zunehmende Verwüstung des Gazastrei-

fens; die Zahl der gemeldeten Toten, zu zwei Dritteln 

Zivilisten, hat die 20.000er-Marke überschritten. Die 

epd meldet: „Die kommissarische Ratsvorsitzende der 

Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Kirsten 

Fehrs, hat zu Weihnachten ein klares Bekenntnis ge-

gen Antisemitismus gefordert. „Nie dürfen wir verges-

sen, dass dieses lichte Krippenkind in Bethlehem ein 

jüdisches ist. Aus ihm heraus ist das Christentum er-

wachsen“, forderte die Hamburger Bischöfin und ver-

band ihre am Freitag in Hannover veröffentlichte 

Weihnachtsbotschaft mit dem Appell ‚Nie wieder An-

tisemitismus‘.“ Eine Durchsicht der traditionellen 

Weihnachtsbotschaften der leitenden evangelischen 

Geistlichen ergibt, dass sich dieser Methode, über das 

„jüdische Kind in der Krippe“ Israelsolidarität zu er-

zeugen, auch die Bischöfe von Berlin und Mittel-

deutschland bedienen. Meist aber wird vermieden, das 

Thema direkt ansprechen. Nur die badische Bischöfin 

scheint Palästina-Empathie aufzubringen, jedenfalls 

auf den ersten Blick: „In der Weihnachtskirche in 

Bethlehem – direkt neben der Geburtskirche Jesu – hat 

der Pfarrer eine besondere Krippe aufgebaut. Ein 

Haufen Trümmersteine, auf denen am Rand Holzfigu-

ren stehen. In der Mitte liegt das Jesuskind, schutzlos 

zwischen den Trümmern.“ Dass es in ein Pali-Tuch ge-

hüllt ist, fehlt in der Beschreibung und mit dem nächs-

ten Satz wird das Konkrete in ein allgemeines Bekla-

gen von Gewaltopfern verflüchtigt: „Es erinnert an all 

die Kinder und Erwachsenen, die unter den Trümmern 

des Krieges verschüttet sind, an so vielen Orten der 

Welt.“ Genaugenommen verfälscht die Bischöfin die 

eigentliche Aussage der Krippendarstellung, die der 

Ortspfarrer Munther Isaak in einer erschütternden 

Weihnachtspredigt klargemacht hat.        

Frühjahr 2024: Der Weltgebetstag der Frauen am 1. 

März, international mit einer einheitlichen Liturgie ge-

feiert, die jeweils von Frauen wechselnder Länder vor-

bereitet ist, führte in Deutschland zu einem Eklat. 

Denn 2024 waren die Palästinenserinnen an der Reihe. 

Die schon gedruckten Hefte wurden eingestampft und 

über die Köpfe der Verfasserinnen hinweg durch eine 

zensierte Fassung ersetzt – ein einmaliger Vorgang in 

der Geschichte der ökumenischen Veranstaltung. Da-

mit reiht man sich kirchlich in die staatliche Linie ein, 

palästinensische Stimmen und Palästinasolidarität in 

Deutschland zum Verschwinden zu bringen. Die Ab-

sage von Veranstaltungen, Verweigerung von Räum-

lichkeiten und die vorsorgliche Vermeidung von The-

men, bei denen Kritik am Staat Israel zu befürchten 

ist, sind bezeichnend. Die Evangelischen Kirchentage 

haben die Behandlung des Themas Israel-Palästina 

schon länger Veranstaltungen außerhalb des Pro-

gramms überlassen. Beim Kirchentag in Nürnberg 

2023 verbot die Kirchentagsleitung erstmalig das Zei-

gen der wissenschaftlich fundierten Nakba-Ausstel-

lung, 2025 in Hannover ging die Ausgrenzung noch 

weiter.  

Es sind kleine Gruppen der kirchlichen Friedensbewe-

gung, die sich gegen das Wegsehen beim immer bru-

taleren israelischen Vorgehen im Gazastreifen öffent-

lich wehren, als Beispiel die Pressemitteilung des Fo-

rums Friedensethik in der Evangelischen Landeskir-

che in Baden (FFE) „Zum Gewaltexzess in Gaza“, wo 

es heißt: „Als Mitglieder der Kirche empört uns das 

dröhnende Schweigen der deutschen Kirchen ange-

sichts des vor unseren Augen ablaufenden Massen-

mordes an der Zivilbevölkerung in Gaza. Die Ge-

schichte lehrt, wie Christen sich durch Schweigen 

schuldig machen.“ Die „Kooperation für den Frie-

den“, ein Zusammenschluss von über fünfzig Frie-

densinitiativen, hat sich diese Erklärung zu eigen ge-

macht, die evangelischen Amtskirchen haben nicht 

einmal darauf reagiert. Sie folgten weiter der Sprach-

regelung in den deutschen Medien, stets auf den Ter-

rorangriff der Hamas zu rekurrieren, so dass, was im-

mer in Gaza geschah, als israelische Selbstverteidi-

gung erschien. Die im Verlauf des Jahres 2024 sich 

häufenden israelischen Kriegsverbrechen, die im No-

vember zu Haftbefehlen gegen Benjamin Netanjahu 

und Joaw Galant durch den internationalen Strafge-

richtshof führten, wurden von der Evangelischen Kir-

che in Deutschland nie beim Namen genannt, viel-

mehr war verschleiernd von einer „humanitären Kata-

strophe“ die Rede, als habe ein Erdbeben den Gaza-

streifen getroffen.     

Oktober 2024: Die Anzahl der Hingemordeten in 

Gaza, mehrheitlich Frauen und Kinder, hat sich inzwi-

schen auf über 40.000 verdoppelt, die der Verletzten 

erreicht die 100.000, die Bevölkerung wird hin und her 

getrieben. In Deutschland wird der 7. Oktober als Ge-

denktag für die Opfer des Hamas-Massakers vor ei-

nem Jahr begangen. Die EKD verlautbart ihre Isra-

elsolidarität diesmal gemeinsam mit der katholischen 

Deutschen Bischofskonferenz. In der Evangelischen 

Kirche in Westfalen gibt die Kirchenleitung eine pa-

thetisch mit Psalm-Vers garnierte und an Einseitigkeit 

https://www.oikoumene.org/de/resources/documents/statement-on-the-war-in-palestine-and-israel
https://www.oikoumene.org/de/resources/documents/statement-on-the-war-in-palestine-and-israel
https://www.evangelisch.de/inhalte/224773/22-12-2023/fehrs-verbindet-weihnachtsbotschaft-mit-appell-gegen-antisemitismus
https://www.ekiba.de/infothek/landeskirche-strukturen/landesbischoefin/predigten-impulse-texte/detail/nachricht/id/50893-das-licht-aus-bethlehem-zieht-eine-spur-des-friedens-ueber-die-welt-weihnachtsbotschaft-2023/?cb-id=147625
https://forum-friedensethik.de/christus-unter-den-truemmern-weihnachtspredigt-in-der-lutherischen-kirche-in-bethlehem/
https://forum-friedensethik.de/thema/weltgebetstag/
https://forum-friedensethik.de/pressemitteilung-des-ffe-zum-gewaltexzess-in-gaza/
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kaum zu überbietende „Stellungnahme“ heraus, die 

für Tod und Zerstörung im Gazastreifen nicht Israel, 

sondern die Hamas verantwortlich macht. Die Ge-

meinden werden gebeten, „die hier aufgeführten 

Standpunkte zu übernehmen.“ Zeitgleich haben drei-

ßig deutsche Menschenrechtsorganisationen einen ge-

meinsamen Demonstrationsaufruf formuliert. Der 

Vergleich der Sichtweisen ist aufschlussreich und 

zeigt, wohin sich die Kirche inzwischen manövriert 

hat. Das Reinwaschen Israels ist durchaus kein Einzel-

fall. In der Osterzeit 2025 erging in Baden ein von 

Landesrabbiner, Landesbischöfin und Erzbischof ge-

zeichnetes Schreiben an alle Gemeinden, in dem es 

heißt: „Trotz des Krieges in der Ukraine, trotz des 

Leids, das die terroristische Hamas am und nach dem 

7. Oktober über Israel, vor allem die Geiseln und de-

ren Familien, sowie über die Bevölkerung Gazas ge-

bracht hat …“  Der Alleinschuldige steht fest und das 

Verhältnis zu den israelloyalen jüdischen Gemeinden 

unter dem Zentralrat der Juden ist ungetrübt.  

Das Jahr 2025: Die Zerstörung des gesamten Gaza-

streifens geht weiter. Israel bricht einen zwischenzeit-

lichen Waffenstillstand, denn mit dem Wahlsieg 

Trumps kann sich die israelische Regierung uneinge-

schränkter Unterstützung sicher sein. Hunger wird als 

Waffe eingesetzt. Entsprechend steigen die Opferzah-

len, schließlich über 70.000, nach unabhängigen Stu-

dien noch deutlich höher.  

Zu alldem schweigt die deutsche Evangelische Kirche. 

Als Trump im Beisein von Netanjahu öffentlich seine 

zynischen Riviera-Pläne für einen gesäuberten Gaza-

streifen verkündete, rief der Generalsekretär des ÖRK 

alle Christen auf,  „sich gegen diese ungeheuerliche 

Verletzung der Menschenwürde und des Völkerrechts 

zur Wehr zu setzen.“ Die EKD schwieg. Schon zu Be-

ginn des Jahres 2024 hatte der Staat Südafrika beim 

Internationalen Gerichtshof gegen Israel Klage wegen 

Völkermordes erhoben, die angenommen ist; die Bun-

desrepublik Deutschland intervenierte zu Gunsten Is-

raels. Das Verfahren ist langwierig, aber im weiteren 

Verlauf des Gazakrieges häuften sich die Indizien. In-

zwischen kommen Untersuchungen von Menschen-

rechtsorganisationen, Genozid- Experten, auch jüdi-

schen wie dem Holocaustforscher Omer Bartov, und 

der UN-Kommission des Menschenrechtsrates über-

einstimmend zu dem Schluss, dass die Kriterien eines 

Völkermordes erfüllt sind. In Deutschland dagegen 

steht die Bezeichnung „Genozid“ für das israelische 

Vorgehen im Verdacht der strafbaren Volksverhet-

zung. Die evangelische Kirche, die schon länger die 

Ächtung von Begriffen betrieb, wie z.B. „Apartheid“ 

für Israels ethnokratisches Regime, wurde sofort ak-

tiv, als der in Johannesburg tagende Zentralausschuss 

des Ökumenischen Rates der Kirchen am 24.6.2025 

die „Erklärung zu Palästina und Israel: Ein Aufruf zur 

Beendigung von Apartheid, Besatzung und Straflosig-

keit in Palästina und Israel“ veröffentlichte. Die EKD 

weist die Erklärung der Weltkirche zurück und schiebt 

die Schuld einmal mehr der Hamas in die Schuhe. 

Dass die EKD auch „Genozid“ in ihre Liste der verbo-

tenen Wörter aufgenommen hat, zeigt die Reaktion auf 

die Benutzung des Begriffs durch den palästinensi-

schen Bischof Azar in Jerusalem am Reformationstag 

2025. Sie führte zu innerkirchlichem Widerspruch.   

Am 7. Oktober 2025 fand in Deutschland der zweite 

Gedenktag zur Erinnerung an die Hamasgräuel statt. 

Für die öffentliche Deklaration hatten sich in diesem 

Jahr alle evangelischen Landeskirchen zusammenge-

tan. Sie beginnt: „Der 7. Oktober markiert den Tag des 

schlimmsten Massakers an Jüdinnen und Juden seit 

der Shoa: Terroristen der Hamas griffen Israel in ei-

nem beispiellosen Terrorakt an, ermordeten über 

1.000 Menschen, verschleppten 251 und verletzten 

viele weitere. Dieses Verbrechen hat tiefe Wunden 

hinterlassen – bei den Opfern und ihren Familien, in 

der israelischen Gesellschaft und bei Jüdinnen und 

Juden weltweit.“  Hier begibt sich die Evangelische 

Kirche durch einen Holocaustvergleich, den man an-

sonsten als Antisemitismusmerkmal händelt, in unmit-

telbare Nähe zur Staatsideologie Israels, die besagt, 

dass Israel in einer antisemitischen Welt beständig 

durch einen neuen Holocaust bedroht sei und sich da-

gegen mit allen Mitteln wehren müsse. Für die paläs-

tinensischen Opfer der völkermörderischen Gewalt 

wird auch jetzt keine Empathie aufgebracht. Stattdes-

sen wird vor einer wachsenden Antisemitismusgefahr 

gewarnt, insbesondere durch einen sog. israelbezoge-

nen Antisemitismus. Statt die Gewaltorgie in Gaza zu 

thematisieren, verlegt sich die Evangelische Kirche 

auf lauter Veranstaltungen zum Thema Antisemitis-

mus. So bietet z.B. die Evangelische Akademie zu 

Frankfurt einen Kurs an, „antisemitische Codes zu de-

chiffrieren“, der so annonciert wird: „Auch der zeitge-

nössische Antisemitismus heute trage "christliche Sig-

naturen". So werde die Verleumdung von Juden im 

Mittelalter, sie ermordeten christliche Kinder, auf 

Pro-Palästina-Demonstrationen mit dem Ruf "Kin-

dermörder Israel" aktualisiert fortgesetzt.“ 

Fazit: Ist das dokumentierte Verhalten als Beschwei-

gen eines Völkermordes noch richtig beschrieben? 

Oder ist die einseitige Parteinahme der Evangelischen 

Kirche in einem Land, das Israel mit Waffen beliefert 

und den Protest dagegen als Antisemitismus verfolgt, 

nicht schon als Beihilfe zu werten? Was bringt die 

Evangelische Kirche in Deutschland zu dieser Hal-

tung? Drei Faktoren: 

1. Innerkirchliche Pressuregroups. In den Evan-

gelischen Kirchen bildeten sich bei der unbe-

dingt nötigen und wichtigen Aufarbeitung 

https://www.evangelisch-in-westfalen.de/fileadmin/user_upload/stellungnahme_jahrestag_7._oktober_240926.pdf
https://forum-friedensethik.de/ruecklicht-der-welt/
https://www.ekiba.de/media/download/variant/430064/gruss-zu-pessach-und-ostern_gruss.pdf
https://www.amnesty.de/aktuell/gaza-israel-hunger-waffe-unterernaehrung-kinder
https://www.amnesty.de/aktuell/gaza-israel-hunger-waffe-unterernaehrung-kinder
https://forum-friedensethik.de/storage/2024/11/WCC-statement-on-the-future-of-Gaza.pdf
https://verfassungsblog.de/intervention-auf-irrwegen/
https://verfassungsblog.de/intervention-auf-irrwegen/
https://forum-friedensethik.de/publikationen/ffe-rundbrief-3-25/
https://forum-friedensethik.de/schweigen-taeuschen-schweigen/
https://forum-friedensethik.de/schweigen-taeuschen-schweigen/
https://www.evangelisch.de/inhalte/249127/02-11-2025/empoerung-ueber-genozid-erwaehnung-ekd-voelkermord-begriff-traegt-zur-spaltung-bei
https://www.evangelisch.de/inhalte/249127/02-11-2025/empoerung-ueber-genozid-erwaehnung-ekd-voelkermord-begriff-traegt-zur-spaltung-bei
https://www.ekd.de/evangelische-kirche-gedenkt-gemeinsam-der-opfer-des-7-oktober-92228.htm
https://www.evangelisch.de/inhalte/252497/04-02-2026/multiplikatoren-gegen-antisemitismus-ausbilden
https://www.evangelisch.de/inhalte/252497/04-02-2026/multiplikatoren-gegen-antisemitismus-ausbilden
https://www.evangelisch.de/inhalte/252497/04-02-2026/multiplikatoren-gegen-antisemitismus-ausbilden
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ihres Versagens in der Nazizeit in den 

70er/80er Jahren Gruppierungen, die einen 

christlich-jüdischen Dialog aufnahmen. Jüdi-

sches Gegenüber waren stets die Gemeinden 

des Zentralrats der Juden in Deutschland, die 

allerdings von Heinz Galinski („Ich habe 

Auschwitz nicht überlebt, um zu neuem Un-

recht zu schweigen.“) bis Josef Schuster einen 

immer stärkeren Wandel vollzogen haben hin 

zu einer bedingungslosen und offensiven Isra-

elloyalität, die man übernahm. Aus verdienst-

vollen Anfängen wurde so ein problemati-

scher Philosemitismus, der sich Juden nur in 

der Opferrolle vorstellen konnte, ein ideali-

siertes Israelbild pflegte und Judentum mit Zi-

onismus gleichsetzte. Heute genießen Vertre-

ter dieser Richtung vielfache Förderung, sind 

gut vernetzt und üben einen starken Einfluss 

auf die Kirchenleitungen aus. 

  

2. Staatsräson. Für ihre Unterstützung des Staa-

tes Israel beim Gazakrieg hatte die deutsche 

Regierung nie den Rückhalt der Bevölkerung, 

2025 hielten laut ZDF-Politbarometer gar 

83% das militärische Vorgehen Israels für 

nicht richtig. Bereits 2015 hatten anlässlich 

50-jähriger diplomatischer Beziehungen die 

ehemaligen Botschafter Shimon Stein und 

Mordechai Lewy „ein Gefälle zwischen der 

öffentlichen Meinung und den politischen 

Verantwortungsträgern“ ausgemacht: „Es 

scheint, als ob die deutsch-israelischen Bezie-

hungen ein Projekt der Eliten seien …“, 

schrieben sie. Zu diesen Eliten zählen auch die 

Führungsetagen der Evangelischen Kirche. 

Hier möchte man sich in Zeiten schwindender 

gesellschaftlicher Bedeutung der Kirchen als 

staatstragend erweisen, wie jüngst erst die 

neue Denkschrift zur Friedensethik zeigte. Zu 

den Ungereimtheiten gehört, hier in Deutsch-

land vor der rechten AfD zu warnen und 

gleichzeitig ein Israel zu unterstützen, in dem 

Rechtsradikale längst regieren.      

 

3. Druck von jüdischen Gemeinden und Lob-

byorganisationen. Der ehemalige Propst von 

Jerusalem Wolfgang Schmidt, einer der weni-

gen Integren bei diesem Thema, antwortete 

auf die Frage nach einem klaren Wort der Kir-

che mit dem Verweis auf die Wirkungslosig-

keit zahlloser Appelle und sprach dezent die 

deutschen Hindernisse an: „Was kann hier 

eine kirchliche Verlautbarung aus Baden be-

wegen? Hinzu kommen die gewachsenen Be-

ziehungen zu den jüdischen Gemeinden in 

Deutschland. Wegen der hohen Bedeutung, 

die Israel für sie hat, fühlen sie sich durch die 

Kritik am Staat vielfach persönlich getroffen. 

Vertrauen wird dadurch nicht selten nachhal-

tig beschädigt.“ Weniger dezent ausgedrückt: 

Bei unliebsamen Äußerungen wurde und wird 

mit Eklat und Beziehungsabbruch gedroht. 

Zusammen mit dem israelischen Botschafter, 

der Deutsch-israelischen Gesellschaft, weite-

ren Lobbyorganisationen und den staatlichen 

Antisemitismusbeauftragten bilden sie eine 

Skandalisierungsmacht, der sich eine Institu-

tion wie die Kirche offenbar nicht zu wider-

setzen wagt. Dass dies für viele Menschen ei-

nen moralischen Offenbarungseid bedeutet 

und die Glaubwürdigkeit verloren geht, 

scheint demgegenüber von untergeordneter 

Bedeutung.   

Heftige Vorwürfe an die Glaubensgeschwister von Katja Dorothea Buck 

(erstveröffentlicht am 21. Mai 2026 in der Internetzeitschrift welt-sichten) 

 

Palästinensische Christen kritisieren scharf, dass 

Kirchen anderswo, gerade in Deutschland, Israels 

Vorgehen in Gaza und der Westbank nicht verur-

teilen. Zu diesen Vorwürfen schweigen die deut-

schen Kirchen bisher. 

Palästinensische Befreiungstheologen gehen in dem 

Ende 2025 veröffentlichten Dokument „Glaube in 

Zeiten des Genozids“ der Frage nach, welche Antwor-

ten der christliche Glaube auf den Krieg in Gaza und 

die Annexionspläne für das Westjordanland haben.  

 

Sie kritisieren darin auch hart, dass viele Kirchen welt-

weit diesen Fragen aus dem Weg gehen und Israels 

Vorgehen nicht eindeutig verurteilen. Das Papier 

stammt von der ökumenischen Gruppe Kairos Pales-

tine und folgt auf deren erstes Dokument, das 2009 un-

ter dem Titel „Die Stunde der Wahrheit“ veröffentlicht 

wurde. Aber anders als damals schweigen die deut-

schen Kirchen offiziell zu dem neuen, weit schärferen 

Aufruf. 

https://taz.de/Zentralrat-bejubelt-Irankrieg/!6159480/
http://der-semit.de/die-ekd-steht-schmiere-ueber-die-moralische-misere-der-evangelische-kirche-beim-israel-palaestina-konflikt/#_ftn4
http://der-semit.de/die-ekd-steht-schmiere-ueber-die-moralische-misere-der-evangelische-kirche-beim-israel-palaestina-konflikt/#_ftn4
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/199891/von-einzigartigkeit-ueber-normalitaet-zu-staatsraeson/?p=all
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/199891/von-einzigartigkeit-ueber-normalitaet-zu-staatsraeson/?p=all
https://www.ekiba.de/themen/politik-gesellschaft/detail/nachricht/id/65145-nie-wieder-gilt-fuer-alle-oberkirchenrat-wolfgang-schmidt-zu-israelsonntag-antisemitismus-und-gaza/?cb-id=142972
https://www.ekiba.de/themen/politik-gesellschaft/detail/nachricht/id/65145-nie-wieder-gilt-fuer-alle-oberkirchenrat-wolfgang-schmidt-zu-israelsonntag-antisemitismus-und-gaza/?cb-id=142972
https://www.evangelisch.de/inhalte/149730/24-04-2018/juedischer-verband-israel-reise-rheinischer-kirche
https://www.kairospalestine.ps/images/Final_Kairos_document_II_English.pdf
https://www.kairospalestine.ps/images/Final_Kairos_document_II_English.pdf
https://www.kairospalestine.ps/images/Final_Kairos_document_II_English.pdf
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Der Aufruf greift diejenigen Christen an, die ihre So-

lidarität mit dem Staat Israel biblisch begründen. Sol-

che Argumente sind zum einen im christlichen Zionis-

mus zu finden, einer theologischen Strömung, die in 

vielen Kirchen bis hin auf Gemeindeebene vertreten 

wird und in den Landverheißungen Gottes an das Volk 

Israel im Alten Testament die Rechtfertigung für die 

heutige Landnahme und Besatzung palästinensischer 

Gebiete sieht. Dies sei Häresie, eine Irrlehre, heißt es 

bei Kairos Palestine.  

Vernichtende Kritik üben die Autoren auch am christ-

lich-jüdischen Gespräch, das gerade in den evangeli-

schen Kirchen in Deutschland aus gutem Grund seit 

Jahrzehnten gepflegt wird. Nachdem sie über die Jahr-

hunderte mit christlichem Antijudaismus zur Juden-

verfolgung in Europa bis hin zur Judenvernichtung im 

Nationalsozialismus beigetragen hatten, haben vor al-

lem evangelische Theologen nach 1945 Beziehungen 

zum Judentum geknüpft und mit der Zeit immer weiter 

ausgebaut. 

Härter kann man sich unter Theologen kaum kri-

tisieren 

Ihnen werfen die Autoren des Kairos-Dokuments vor, 

die Augen vor dem Leid der Palästinenser zu ver-

schließen, um ihre Beziehungen zu jüdischen und is-

raelischen Gesprächspartnern nicht zu gefährden. 

„Wir palästinensischen Christen sind zutiefst scho-

ckiert über die Positionen vieler Kirchen, die (…) an-

gesichts des Völkermords an unserem Volk schwei-

gen. Manchmal stellen sie den jüdisch-christlichen in-

terreligiösen Dialog über Wahrheit, Menschenwürde 

und das Leben selbst und ignorieren dabei den Kon-

text. Sie verurteilen die eine Seite und entschuldigen 

die andere – oder schweigen einfach. Manche gehen 

sogar so weit, Positionen einzunehmen, die Völker-

mord billigen, unterstützen oder dazu aufrufen.“ Här-

ter kann man sich unter Theologen kaum kritisieren.  

Doch härter könnte auch der Kontext kaum sein, in 

dem das Dokument entstanden ist. Gaza ist vollständig 

zerstört. 72.000 Menschen haben ihr Leben verloren. 

Zehntausende Tote werden noch unter den Trümmern 

vermutet. Im Westjordanland treiben radikale Siedler 

ungehindert ihr Unwesen. Und offen spricht man im 

israelischen Parlament bereits von einer Annexion des 

Westjordanlands.  

„Wir erleben, dass das Völkerrecht und die Menschen-

rechte in Palästina ungestraft gebrochen werden kön-

nen. Dass Kirchen weltweit dazu schweigen, ist ein 

moralisches Totalversagen“, sagt Fadi Diab, anglika-

nischer Priester in Ramallah und einer der Autoren des 

Dokuments. „Es verletzt uns zutiefst, dass unser Leid 

und all die Ungerechtigkeit, die wir erleben, nicht 

einmal von unseren Partnern in ihren Ländern öffent-

lich angeprangert wird.“ 

Das frühere Papier hatte heftige Diskussionen aus-

gelöst 

Tatsächlich ist es in Deutschland auffallend ruhig um 

„Glaube in Zeiten des Genozids“. Das Vorgängerdo-

kument „Die Stunde der Wahrheit“ 2009 hatte noch 

heftige Diskussionen ausgelöst – vor allem darüber, 

ob sich die Kirchen dem Aufruf zum wirtschaftlichen 

Boykott gegenüber Israel anschließen sollten. Deut-

sche Theologen und Kirchenvertreter warfen ihren pa-

lästinensischen Kollegen unter anderem christlichen 

Antijudaismus vor. Einen Boykottaufruf gegenüber 

Israel könne man niemals unterstützen. 

16 Jahre später wählen die Autoren von Kairos Pales-

tine wesentlich schärfere Worte zu Israels Politik wie 

„Genozid“, „ethnische Säuberung“, „Apartheid“, 

„Kolonialismus“ und „zionistischer Rassismus“. In 

Deutschland führen diese Begriffe regelmäßig zu un-

versöhnlichen Auseinandersetzungen. Doch während 

das Papier international in kirchlichen Kreisen und 

Gremien längst diskutiert wird, zum Beispiel in den 

USA, in Südafrika und in Skandinavien, herrscht in 

Deutschland Schweigen.  

Bisher liegt weder ein internes Gesprächsangebot an 

die Autoren vor, noch gibt es eine öffentliche Stel-

lungnahme von der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (EKD) oder einer ihrer 20 Mitgliedskirchen. Im 

Dezember 2025 hat die EKD sogar Verantwortlichen 

aus den Landeskirchen, die eine Reise nach Jerusalem 

planten, in einer internen Kommunikationsleitlinie ge-

raten, sich möglichst nicht zum neuen Kairos-Doku-

ment zu äußern. Die Kommunikationsleitlinie liegt der 

Redaktion vor.  

Die EKD verweist auf zwei Papiere aus dem Jahr 

2017 

Auf Anfrage von „welt-sichten“ heißt es jetzt von Sei-

ten der EKD, dass man das Papier kenne und die Evan-

gelische Mittelostkommission (EMOK) sich kontinu-

ierlich mit der Situation der Christen im Nahen Osten 

befasse; sie arbeite auch an einer Stellungnahme zum 

Kairos-Dokument. Ein Sprecher verweist noch auf 

zwei Papiere der EMOK zum Nahen Osten. Beide sind 

allerdings von 2017.  

Auch die Kirchenleitenden, die in den vergangenen 

Monaten im Nahen Osten waren und in direktem Kon-

takt zu palästinensischen Christen stehen, haben sich 

bisher nicht zum neuen Kairos-Dokument geäußert. 

Auf Anfrage von „welt-sichten“ sind einige zum ver-

traulichen Gespräch bereit und sprechen von einer 

großen Unsicherheit im Umgang „mit diesem komple-

xen Thema, das uns alle sehr bewegt“. Man wolle 
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gerne beide Seiten sehen, sagt ein Landesbischof. Ein 

anderer bittet um Verständnis, dass man sich nicht 

zum Kairos-Dokument äußere. Gleichwohl sei man 

mit den Partnern vor Ort in Kontakt, kenne ihre Posi-

tionen und auch ihre Situation.  

Von einer anderen Kirchenleitung heißt es, man be-

dauere, dass Kairos-Palestine „kein Konsens-Papier 

darstelle“, was es schwierig mache, sich dazu zu äu-

ßern. Und immer wieder wird kritisiert, dass darin die 

„Kampfbegriffe Genozid, Apartheid und ethnische 

Säuberung“ auftauchen.  

Gerade über diese Kritik kann Fadi Diab nur den Kopf 

schütteln. „Wir erwarten von niemandem, dass er un-

sere Formulierungen übernimmt. Aber bitte findet 

eure eigenen Worte, mit denen ihr unsere Situation 

und unsere Not öffentlich in euren Ländern an-

sprecht.“ 

Für den Befreiungstheologen Mitri Raheb aus Bethle-

hem, der ebenfalls zu den Autoren gehört, weist das 

Kairos-Dokument weit über den palästinensischen 

Kontext hinaus. „Wir stellen die Frage, wie Kirchen 

damit umgehen wollen, dass in der Welt immer häufi-

ger nur noch das Recht des Stärkeren gilt. Je weniger 

Kirchen dagegen etwas sagen, desto eher können Re-

gierungen annehmen, dass die Kirchen ihren Kurs mit-

tragen.“ 

 

Quelle: https://www.welt-sichten.org/arti-

kel/45436/heftige-vorwuerfe-die-glaubensge-

schwister 

 

 

 

 

Friedensethische und friedenstheologische Themen in der Enzyk-
lika Magnifica Humanitas Auszüge aus dem Essay von Stefan Silber, 27. Mai 

2026 

Volltext auf der FFE-Website: https://fo-

rum-friedensethik.de/wider-den-falschen-

realismus/ 

Zunächst beeindruckt der Papst mit einer sehr 

umfassend kritischen Sicht auf die derzeitige 

Lage des Friedens in der Welt: Von der Schwä-

chung der internationalen Institutionen und des 

Respekts vor dem Völkerrecht (201-203) über 

eine Aushöhlung der ethischen Grundlagen des 

Zusammenlebens (190) reicht die kritische Zeit-

diagnose bis zur Normalisierung des Krieges 

(189-192) durch das Schaffen und Verstärken 

von Feindbildern (202) und der als Realismus 

maskierten Akzeptanz von militärischer und an-

derer Gewalt (205). In besonders drastischer 

Weise markiert Papst Leo die Rolle und Verant-

wortung der Waffenindustrie, die dazu führen, 

dass „der Rüstungsmarkt zu einer eigenständi-

gen Triebkraft für kriegerische Entscheidungen 

wird. Wir dürfen die enormen wirtschaftlichen 

Interessen hinter dem Krieg nicht ignorieren. 

Die Rüstungsindustrie und die Länder, die Waf-

fen liefern, profitieren von einem Markt, der ge-

rade dank der Konflikte gedeiht. In diesem 

Sinne gibt es auch eine wirtschaftliche Logik, 

die dazu beiträgt, Spannungen in verschiedenen 

Regionen der Welt zu schüren.“ (193)  (…) 

Der Duktus der aktuellen Enzyklika macht ein-

deutig klar, dass auch Leo (wie Franziskus) die 

Kriterien der klassischen Theorie vom Gerech-

ten Krieg in der Gegenwart für nicht mehr er-

füllbar hält und deswegen diese Theorie als In-

strument der Friedenslehre ausgedient hat, da 

der Krieg und die mit ihm verbundene Gewalt-

ausübung prinzipiell abgelehnt werden. Papst 

Leo verwirft daher ebenso „ein[en] falsche[n] 

‚Realismus‘, der nicht nur auf der vorherrschen-

den Logik der Stärke beruht, sondern auch auf 

kulturellen und anthropologischen Überzeugun-

gen, als ob Krieg ein unvermeidlicher Bestand-

teil der menschlichen Natur wäre. So sei es 

schon immer gewesen, heißt es, abgesehen von 

kurzen Unterbrechungen, und so werde es auch 

immer bleiben!“ (205) Die Ablehnung des „Ge-

rechten Kriegs“ steht auch in diesem Kontext, 

denn Krieg erscheint in diesem „falschen Rea-

lismus“ eben nicht nur als unvermeidlich, son-

dern auch als führbar und legitimierbar. Es kann 

dann sogar fälschlich als „unverantwortlich“ er-

scheinen, „sich nicht auf eine Konfrontation 

vorzubereiten“ (ebd.). Eine solche „Realpoli-

tik“ hält Papst Leo dagegen für „wirklich unver-

antwortlich“ (ebd.). Stattdessen müssen sich 

Christinnen und Christen für die Konstruktion 

eines Friedens einsetzen, der „weder eine naive 

Hoffnung noch die bloße Abwesenheit von 

https://www.welt-sichten.org/artikel/45436/heftige-vorwuerfe-die-glaubensgeschwister
https://www.welt-sichten.org/artikel/45436/heftige-vorwuerfe-die-glaubensgeschwister
https://www.welt-sichten.org/artikel/45436/heftige-vorwuerfe-die-glaubensgeschwister
https://forum-friedensethik.de/wider-den-falschen-realismus/
https://forum-friedensethik.de/wider-den-falschen-realismus/
https://forum-friedensethik.de/wider-den-falschen-realismus/
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Krieg“ ist, sondern „das stets mögliche Ergeb-

nis von Gerechtigkeit und Nächstenliebe.“ 

(ebd.) Und zwar mit friedlichen, gewaltfreien 

Mitteln, von denen der Papst eine Handvoll prä-

sentiert und kommentiert. (…) 

„Das Geschenk des Friedens“ zeigt sich „als die 

Macht, Kinder Gottes zu werden, die erwacht, 

wenn wir uns von den Tränen der Kleinen, der 

Gebrechlichkeit der Alten, dem Schweigen der 

Opfer und den Mühen derer berühren lassen, die 

gegen das Böse kämpfen, das sie nicht begehen 

wollen.“ (231) Das Böse, das in der eigenen 

Praxis bekämpft wird, damit es nicht begangen 

wird, verbindet sich mit dem Einsatz für Ge-

rechtigkeit und für Frieden. „Für die Zukunft 

der Menschheit ist die Fähigkeit maßgeblich, 

dass wir diese göttliche Art und Weise der An-

näherung übernehmen, die Last der Welt zu tei-

len und die Beziehungen von innen her zu ver-

wandeln.“ (232) 

 

Zwei Buchempfehlungen 

Fabian Goldmann, Staats(räson)funk. Deutsche Medien und der Genozid in 
Gaza von Manfred Jeub 

 

Ich hatte das 400-Seiten-Buch „Staats(räson)funk. 

Deutsche Medien und der Genozid in Gaza“ von 

Fabian Goldmann gerade zu Ende gelesen, da stellte 

am 21.4. Julia Duchrow den Jahresbericht 2025/26 

von Amnesty International vor. In den 20-Uhr-Nach-

richten der Tagesschau kam ein Bericht darüber. Der 

Beitrag beginnt bebildert mit den Menschenrechts-

verletzungen im Iran, geht auf die Vorwürfe gegen 

Donald Trumps Politik ein, um sich dann erneut den 

Menschenrechtsverletzungen im Iran zuzuwenden 

und schließt mit Amnestys Aufruf an die deutsche 

Politik, auch Partnerländer zu kritisieren. Was die Ge-

neralsekretärin von AI Deutschland akzentuiert an die 

eigene Adresse gerichtet hatte, fehlt in Deutschlands 

reichweitenstärksten Nachrichten völlig. Sie sagte: „In 

Gaza geht der Genozid Israels auch nach dem Waffen-

stillstand von Oktober 2025 weiter“, weshalb Amne-

sty die Bundesregierung zur Aussetzung des EU-

Assoziierungsabkommens mit Israel auffordere. 

Schlagend bestätigte sich mir, was Goldmann in seiner 

empirischen Untersuchung nachgewiesen hatte: die 

proisraelisch gefilterten deutschen Nachrichten. 

Fabian Goldmann, selbst ein erfahrener Journalist, hat 

eine gründliche Inhaltsanalyse der deutschen Nahost-

Berichterstattung vom 7. Oktober 2023 bis zum 19. Ja-

nuar 2025 vorgenommen, punktuell auch darüber hin-

aus bis zum 10. Oktober 2025. Untersucht wurden 

über 11.000 Beiträge in fünf Medien mit besonders 

starkem Einfluss und unterschiedlicher politischer 

Ausrichtung, nämlich BILD, DER SPIEGEL, taz, DIE 

ZEIT und die ARD-Tagesschau. Die Auswertung er-

folgte als quantitative wie auch qualitative Analyse. 

Die Ergebnisse zeigten eine krasse proisraelische Ein-

seitigkeit in allen Medien. Eine kleine Auswahl: In 

den 20-Uhr-Nachrichten der „Tagesschau“ kamen im 

15-monatigen Untersuchungszeitraum 136-mal israe-

lische Politiker und Militärs zu Wort, aber nur viermal 

palästinensische Repräsentanten. In deutschen Tages- 

und Wochenzeitungen wurde Israels Botschafter in 

Deutschland 17-mal so oft zitiert wie sein palästinen-

sischer Kollege. Die Berichterstattung ist von israeli-

schen Quellen und deren Narrativ dominiert: In die 

Schlagzeilen von BILD, Spiegel, „Tagesschau“ und 

Zeit schafften es Angaben der israelischen Armee und 

der israelischen Regierung etwa doppelt so oft wie alle 

https://www.tagesschau.de/tagesschau_20_uhr/video-1577692.html
https://www.tagesschau.de/tagesschau_20_uhr/video-1577692.html
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palästinensischen, libanesischen Quellen sowie UN- 

und Menschenrechtsorganisationen zusammen. 

In der BILD-Zeitung standen 119 Geschichten über is-

raelische Einzelschicksale einer einzigen Geschichte 

über ein palästinensisches Opfer, das Ziel israelischer 

Gewalt wurde, gegenüber. Aber auch Tagesschau, 

DER SPIEGEL, DIE ZEIT und taz zeigten die Schief-

lage, israelischen Opfern ein menschliches Gesicht zu 

geben und palästinensische als anonyme Zahlen zu be-

handeln. Goldmann beschäftigt sich auch eingehend 

mit dem „wording“, der suggestiven Wortwahl. Auch 

hier ein klares Bild, was die Zuordnung von „Angriff“ 

und „Reaktion“, von „Massaker“ und „begrenzter 

Operation“, „brutal“ und „chirurgisch“ etc. angeht. 

Ein Glossar listet es auf. 

Gerade dadurch, dass er durchgehend an den journa-

listischen Standards und eigenen Ansprüchen wie 

Ausgewogenheit, Perspektivenvielfalt, Recherche und 

Quellenprüfung misst, ergibt sich ein bestürzendes 

Bild des deutschen Nahost-Journalismus. Die Palette 

reicht von der Kolportage klar widerlegter Propagan-

dabehauptungen über die gezielte Auslassung unlieb-

samer Fakten, die in der Auslandpresse Schlagzeilen 

machten, bis zur manipulativen Sprache. 

Das Schlusskapitel widmet sich der Frage, wie es zu 

einem journalistischen Versagen dieses Ausmaßes 

kommen kann. Im Jahr 2022, als die deutsche Presse-

landschaft in Bezug auf den Ukrainekrieg ähnlich 

gleichgeschaltet wirkte, war derselben Frage schon 

einmal ein Buch nachgegangen: „Die vierte Gewalt. 

Wie Mehrheitsmeinung gemacht wird, auch wenn sie 

keine ist“ von Harald Welzer und Richard David 

Precht. Das Werk der beiden prominenten Autoren 

konnte allerdings im renommierten S. Fischer Verlag 

erscheinen und wurde ein Bestseller. In der Analyse 

der Missstände im deutschen Pressewesen gibt es etli-

che Übereinstimmungen, was den systemischen Cha-

rakter angeht, der zu Konformität und Selbstzensur 

führt, aber auch spezifische Unterschiede. 

Wozu ist das Buch gut? Wer sich länger und einge-

hend mit dem Thema Israel-Palästina beschäftigt hat, 

dem sind Einseitigkeit und Verzerrungen schon öfter 

unangenehm aufgestoßen. Er/sie kann sich hier erstens 

überzeugen, dass er/sie keiner Täuschung erliegt, wird 

zweitens aber über die Breite und den systematischen 

Charakter staunen. Mehr noch ist das Buch für den fäl-

ligen Meinungsstreit gedacht, denn ganz am Schluss 

sind die Ergebnisse als komprimierte Argumente an-

geboten unter der Überschrift „99 Takeaways über 

deutsche Medien und den Genozid in Gaza“. 

Fabian Goldmann, Staats(räson)funk. Deutsche 

Medien und der Genozid in Gaza, manifest-Verlag 

2. Auflage 2026, 22 € 

 

NACHTRAG vom 30. April: Heute ist der Bericht 

von Reporter ohne Grenzen über die Situation der 

Pressefreiheit weltweit herausgekommen. Deutsch-

land rutscht im Länderranking um weitere drei Plätze 

auf Rang 14 ab (Prädikat gut nur bis Platz 7). Ein 

Grund dafür ist Druck beim Thema Israel-Palästina. 

Im Deutschland-Bericht „Nahaufnahme“ ist dem das 

ganze Kapitel 2 gewidmet. 

 

 

Ralf Becker, Karen Hinrichs, Heinrich Schäfer, Theodor Ziegler, Wer Frieden 
will, muss mit dem Feind reden. Eine ökumenische Friedensschrift von Diet-
rich Becker-Hinrichs 

In einem großen konsensualen Prozess mit Menschen 

aus der christlichen Friedensbewegung ist eine Frie-

densschrift entstanden, die sich deutlich von der Frie-

densdenkschrift der EKD absetzt, wo der Kurs der 

Aufrüstung und Abschreckungspolitik kirchlich legi-

timiert wird. Dem Team der Autor*innen gehören 

auch zwei Mitglieder von Forum Friedensethik an: 

Oberkirchenrätin i.R. Karen Hinrichs, die zuletzt das 

Friedensinstitut an der EH Freiburg geleitet hat, und 

der Religionspädagoge Dr. Theodor Ziegler, der zum 

Ökumenischen Institut für Friedenstheologie gehört 

und während des badischen Konsultationsprozesses 

das Konzept Sicherheit neu denken mit entwickelt hat. 

Die beiden werden ergänzt von Ralf Becker, Koordi-

nator von Sicherheit neu denken, und Prof. Heinrich 

Schäfer, der als Theologe und Soziologe viele Jahre in 

Costa Rica gewirkt hat. 

In ihrer Geradheit und Klarheit ist diese Schrift erfri-

schend. Ihre Forderungen sind deutlich: Weg von mi-

litärischer Aufrüstung; mit Blick auf den Ukrainekrieg 

wird für eine zivile »Friedenslogik« plädiert, eine 

Stärkung des Völkerrechts und die Berücksichtigung 

der Interessen aller Konfliktparteien werden gefordert. 

Die Schrift greift zurück auf die prophetisch-jesuani-

sche Tradition der Bibel, hält die Handlungsempfeh-

lungen aber für allgemeingültig: Auch nichtreligiöse 

Menschen könnten sie nachvollziehen. Der Titel der 

Schrift „Wer Frieden will, muss mit dem Feind reden“ 

ist ein Zitat, das Yitzhak Rabin zugeschrieben wird. 

https://forum-friedensethik.de/storage/2026/04/RSF-Report-2025-26-Deutschland.pdf
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Die ökumenische Friedensschrift fordert ein kategori-

sches Nein zum Besitz von Atomwaffen und mahnt 

den Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag an. 

Sie fordert von den Kirchen, Kriegsdienstverweige-

rung zum christlichen Standard zu erheben und Geist 

und Praxis der Abschreckung zu entsagen. Die Schrift 

versteht sich als notwendiger Impuls für eine Erneue-

rung der christlichen Friedensethik. 

Bei der Berufung auf die Bergpredigt Jesu werden 

Beispiele aufgegriffen, die eher selten zitiert werden: 

die Metapher vom Splitter und vom Balken, die auf 

die notwendige Selbstkritik abzielt und zu einem Per-

spektivenwechsel einlädt. Sodann die Goldene Regel, 

die mit Kant und der UNO-Charta kompatibel ist, und 

die Feindesliebe, die im Sinne einer intelligenten Fein-

desliebe die Welt auch aus der Perspektive des Fein-

des, des Gegners im Konflikt betrachten will.  

Überraschend ist, wie realistisch diese drei Empfeh-

lungen aus der Bergpredigt sind. Sie sind nicht uto-

pisch und nur für den privaten Bereich anzuwenden, 

sie beschreiben eine Alternative zu einer hochkon-

frontativen Politik, die die Welt in Gut und Böse ein-

teilt und nur auf Abschreckung und eine Sicherheits-

logik setzt.  

Von daher führt ein direkter Weg aus der Bergpredigt 

zum friedenswissenschaftlichen Konzept der Frie-

denslogik, das von der Friedensforscherin Hanne-

Margret Birckenbach entwickelt wurde. Es nimmt 

eine zentrale Position in der Friedensschrift ein. Die 

Analyse des Ukrainekrieges aus der Sicht der Frie-

denslogik zeigt interessante Perspektiven auf und 

Auswege aus einer total verfahrenen Situation. Die 

Sprache ist sehr verständlich. Zahlreiche Anmerkun-

gen bieten denjenigen, die tiefer in die Thematik ein-

steigen wollen, reichlich Material und Belege. Eine 

lohnende, eine notwendige Schrift zum jetzigen Zeit-

punkt! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ralf Becker, Karen Hinrichs, Heinrich Schäfer, 

Theodor Ziegler, Wer Frieden will, muss mit dem 

Feind reden – Eine ökumenische Friedensschrift 

2026, Edition pace 2026, 7,99 € 

 

Die ökumenische Friedensschrift ist auch im Internet 

als PDF abrufbar: 

https://pub.uni-bielefeld.de/down-

load/3017123/3017124/.Oekumenische-Frieden-

schrift-2026.pdf 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://pub.uni-bielefeld.de/download/3017123/3017124/.Oekumenische-Friedenschrift-2026.pdf
https://pub.uni-bielefeld.de/download/3017123/3017124/.Oekumenische-Friedenschrift-2026.pdf
https://pub.uni-bielefeld.de/download/3017123/3017124/.Oekumenische-Friedenschrift-2026.pdf
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Veranstaltungshinweis: Studientag Friedensarbeit  

 
Die Evangelische Akademie Baden bietet 
einen Studientag zum Thema „Friedens-
arbeit weiterdenken“ an.  
Zeit: Sa. 11. Juli, 9:30 bis 17:00 Uhr 
Ort: Lichthof im EOK, Blumenstraße 1-7 
76133 Karlsruhe 
 

Die EKD-Friedensdenkschrift soll zum Anlass ge-

nommen werden, gemeinsam über die aktuellen 

Fokusthemen und Priorisierungen der kirchlichen 

Friedensarbeit in Baden zu sprechen.  

Der christliche Glaube fordert uns auf, Frieden zu stif-

ten. In der Geschichte der kirchlichen Friedensarbeit 

haben Menschen auf die Traditionen des christlichen 

Glaubens zurückgegriffen, um diese Arbeit sowohl an 

der Basis als auch auf internationaler Ebene zu moti-

vieren, zu gestalten und zu stärken. Die Veröffentli-

chung der EKD-Friedensdenkschrift im November 

2025 hat eine kontroverse Diskussion über die Erwar-

tungen, Methoden und Ziele der kirchlichen Friedens-

arbeit in Deutschland ausgelöst. Dies ist Anlass, auch 

in Baden darüber nachzudenken, wie der friedensethi-

sche Prozess weitergeführt werden kann, welche Posi-

tionierungen weiterführen und wie die konkrete, prak-

tische Friedensarbeit weitergehen soll.  

Die konkreten Herausforderungen für die heutige 

Friedensarbeit sind erheblich. Kriege im Nahen Osten, 

in der Ukraine und in Afrika stellen die Gültigkeit von 

Völkerrecht und Menschenrechten infrage. Künstliche 

Intelligenz verändert die Art und Weise, wie Kriege 

geführt werden. Das Erstarken von Rassismus, Frem-

denfeindlichkeit und rechtsextremen Bewegungen po-

larisiert Gesellschaften. Zudem erhöhen der Klima-

kollaps und der weitgehende Abbau der Entwick-

lungshilfe weltweit das Konfliktpotenzial. In unseren 

Diskussionen werden wir erörtern, wie Kirchen und 

Friedensorganisationen diesen Entwicklungen prak-

tisch entgegenwirken können, welche konkreten Ziele 

wir verfolgen, welche Schritte dafür erforderlich sind 

und welche Rollen Kirchen, Glaubensgemeinschaften 

einnehmen können. Impulsreferate und Workshops 

bringen auch internationale Perspektiven ein. Der Stu-

dientag wird eine Erklärung entwickeln, auf welche 

Bereiche und Ziele sich die zukünftige kirchliche Frie-

densarbeit in der EKIBA konzentrieren soll. 

  

Programm  

   

09:00 – Ankommen  

09:30 – Andacht mit Einführung von Stephen Lakkis 

als Friedensbeauftragter – Mit OKR Dr. Matthias 

Kreplin  

10:00 – Begrüßung und Einleitung: Friedensarbeit 

jenseits der EKD-Denkschrift – Prof. Dr. Stephen 

Lakkis  

10:30 – Entwurf einer Positionierung für die Friedens-

arbeit  

10:45 – Pause  

11:00 – Keynote: Kirchliche Friedensarbeit in autori-

tären Kontexten – Rev. Chris Moore, United Church 

of Christ, USA  

12:00 – Mittagessen  

   

Konkrete Schritte in der Friedensarbeit  

 

12:45 – Einführung in die Workshops  

13:00 – Workshops: Erste Runde  

14:00 – Pause  

14:15 – Workshops: Zweite Runde  

15:15 – Pause  

15:30 – Podiumsdiskussion: Ziele der kirchlichen 

Friedensarbeit – mit Landesbischöfin Prof. Dr. Heike 

Springhart  

16:15 – Entwurf einer Positionierung für die Friedens-

arbeit: Rückmeldungen und Ergänzungen  

17:00 – Ende  

 

Anmeldung bis zum 03. Juli 2026  

https://ev-akademie-baden.de/veranstaltungen/frie-

den/detail/termin/id/1023437-studientag-friedensar-

beit/?vt=1&cb-id=191960 
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